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Nazis entlarvt 

ln Fulda wollte die AfD den Mord an einem Ge¬ 
flüchteten instrumentalisieren. Die Staatsanwalt¬ 
schaft ermittelt. 
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Terrormeile 

Die Hamburger Folterzentrale der Nazis soll zur 
Luxusmeile ohne Erinnerung werden. Konsum statt 
Gedenken? Niemals! 
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Thema der Woche 


Parlament der Arbeit 

Vom 13 . bis 17 . Mai 2018 tagt in Berlin das 
21 . Parlament der Arbeit, der Bundeskon¬ 
gress des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB). Der von ver.di delegierte Olaf Harms 
hofft, dass der Kongress Perspektiven jen¬ 
seits der neoliberalen Agenda entwickelt. 
Er begrüßt, dass der DGB in seinem Antrag 
gegen die Verdopplung des heutigen Rüs¬ 
tungshaushaltes Stellung bezieht. Besser 
aber „wäre es, wenn er und die Mitglieds¬ 
gewerkschaften aktiv Unterschriften unter 
den Appell der Friedensbewegung sammeln 
würden“. 
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Hysterie und Aufrüstung 

Von der Leyen will 12 Milliarden zusätzlich für die Konfrontation mit Russland 



Wie kommen wir nach Osten? Bundeswehr probt den Ernstfall 


U rsula von der Leyen macht 
Ernst. Die Kriegsministerin 
dieser Bundesregierung will 
nach jahrelangen politischen und 
medialen Vorbereitungen die Rolle 
der Bundeswehr neu definieren. Der 
Konflikt in der Ukraine, besonders 
die von ihr so genannte „Annexion“ 
der Krim, haben ihr und ihren Ge¬ 
nerälen die Steilvorlage geliefert, zu¬ 
sätzliche Milliarden Euro zu fordern. 
Zur Vorbereitung gehörte ein neues 
„Weißbuch“ das nach langer Verzö¬ 
gerung 2016 veröffentlicht wurde. In 
ihm wird die bis dahin vorherrschen¬ 
de Fokussierung auf Auslandseinsät¬ 
ze in Frage gestellt. Die Bundeswehr 
müsse, so das umfangreiche Papier, in 
der Landes- und Bündnisverteidigung 
so ausgerüstet, soll heißen aufgerüs¬ 
tet werden, dass dieser Part gleichran¬ 
gig neben der Verteidigung deutscher 
Monopolinteressen wo auch immer 
auf der Erde bespielt werden kann. 

Dem „Weißbuch“ folgt nun, der in¬ 
neren Logik folgend, das Grundsatz¬ 
papier mit dem wohlklingenden Na¬ 
men „Konzeption der Bundeswehr“. 
Behauptet wird darin, dass die Bun¬ 
deswehr in ihrer derzeitigen perso¬ 
nellen und technischen Bestückung 
ihren „Beitrag zur nationalen Sicher¬ 
heitsvorsorge“ nicht ausreichend leis¬ 
ten kann. Ein hoher Nachholbedarf 
wird unterstellt, die Truppe sei ka¬ 
puttgespart worden, da ein sogenann¬ 
tes „dynamisches Verfügungsmanage¬ 
ment“ an die Stelle einer „vollständi¬ 
gen Ausstattung“ getreten sei. Dieser 
Fehlentwicklung müsse nun energisch 
gegengesteuert werden, die Sicher¬ 
heitslage Deutschlands und seiner 
europäischen Verbündeten habe sich 
entscheidend verändert. Neben der 
anhaltenden Krise in der Ukraine, an 
der die alte und die neue Bundesregie¬ 
rung kräftig mitgewirkt haben, sei die 
gesamte europäische „Friedensord¬ 
nung“ in Gefahr geraten. Die Sankti¬ 
onen gegen Russland haben nicht die 
gewünschte Wirkung, selbst Teile der 


600 Menschen, überwiegend Mitglie¬ 
der von SDAJ und DKP, haben am 
Samstag in Trier demonstriert, um zu 
Karl Marx 4 200. Geburtstag zu zeigen, 
dass sie die Ideen des Revolutionärs 
auch heute noch als Richtschnur für 
die Veränderung der Wirklichkeit be¬ 
trachten. Bei der offiziellen Feier der 
Stadt Trier zur Enhüllung des neuen 
Marx-Denkmals betonten Minister¬ 
präsidentin Malu Dreyer (SPD) und 
Vertreter der VR China die deutsch¬ 
chinesische Freundschaft. 

Die Demonstration, zu der neben 
DKP und SDAJ auch Linkspartei und 
Linksjugend-Solid aufgerufen hatten, 
stand unter dem Motto „Nieder mit 
dem Kapitalismus“, das Fronttranspa¬ 
rent zeigte neben dieser Losung ein 
Bild von Karl Marx. Die SDAJ-Vorsit¬ 
zende Lena Kreymann stellte in ihrer 
Rede heraus, dass ihre Organisation an 
diesem Tag nicht nur 200 Jahre Marx, 
sondern auch 50 Jahre SDAJ zu feiern 


deutschen Konzerne wollen die Rück¬ 
nahme dieser Maßnahmen. Doch von 
der Leyen und ihre Parteifreunde im 
Kabinett drehen an der Schraube, re¬ 
den über Bedrohungsszenarien wie 
„Cyberwar“, Infiltration der Industrie 
und den „islamistischen Terror“. Für 
die Umsetzung ihrer Aufrüstungsplä¬ 
ne braucht es anscheinend eine gehö¬ 
rige Portion Hysterie im Volk. 

Allein für diese Legislatur hat von 
der Leyen bereits einen zusätzlichen 
Bedarf von 12 Milliarden Euro ange¬ 
meldet, bekommen soll sie bisher we¬ 
niger als die Hälfte. Dem Haushalts¬ 
entwurf hat die Ministerin daher nur 
unter Vorbehalt zugestimmt. Ein hef¬ 
tiger Streit mit dem Koalitionspartner 
SPD ist bereits entbrannt. Die Vorla¬ 
ge aus dem Kriegsministerium will die 
vollständige Verteidigungsfähigkeit 
zu Lande, zu Wasser, in der Luft, im 
Weltraum und im Cyberraum. Künf- 


habe: „Seit ihrer Gründung an Marx 4 
Geburtstag 1968 kämpft die SDAJ da¬ 
für, diese Verhältnisse umzuwerfen.“ 

Zu der Demonstration waren Mit¬ 
glieder verschiedener kommunistischer 
Parteien aus dem Ausland gekommen: 
Aus dem nahen Luxemburg (KPL), 
Spanien (PCE), der Türkei (TKP) und 
Großbritannien (CPB), aus Frankreich 
(PCF) und der Schweiz (KJ). Auf der 
anschließenden Konferenz „Marx hat 
Zukunft“ sprach der kubanische Bot¬ 
schafter Ramön Ripoll Diaz über den 
Einfluss des Marxismus in der kubani¬ 
schen Revolution seit ihren Anfängen. 

Neben offizieller Marx-Ehrung und 
kommunistischer Demonstration pro¬ 
testierten Reaktionäre gegen das neue 
Marx-Denkmal, das der Stadt Trier von 
der chinesischen Regierung geschenkt 
worden war: Etwa 50 AfD-Leute tru¬ 
gen bei einem „Schweigemarsch“ ein 
Transparent, das Marx 4 Kopf umringt 
von Totenköpfen zeigte und verkün- 


tig sollen drei voll ausgestattete Divi¬ 
sionen mit acht bis zehn Brigaden zur 
Verfügung stehen, die innerhalb von 
drei Monaten voll einsatzbereit sein 
sollen. Die Luftstreitkräfte sollen in 
den kommenden 15 Jahren in die Lage 
versetzt werden, einen multinationa¬ 
len Verband zu führen. Pro Tag sollen 
bis zu 350 Aufklärungs- und Kampf¬ 
einsätze geflogen werden können, drei 
Viertel davon entfielen dann auf die 
Bundeswehr. 

Zu Wasser sollen künftig mindes¬ 
tens 15 Schiffe und Boote gleichzei¬ 
tig einsatzbereit sein. Hierfür müss¬ 
ten dem Fähigkeitsprofil nach in 
den kommenden Jahren sechs Ten¬ 
der, vier Fregatten und die Minenab¬ 
wehreinheiten ersetzt werden. Auch 
soll die Bundesregierung bereits der 
Anschaffung zweier weiterer Versor- 
gungs- und Kommandoschiffe zuge¬ 
stimmt haben. So ganz überraschend 


dete: „Opfer des Kommunismus - wir 
vergessen nicht“. Anhänger von Falun 
Gong stellten ihre Sekte als Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen durch 
die chinesische Regierung dar. 

Bei der offiziellen Feier verbreitete 
die Ministerpräsidentin ebenfalls anti¬ 
kommunistische Vorurteile, wollte sie 
aber nicht in eine zu enge Verbindung 
mit Marx bringen: Man könne Marx 
nicht die Gräueltaten des 20. Jahrhun¬ 
derts anlasten und könne ihn nicht in 
Schwarz-Weiß malen. Das Geschenk 
aus China empfinde sie als eine Säu¬ 
le einer Brücke der Freundschaft zwi¬ 
schen Deutschland und China. Die Sta¬ 
tue werde dazu beitragen, chinesische 
Touristen nach Trier zu locken. Der 
stellvertretende Leiter des Informati¬ 
onsbüros des chinesischen Staatsrates, 
Guo Weimin, stellte ebenfalls die Zu¬ 
sammenarbeit zwischen deutscher und 
chinesischer Regierung und die touris¬ 
tische Bedeutung des Denkmals her¬ 


ist das nicht, denn bereits das „Weiß¬ 
buch 2016“ hatte die strategische Leit¬ 
linie vorgegeben. Dieser Umbau der 
Bundeswehr, begründet auch mit der 
2-Prozent-Vorgabe der NATO, wird 
also nicht nur Abermilliarden Euro 
kosten und die angemaßte Führungs¬ 
rolle Deutschlands innerhalb der im¬ 
perialistischen Kernländer festigen, 
sondern die weitere Militarisierung 
des Landes vorantreiben. 

Mit der Unterschriftenkampagne 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ vereinen 
Gewerkschafterinnen und Friedens¬ 
aktivisten derzeit ihren Kampf für den 
Frieden und gegen die Konfrontation 
mit Russland. Die DKP unterstützt 
diese Kampagne und will bis zum 
UZ-Pressefest am 7. bis 9. September 
30 000 Unterschriften sammeln. 

Herbert Becker 

(Siehe Kommentar Seite 9) 


aus. Außerdem sagte er, dass die Kom¬ 
munistische Partei Chinas mit der Auf¬ 
nahme des Xi-Jinping-Denkens in die 
Parteistatuten auf ihrem 19. Parteitag 
gezeigt habe, dass sie am Marxismus 
und am Sozialismus chinesischer Prä¬ 
gung festhalte. 

Die Konferenz „Marx hat Zukunft 44 
bot im Anschluss an die Enthüllung 
Beiträge, die Marx 4 Denken zur Richt¬ 
schnur nahmen, um die Welt von heute 
zu verstehen und die gewerkschaftli¬ 
chen Kämpfe zu stärken und weiterzu¬ 
entwickeln. Der DKP-Vorsitzende Pa- 
trik Köbele griff das Motto der Kon¬ 
ferenz und Rosa Luxemburgs Worte 
„Sozialismus oder Barbarei“ auf und 
fasste die kommunistische Sicht zum 
Marx-Jubiläum zusammen: „Marx wird 
Zukunft haben - oder die Menschheit 
wird Vergangenheit 44 Olaf Matthes 

Weiterer Bericht und Interview mit 
Lena Kreymann: Seite 8 


1818 Marx 2018 



„Wenn die Befreiung der Ar¬ 
beiterklasse die brüderliche 
Vereinigung und Mitwirkung 
der Arbeiterklasse voraus¬ 
setzt, wie kann sie diese große 
Mission erfüllen, solange eine 
auswärtige Politik, verbreche¬ 
rische Pläne verfolgend, natio¬ 
nale Vorurteile gegeneinander 
aufhetzt und in räuberischen 
Kriegen Blut und Vermögen 
des Volks vergeudet?“ Und wir 
bezeichneten die von der Inter¬ 
nationale erstrebte auswärtige 
Politik mit diesen Worten: „Die 
einfachen Gesetze der Sittlich¬ 
keit und Gerechtigkeit, die die 
Beziehungen zwischen Privat¬ 
leuten regieren sollen, müssen 
auch Geltung erhalten als die 
obersten Gesetze im Verkehr 
zwischen Völkern.“ 

Marx/Engels Werke, MEW Band 17, 
Seite 3 


„Rein in den 
politischen Frühling - 

mit Marx, Engels 
und Lenin“ 

Die Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP bietet im Mai/Juni folgende 
Seminare an: 

2.6. bis 3.6.: Parteitheorie - Grund¬ 
lagen unserer Organisationspolitik 

Seminar für Mitglieder der Gruppenleitun- 
gen zur Notwendigkeit der Kommunisti¬ 
schen Partei und ihren Aufgaben, ihren 
Strukturen und Organisationsprinzipien. 
Nach einem theoretischen Einstieg wird es 
im zweiten Teil um Anforderungen an die 
Arbeit von Gruppenleitungen heute, aber 
auch um ihre Probleme und einen Erfah¬ 
rungsaustausch gehen 

Referenten: Wera Richter, N.N. 

23. 6.bis 24. 6.: „Ran an die Arbei¬ 
terklasse!“: Schnell gesagt, schwer 
gemacht 

Was heißt Klassenpolitik unter den heu¬ 
tigen Bedingungen? Ist es richtig, den 
Schwerpunkt nur auf den „Kern" der Arbei¬ 
terklasse zu setzen? Was bedeutet die ver¬ 
änderte Struktur der Arbeiterklasse für die 
Anlage unserer Politik? Was lernen wir aus 
den Streiks im Sozial- und Gesundheitswe¬ 
sen? Wie verbinden wir betriebliche Orien¬ 
tierung und Arbeit im Wohngebiet? 

Referenten Jörg Miehe, Olaf Harms, 
Jan von Hagen 

Anmeldungen 

> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtrand 68,51373 Leverkusen 

Kostenbeitrag: 

Wochenendseminar 25 Euro (bei 
Anreise am Vortag 30 Euro) 
4-Tage-Seminar: 60 Euro (bei Anrei¬ 
se am Vortag 65 Euro) 


Wessen Marx? 

Gedenken in Trier: DKP demonstriert, offizielle Redner hoffen auf Touristen 
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Wirtschaft und Soziales 
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Demonstration für 
mehr Personal 

Am 20. Juni 2018 kommt der neue 
Gesundheitsminister Jens Spahn 
mit den Gesundheitsministern der 
Länder nach Düsseldorf. Aus die¬ 
sem Anlass ruft ver.di NRW zu einer 
Demonstration für mehr Personal in 
Krankenhäusern und Altenheimen 
auf. 

In dem Aufruf heißt es: „Wir 
werden bei der Arbeit krank. Wir 
sehen Menschen in diesem reichen 
Land schlecht versorgt. Wir sehen 
Menschen sterben. Jeden Tag, jede 
Nacht - viel zu oft allein! Wir wollen 
keine warmen Worte mehr. 

Die Demonstration beginnt am 
20. Juni um 11 Uhr am Düsseldorfer 
Hauptbahnhof. 

Initiative für Pflege 

Der Hamburger Senat hat am 24. Ap¬ 
ril das Zustandekommen der Volksin¬ 
itiative „Hamburger Volksentscheid 
gegen Pflegenotstand in Kranken¬ 
häusern“ festgestellt. Die erforder¬ 
liche Mindestanzahl von 10 000 gül¬ 
tigen Unterschriften erreicht wurde. 
Das Bündnis fordert ein Gesetz zur 
bedarfsgerechten Personalbemes¬ 
sung. Die Bürgerschaft muss nun bis 
zum 27. September entscheiden, ob 
sie die Initiative ablehnt oder sich 
ihr anschließt und die Gesetzesvor¬ 
lage umsetzt. 

„Wir Pflegekräfte stehen vor dem 
Zusammenbruch und die Patientin¬ 
nen und Patienten leiden. Die Poli¬ 
tik muss sich jetzt ernsthaft und in¬ 
haltlich mit uns auseinandersetzen, 
anstatt uns mit Klagen zu bedrohen 
und Kostenvorbehalte vorzuschie¬ 
ben“, sagt Kirsten Rautenstrauch, 
Krankenpflegerin und Sprecherin 
des Bündnisses. 

Mörderische Verquickung 

In Düsseldorf gab es am 200. Ge¬ 
burtstag von Karl Marx die passen¬ 
de Antwort von Kriegsgegnern auf 
die mörderische Verquickung des 
Rüstungskonzerns Rheinmetall AG 
mit der Berliner Regierung. Die 
Enthüllungen reichten von der Per¬ 
sonalrochade zwischen Kabinett und 
Konzernspitze bis hin zu „Freifahrt¬ 
scheinen“ für verbotene Rüstungsex¬ 
porte in Krisenländer wie die Türkei, 
Saudi-Arabien oder den Jemen. Ver¬ 
schiedene kriegführende Kontrahen¬ 
ten greifen dabei jeweils auf Waffen 
von Rheinmetall zurück. 

Wenige Stunden vor Beginn der 
Kundgebung am DGB-Haus hat¬ 
te der Rheinmetall-Vorstand veröf¬ 
fentlicht, dass das Auftragsvolumen 
insgesamt um 40 Prozent auf nahe¬ 
zu 1,6 Milliarden Euro gestiegen sei. 
Der Gewinn wurde mit 47 Millionen 
Euro beziffert. Dem Konzern wur¬ 
de von der Stiftung „ethecon“ der 
Schmähpreis „Black Planet Award“ 
verliehen. Von der VVN-BdA wur¬ 
de die Kooperation der Rüstungs¬ 
schmiede mit dem Naziregime skiz¬ 
ziert. Die „Falken“ unterstrichen die 
aktuellen Verflechtungen zwischen 
GroKo und Rüstungsindustrie. 

Zwangsurlaub 

Siemens schickt nach Pfingsten tau¬ 
sende Kolleginnen und Kollegen 
aus der Kraftwerkssparte in den 
Zwangsurlaub. In der Woche nach 
Pfingsten sollen die Betriebe ge¬ 
schlossen bleiben. Ein drastischer 
Stellenabbau steht noch bevor. 

Entfristen 

ver.di fordert die Bundesregierung 
auf, umgehend für ein Ende der Mög¬ 
lichkeit sachgrundloser Befristungen 
von Arbeitsverhältnissen zu sorgen. 
„Es ist höchste Zeit, das Teilzeit- und 
Befristungsgesetz entsprechend zu 
ändern. Auch die Sachgründe gehö¬ 
ren auf den Prüfstand, um die miss¬ 
bräuchliche Nutzung zu verhindern“, 
sagte die Stellvertretende ver.di-Bun- 
desvorsitzende Andrea Kocsis. Der 
Bundestag habe es in der Hand, für 
Klarheit zu sorgen. Ohne die Mög¬ 
lichkeit, Unternehmen die sachgrund- 
lose Befristung von Arbeitsverträgen 
gesetzlich zu erlauben, hätte es die 
Auseinandersetzungen um Entfris- 
tungskriterien nicht gegeben. 


Perspektiven jenseits der 
neoliberalen Agenda entwickeln 

Erwartungen an den DGB-Bundeskongress 


Vom 13. bis 17. Mai 2018 tagt in Berlin das 21. Parlament der Arbeit, der Bundes¬ 
kongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB). Olaf Harms, Mitglied des 
Parteivorstandes der DKP und Delegierter zu diesem Kongress, wendet sich mit 
einem Denkanstoß an die Delegierten. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

fünf Tage stehen vor uns, den De¬ 
legierten des DGB-Bundeskongresses, 
angereichert mit interessanten Debat¬ 
ten, Redebeiträgen, Erfahrungsaus¬ 
tausch und aber auch Beschlussfas¬ 
sungen zu vielen die Menschen dieses 
Landes berührenden Themen. Wir le¬ 
gen die Grundlage der Politik des DGB 
für die nächsten vier Jahre. 

Viele Themen sind wichtig, einige 
sollten verstärkt in den Fokus unserer 
Beratungen genommen werden. Nur 
die folgenden will ich benennen. 

Abrüsten statt Aufrüsten 

Die Staats- und Regierungschefs der 
Nato-Länder, damit auch die dama¬ 
lige Bundesregierung, haben im Jahr 
2014 in Wales beschlossen, innerhalb 
der nächsten zehn Jahre die Militär¬ 
ausgaben auf 2 Prozent der deutschen 
Wirtschaftsleistung (BIP) zu steigern. 
Für Deutschland umgerechnet bedeu¬ 
tet dies eine Verdoppelung des heuti¬ 
gen Rüstungsetats, der im Jahr 2017 rd. 
37 Mrd. Euro betrug. Eine schrittweise 
Anhebung innerhalb von zehn Jahren 
auf 2 Prozent des BIP bei angenomme¬ 
nem Wirtschaftswachstum von 2 Pro¬ 
zent pro Jahr würde einem Betrag von 
rd. 75 Mrd. Euro in 2024 entsprechen. 

Dankenswerterweise hat die Frie¬ 
densbewegung dazu aufgerufen, mittels 
einer Unterschriftensammlung dage¬ 
gen Widerstand zu leisten. Sie verweist 
zu Recht darauf, dass diese 2 Prozent 
im zivilen Bereich fehlen, so z.B. bei 
Schulen und Kitas, sozialem Woh¬ 
nungsbau, Krankenhäusern, öffentli¬ 
chem Nahverkehr und Alterssicherung. 

Es ist gut, dass der DGB in seinem 
Antrag dagegen Stellung bezieht. Bes¬ 
ser wäre es, wenn er und die Mitglieds¬ 
gewerkschaften aktiv Unterschriften 
unter den Appell der Friedensbewe¬ 
gung sammeln würden. 

Keine Erhöhung der Rüstungsaus¬ 
gaben - Abrüsten ist das Gebot der 
Stunde! 

„Mehr von uns ist 
besser für alle“ 

Unter diesem Motto haben insbeson¬ 
dere in den letzten drei Jahren die Be¬ 
schäftigten der Krankenhäuser für eine 
klare Personalbemessung geworben 
und gestritten. Nach eigenen Unter¬ 
suchungen von ver.di fehlen in diesem 
Bereich rund 162 000 Vollzeitkräfte, 
allein 70 000 in der Pflege. Im Koaliti¬ 
onsvertrag haben sich die Parteien der 
Bundesregierung darauf verständigt, 
Regelungen für Personaluntergrenzen 
zu schaffen. Dies reicht jedoch bei wei¬ 
tem nicht aus. Denn es ist nicht für ein 
Minimum zu sorgen, sondern für eine 
ausreichende und erforderliche Anzahl 
von Pflegekräften. 

In den Städten Hamburg und Berlin 
wurden inzwischen erfolgreich Volks¬ 
initiativen zur Verbesserung der Situ¬ 
ation in den Krankenhäusern durch¬ 
geführt. Unterstützt von mehreren 
zehntausend Unterschriften wurden 
entsprechende Forderungen an die 
Landesregierungen übergeben. In an¬ 
deren Bundesländern gibt es ebenfalls 
entsprechende Vorbereitungen. All 
das vor dem Hintergrund, dass bereits 
heute die Bundesländer entsprechen¬ 
de Vorgaben in den jeweiligen Landes¬ 
krankenhausgesetzen machen können, 
um die Sicherheit der Patientinnen und 
Patienten zu gewährleisten. Darüber 
hinaus gibt es eine durchaus berech¬ 
tigte Skepsis, ob die Bundesregierung 
diesen Teil ihres Koalitionsvertrages 
zeitnah umsetzen will. 

Die Frage der Personalbemessung 
in den Krankenhäusern strahlt jedoch 
weit über diesen Bereich hinaus aus 
und ist letztlich eine strategische Fra¬ 



Olaf Harms 


ge in der Auseinandersetzung mit der 
Kapitalseite. Denn was für das Pflege¬ 
personal gut und richtig ist, kann für 
die Verkäuferin, den Finanzbeamten, 
den Wartungstechniker und viele an¬ 
dere mehr nicht schlecht sein - nämlich 
den Personalbedarf an einer Größe des 
arbeitstäglichen Pensums zu bemessen. 
Insbesondere vor dem Hintergrund der 
Digitalisierung der Arbeit können wir 
eine Intensivierung feststellen, ohne 
dass es dafür entsprechende Ausglei¬ 
che in Entgelt oder gar in Freizeit gibt. 
Ein Mittel kann sein, zukünftig auch in 
Tarifverträgen das Arbeitspensum zu 
regulieren. 

Neben der Länge der Arbeitszeit 
und der Höhe des Entgelts ist ein Fo¬ 
kus auch auf die Menge der zu leis¬ 


tenden Arbeit zu richten. Im Ergebnis 
können damit nicht nur Arbeitsplätze 
gesichert, sondern auch neue Arbeits¬ 
plätze geschaffen werden. 

Streikrecht verteidigen! 

Im Jahr 2015 wurde in Umsetzung 
der Vereinbarung der Großen Koali¬ 
tion von CDU/CSU und SPD das so¬ 
genannte Tarifeinheitsgesetz geschaf¬ 
fen. Damit sollte der Koalitions- und 
Tarifpluralismus in geordnete Bahnen 
gelenkt werden unter Anwendung des 
Grundsatzes der Tarifeinheit nach dem 
betriebsbezogenen Mehrheitsprinzip. 

Unberücksichtigt blieb, dass es das 
Kapital war und ist, welches nach Be¬ 
lieben outsourct und gleichzeitig Ta¬ 
rifflucht begeht und ebenso nach Be¬ 
lieben Tarifverträge mit Standesorga¬ 
nisation abschließt, aber diesen selber 


verursachten Koalitionspluralismus 
gesetzlich regeln lassen wollte. Schon 
im Jahr 2014 wurde von gleicher Sei¬ 
te eingebracht, dass auch die Zumut¬ 
barkeit von Streiks geregelt werden 
müsste. Ein Vorschlag dazu wurde im 
Januar 2015 von der CSU unterbreitet. 
Im Bereich der Daseinsvorsorge soll¬ 
ten Streiks nur noch dann möglich sein, 
wenn es vorher zwingend eine Schlich¬ 
tung gegeben hat und Streiks mit ei¬ 
nem Vorlauf von vier Tagen angekün¬ 
digt werden und es während der Streiks 
eine Mindestgrundversorgung gäbe. 

Fast genau zwei Jahre nach Inkraft¬ 
treten des Tarifeinheitsgesetzes hat das 
Bundesverfassungsgericht im letzten 
Jahr entschieden, dass dieses Gesetz 
grundsätzlich mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist, jedoch hinsichtlich mög¬ 
licher Nachteile von einzelnen Berufs¬ 
gruppen gesetzliche Nachbesserungen 
bis Ende 2018 durch den Gesetzgeber 
vorgenommen werden müssen. Doch 
vor dem Hintergrund der seitens des 
Kapitals weiter massiv betriebenen 
Tarifflucht, der zum Zwecke von Ta¬ 
rifdumping und Untergrabung der ge¬ 
setzlichen Mitbestimmungsrechte von 
Interessenvertretungen betriebenen 
Ausgliederungen eigener Betriebstei- 
le und der Digitalisierung der Arbeit 
ist zu befürchten, dass es zukünftig ver¬ 
mehrt Standesorganisationen für ein¬ 
zelne Berufsgruppen bzw. Branchen 
geben wird. Das wird weiterhin zulas¬ 
ten der Durchsetzungsmacht unserer 
Gewerkschaften gehen, insbesondere 
wenn die Bundesregierung theoretisch 
denkbare Nachteile aus dem Tarifein- 
heitsgesetz für Berufs- bzw. Branchen¬ 
gruppen gesetzlich regeln und diesen 
Gruppen damit einen besonderen Stel¬ 


lenwert zukommen lassen wird. 

Um das zu vermeiden müssen so¬ 
wohl der DGB als auch dessen Mit¬ 
gliedsgewerkschaften Druck auf die¬ 
se Bundesregierung entfalten. Dabei 
gilt aber auch, das Tarifeinheitsgesetz 
grundsätzlich infrage zu stellen. Jeder 
bloße Versuch, das Streikrecht in ir¬ 
gendeiner Weise einzuschränken, be¬ 
darf des entschiedenen Widerstands. 

Transformation - wohin? 

Mit dieser Begrifflichkeit wird der 
Versuch gemacht, im Wesentlichen 
die Auswirkungen der Digitalisierung 
nachteilsfrei für die Beschäftigten zu 
regeln. Mit dem Antrag A001 soll ein 
breiter gesellschaftspolitischer Zu¬ 
kunftsdialog initiiert werden, der Per¬ 
spektiven jenseits der neoliberalen 
Agenda der letzten Jahrzehnte entwi¬ 


ckelt und Leitlinien für eine progressi¬ 
ve Modernisierungspolitik erarbeitet. 

Ich begrüße sehr einen solchen Zu¬ 
kunftsdialog. Jedoch sollte dieser nicht 
nur darauf beschränkt sein, innerhalb 
des bestehenden Kapitalismus seine 
neoliberalen Varianten zu überwinden. 
Er sollte aus meiner Sicht auch den Ka¬ 
pitalismus an sich infrage stellen. 

Viele Anträge sollen die Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen nicht nur der 
Beschäftigten, sondern aller Menschen 
in diesem Land verbessern. Insbeson¬ 
dere sollen die sozialpolitisch katas¬ 
trophalen Folgen der Agenda 2010 und 
Hartz IV zumindest abgeschwächt wer¬ 
den. Insgesamt geht es in vielen Anträ¬ 
gen um prekäre Beschäftigung, Leihar¬ 
beit und Werkverträge oder Mitbestim¬ 
mungsrechte und Außenweiterbildung 
oder um Perspektive und Zukunftsfel¬ 
der. 

Und den meisten dieser Anträge 
ist zuzustimmen, jedoch wird die Ur¬ 
sache der Mängel weder benannt noch 
angegangen: der Kapitalismus. Er ist es 
doch, der die Lebensbedingungen der 
Menschen bestimmt. Seine Prinzipien 
sind die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen, die private An¬ 
eignung des Mehrwerts und der Zwang 
zum Profitstreben. Daraus folgen doch 
Hungerlöhne, Arbeit bis zum Umfal¬ 
len, ein menschenunwürdiges Leben in 
Armut und eine fehlende Perspektive 
für hunderttausende Jugendliche ohne 
Ausbildungsplatz - letztlich ohne die 
Chance auf gleichberechtigte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben. Wäre es 
nicht hohe Zeit, endlich wieder einmal 
über Alternativen zum Kapitalismus 
nachzudenken und nicht nur über eine 
Transformation innerhalb desselben? 


Das geht jedoch nicht, ohne die Eigen¬ 
tumsfrage zu stellen: die Frage, warum 
die Unternehmen nicht denjenigen 
gehören, die für den jeweiligen wirt¬ 
schaftlichen Erfolg maßgeblich verant¬ 
wortlich sind, nämlich den arbeitenden 
Menschen. 

Auf diesem Bundeskongress könn¬ 
te der Startschuss für eine Diskussi¬ 
on über gesellschaftliche Alternativen 
zum Kapitalismus gelegt werden, die, 
im DGB und seinen Mitgliedsgewerk¬ 
schaften beginnend, mit der Zivilgesell¬ 
schaft geführt werden. 

Uns wünsche ich die Kraft und 
Klugheit, aber auch die Duldsamkeit, 
die richtigen Beschlüsse gemeinsam zu 
fassen. 

Mit kollegialen Grüßen 

Olaf Harms 
ver.di-Delegierter 
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Rüstungsmesse 
ITEC stoppen 

Proteste gegen die deutschen Waffenschmieden 



Der letzte Betriebsrat 

„Deliveroo“ schaltet Mitbestimmung aus 

Kölner Fahrradkuriere haben einen Betriebsrat beim Lieferservice „Deliveroo“ 
erkämpft (UZ vom 16. Februar 2018). Jetzt läuft der befristete Vertrag von Orry 
Mittenmayer, dem letzten Betriebsrat, aus, aber der Kampf gegen Befristung und 
Minilöhne soll weitergehen. 


„Liefern am Limit“ am i. Mai in Köln 


UZ: Wir hatten uns das letzte Mal ge¬ 
sprochen, als ihr kurz vor der Betriebs¬ 
ratswahl standet. Wie ging es weiter? 

Orry Mittenmayer: Genau, dann gab es 
die Betriebsrats wählen Anfang Febru¬ 
ar. Es ist so ausgegangen, dass wir Mo¬ 
nat für Monat einen Betriebsrat verlo¬ 
ren haben, so dass ich seit knapp drei 
bis vier Wochen der letzte Betriebsrat 
bin. Wir haben aber vorausschauend 
agiert und haben ein paar Beschlüsse 
auf Vorrat gestapelt, sodass ich immer 
noch ein bisschen agieren und Deli¬ 
veroo dazwischenfunken kann bei dem 
Versuch, demokratische Mitbestim¬ 
mung auszuschalten. 

UZ: Wie sahen die Beschlüsse aus, die 
ihr vorsorglich getroffen habt? 

Orry Mittenmayer: Dazu kann ich lei¬ 
der nichts Genaueres sagen. Wenn ich 
das mache, dann würde ich dem Be¬ 
triebsrat, also mir selber, ans Bein pin¬ 
keln, weil Deliveroo teilweise bis heute 
nicht weiß, was wir Vorhaben und ich 
das rechtlich auch gar nicht öffentlich 
sagen darf. Ich kann aber auf jeden 
Fall sagen, dass es Deliveroo ordent¬ 
lich nerven wird. Wir beziehen uns da 
auf Paragraph 87, „Erzwingbare Mitbe¬ 
stimmung“. 

UZ: Wie viele wart ihr zu Beginn und 
warum mussten deine Betriebsrats hol¬ 
le gen gehen? 

Orry Mittenmayer: Wir waren zu Be¬ 
ginn fünf Betriebsräte mit einem stell¬ 
vertretenden Betriebsrat. Dann sind 
die befristeten Verträge meiner Kolle¬ 
gen ausgelaufen und sie mussten ge¬ 
hen. Aber alle Betriebsräte sind vor 
das Arbeitsgericht gegangen, um eine 
Entfristung ihrer Verträge einzukla¬ 
gen. 

UZ: Wie sieht es derzeit bei den Kol¬ 
legen aus, die bei Deliveroo ohne Be¬ 
triebsrat arbeiten aus? 

Orry Mittenmayer: Wir haben es dank 
der „Liefern am Limit “-Kampagne 
geschafft die Öffentlichkeit und auch 
andere Kollegen zu mobilisieren. Das 
spricht viele junge Menschen und vor 
allem Kunden an, die mittlerweile auf 
unserer Seite stehen. 

Wir hatten am Montag, den 30. Ap¬ 
ril einen Gastauftritt bei „Hart aber 
fair“ in der ARD und seitdem haben 
wir nochmal mediale Resonanz be¬ 
kommen, die wir nutzen möchten. Am 
1. Mai haben wir mit vielen anderen 
Fahrern auf der 1.-Mai-Demonstration 
in Köln demonstriert. 

Man kann schon sagen, dass mit je¬ 
der Woche der Druck auf Deliveroo 


immer größer wird und wir immer 
mehr Solidarität erfahren. 

UZ: Bei „Hart aber fair“ meinte der 
FDP-Chef Christian Lindner nach dei¬ 
nem Gastbeitrag, dass er den Deliveroo- 
Kurieren immer 2 Euro Trinkgeld geben 
würde. 

Orry Mittenmayer: Als Herr Lindner 
das gesagt hat, wäre ich ihm am liebs¬ 
ten ins Gesicht gesprungen. Mit 2 Euro 
Trinkgeld kommt man nicht wirklich 
aus der Niedriglohnfalle. So was zu 
sagen, ist halt schon sehr peinlich. Da 
denke ich mir, wie kann man so reali- 
tätsfern leben. Das ist schon ein deut¬ 
liches Armutszeugnis für die FDP als 
Ganzes, dass die so einem folgen. 

UZ: Was war dein Eindruck von der 
ganzen Sendung? Du warst ja live dabei. 

Orry Mittenmayer: Mein Gesamtein¬ 
druck war, dass zumindest der Bun¬ 
desarbeitsminister Hubertus Heil sich 



Orry Mittenmayer 


mehr oder weniger auf die Sendung 
vorbereitet hatte, während Lindner sich 
mit seinen üblichen Plattitüden ver¬ 
sucht hat zu proülieren. Das ist halt so 
die wirtschaftsliberale Arroganz, die da 
besonders deutlich zum Ausdruck kam. 

UZ: Du meintest, Heil hätte sich zumin¬ 
dest vorbereitet. Glaubst du, dass er jetzt 
was für euch tun wird? 

Orry Mittenmayer: Wir sind gerade in 
Gesprächen, wann wir bei ihm einen Ter¬ 
min bekommen. Wir haben natürlich die 
Hoffnung, dass er tatsächlich zu seinem 
Wort stehen wird und wir erwarten das 
auch. Wir werden uns da jetzt auch nicht 
abspeisen lassen mit irgendwelchen Ent¬ 
schuldigungen. Es soll nämlich nicht bei 
leeren Versprechungen bleiben. 

UZ: Euer Arbeitskampf war der erste, 
der auch digital geführt worden ist. Was 
können andere von euch lernen? 


Orry Mittenmayer: So was gab es in 

dieser Form noch nie, dieses Zusam¬ 
menspiel aus traditionellem und di¬ 
gitalem Arbeitskampf. Man muss mit 
der Digitalisierung mitgehen und mit¬ 
halten, damit man so was schaffen 
kann. Unternehmen, gerade im pri¬ 
vaten Sektor, versuchen die neusten 
technologischen Innovationen mit an 
Bord zu haben. Die haben halt dann 
auch die besten Social-Media-Berater. 
Da müssen die Gewerkschaften mit¬ 
halten und Zusehen ihre Sichtbarkeit 
zu verbessern. Social-Media darf man 
nicht unterschätzen. Das sind die Ka¬ 
näle, wo man kommuniziert und sich 
organisiert. 

UZ: Was würdest du Kolleginnen und 
Kollegen raten, die vor Arbeitskämp¬ 
fen stehen? 

Orry Mittenmayer: WhatsApp ist das 
Ding, um sich erst mal zu verabreden. 
Das ist am unkompliziertesten, die 
Nummern austauschen und dann eine 
Gruppe gründen und sich organisie¬ 
ren. Da sind wir ja in einem Zeitalter, 
wo das ja mega-easy ist. 

UZ: Wie kommt man mit den Men¬ 
schen, die einen unterstützen könnten, 
in Kontakt? 

Orry Mittenmayer: Das ist dann ein 
Mischmasch aus traditioneller Ar¬ 
beit, wie das die Gewerkschaften ma¬ 
chen - das heißt auf die Straße gehen, 
Protest organisieren, Flyer verteilen, 
mit den Menschen reden, Veranstal¬ 
tungen machen -, aber gleichzeitig 
muss man sich Facebook genauer an¬ 
schauen. Man zieht eine Seite auf und 
Facebook stellt dir dann Instrumen¬ 
te zur Verfügung, wo dann Facebook 
für dich analysiert, welche Zielgrup¬ 
pe du am ehesten mit welchen Bei¬ 
trägen erreichen kannst. Das heißt, 
dass Facebook das effektivste Mittel 
ist, um schnell bundesweit genau die 
Menschen zu interessieren, die auch 
Kuriere sind, die politisch interessiert 
oder gewerkschaftlich organisiert 
sind. Deswegen haben wir das auch 
geschafft. 

UZ: Wie wird der Kampf bei Deli¬ 
veroo weitergehen, ohne Betriebsrat, 
ohne dich? 

Orry Mittenmayer: Erstmal gehen 
alle Betriebsräte vor das Arbeitsge¬ 
richt. Darüber hinaus werden wir uns 
ehrenamtlich weiter engagieren, wei¬ 
ter Druck gegen Deliveroo aufbau¬ 
en, Aufklärungsarbeit leisten. Wir 
werden uns noch eine Menge mehr 
einfallen lassen und „Liefern am Li¬ 
mit“ noch größer machen und uns, ge¬ 
rade in anderen Bundesländern, wei¬ 
ter vernetzen. Wir wollen noch mehr 
Druck ausüben, überall dort, wo De- 
liveroo ist. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Vom 15. bis 17. Mai 2018 findet in 
den Stuttgarter Messehallen die Rüs¬ 
tungsmesse ITEC statt. Sie ist eine 
der größten Militär- und Waffentech¬ 
nikmessen weltweit. Über hundert 
Rüstungsunternehmen präsentieren 
ihre neuesten Rüstungsgüter. Hier 
werden die neuesten Trends im IT- 
gestützten Morden vorgeführt. Ein 
internationales Fachpublikum kauft 
sich Software und Hightech für ihre 
Armeen ein. Unter den zahlreichen 
Waffenschmieden wird beispielswei¬ 
se auch Rheinmetall sein, mit deren 
Leopard-2-Panzern die Türkei der¬ 
zeit die nordsyrische Region Afrin 
angreift. 

Gegen die Rüstungsmesse hat sich 
ein breites Bündnis aus über 30 Or¬ 
ganisationen gegründet. Im Bündnis 
arbeiten diverse Friedensinitiativen 
mit, aber auch Attac, die VVN/BdA, 
die DKP Stuttgart und Baden-Würt¬ 
temberg, der DGB-Stadtverband 
Stuttgart und viele andere. Während 
der Messe wird es eine Dauermahn¬ 
wache geben, aber auch viele Info¬ 
veranstaltungen, Kundgebungen, an¬ 
timilitaristische Ausflüge. Am 17. Mai 
ist um 18 Uhr die gemeinsame Ab¬ 
schlusskundgebung vor dem Stutt¬ 
garter Rathaus. 

Bereits im Januar gab es eine ers¬ 
te Protestaktion vor dem Stuttgarter 
Rathaus. Ende April wurde bei einer 
Stadtrallye der Eingang des Rathau¬ 
ses mit Plakaten „verschönert“ wie: 
„Krieg beginnt hier - Widerstand 
auch!“, „Kriegsgeräte verschrotten“, 
„Keine ITEC in Stuttgart“, „Kriege 
sabotieren“, „Töten per Mausklick - 
Stuttgart mittendrin und voll dabei“, 
„No war but dass war“. 

Thaies ist neben Rheinmetall ei¬ 
ner der Hauptsponsoren der ITEC. 
Der französische Mischkonzern hat 
militärische und zivile Sparten und 
beschäftigt an seinem deutschen 
Hauptsitz in Ditzingen bei Stuttgart 


Nur noch knapp jeder dritte Betrieb 
in West- und gerade einmal jeder 
fünfte Betrieb in Ostdeutschland ist 
tarifgebunden. Die Aufspaltung der 
Belegschaften durch Auslagerungen 
von Betriebsteilen ist eine beliebte 
Methode der Tarifflucht. Eine ande¬ 
re: Immer mehr Unternehmen haben 
in ihren Arbeitgeberverbänden nur 
noch eine OT-Mitgliedschaft (also 
ohne Tarifbindung). 

Von den rund 73 000 als gültig in 
das Tarifregister eingetragenen Ta¬ 
rifverträgen sind zur Zeit 443 und 
damit weniger als 1 Prozent allge¬ 
meinverbindlich. Ob Esprit, Edeka 
oder Amazon: Viele Unternehmen 
sind nicht mehr in der Tarifbindung 
und können sich so durch niedrige¬ 
re Löhne Wettbewerbsvorteile ver¬ 
schaffen. 

Auch Real will sich auf Kosten 
seiner 34 000 Beschäftigten sanieren. 
Der Konzern fängt bei den Gehältern 
an und kündigt an, aus dem Tarifver¬ 
trag auszusteigen. 

Immer weniger Unternehmen 
sind an den Tarifvertrag gebunden. 
Das unterstreicht die Wichtigkeit der 
Ausweitung der Allgemeinverbind¬ 
lichkeit von Tarifverträgen. Schon am 
15. März 1957 definierte das Oberver¬ 
waltungsgericht Berlin die Notwen¬ 
digkeit, Funktion und Zulässigkeit 
von allgemeinverbindlichen Tarifver¬ 
trägen so: „... dass ein Tarifvertrag für 


knapp 1 500 Kolleginnen und Kol¬ 
legen. Knapp ein Drittel des Um¬ 
satzes von 650 Mio. Euro (2016) er¬ 
wirtschaftete Thaies in Deutschland 
mit Militärtechnik. Unter anderem 
ist der Konzern an Feuerleittechnik 
für Marineschiffe und anderen Waf¬ 
fensystemen beteiligt - so sollten die 
an Saudi-Arabien zu liefernden Pan¬ 
zerhaubitzen und Leopard-II-Panzer 
mit Technik von Thaies ausgestattet 
werden. Nach eigenen Angaben bie¬ 
tet Thaies Deutschland „seinen Kun¬ 
den im In- und Ausland modernste, 
hochsichere und verfügbare Kom- 
munikations-, Informations- und 
Steuerungssysteme sowie Dienst¬ 
leistungen für einen sicheren Land-, 
Luft- und Seeverkehr sowie für zivi¬ 
le und militärische Sicherheits- und 
Schutzanforderungen“. Der Konzern 
hat seinen Umsatz im ersten Quartal 
deutlich (um 7,2 Prozent) gesteigert. 
Gefragt waren u.a. Radar- und Cy¬ 
bersicherheitssysteme, wodurch die 
Rüstungssparte des Unternehmens 
auf ein Wachstum von knapp zehn 
Prozent kam. 

Im März 2017 ging Thaies 
Deutschland mit dem Gymnasium 
und der Realschule in der Glemsaue 
in Ditzingen Bildungspartnerschaf¬ 
ten ein. In einer Presseinformation 
des Konzerns heißt es: „Innerhalb 
der Bildungspartnerschaft wird Tha¬ 
ies Deutschland nicht nur Schüler¬ 
projekte der Schulen unterstützen, 
sondern auch Fachvorträge halten, 
Bewerbertrainings begleiten und 
Unternehmensbesuche ermöglichen.“ 
OB Makurath begrüßte die Verein¬ 
barung und freute sich, dass „unsere 
beiden Schulen mit Thaies Deutsch¬ 
land einen so renommierten Partner 
aus Ditzingen gewinnen konnten.“ 

Christa Hourani/Konni Lopau 

Weitere Infos unter: http://www.itec- 
stoppen.de 


allgemeinverbindlich zu erklären ist, 
wenn ein allgemeines Bedürfnis be¬ 
steht, gleichartige, dauerhafte und 
angemessen soziale Arbeitsbedin¬ 
gungen durchzusetzen, den Arbeits¬ 
frieden zu sichern sowie Lohndrück¬ 
erei und einen nicht tragbaren, von 
einer widerstrebenden Minderheit 
bewirkten unlauteren Wettbewerb 
(Schmutzkonkurrenz) zu beseitigen, 
durch den unbillige, d.h. weder sitt¬ 
liche noch wirtschaftlich gerechtfer¬ 
tigte Vorteile erlangt werden.“ Außer¬ 
dem soll verhindert werden, dass etwa 
das Tarifgefüge erschüttert wird. 

Mit Blick in Richtung Bundesre¬ 
gierung bewertete der Vorsitzende 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
Reiner Hoffmann, die Absichtserklä¬ 
rung für eine bessere Tarifbindung 
im Koalitionsvertrag als nicht ausrei¬ 
chend und warnte: „Wir werden nicht 
zulassen, dass es bei Lippenbekennt¬ 
nissen bleibt.“ Klar ist aber auch, all¬ 
gemeinverbindliche Tarifverträge 
sind Ausdruck der organisatorischen 
Schwäche der Gewerkschaften. Nur 
millionenstarke Gewerkschaften sind 
stärker als Millionäre. Nur kämpferi¬ 
sche Gewerkschaften können den Be¬ 
schäftigten ein Einkommen erstrei¬ 
ten, die Spirale der Schmutzkonkur¬ 
renz nach unten aufhalten und Löhne 
und Renten durchsetzen, von denen 
sich gut leben lässt. 

Manfred Dietenberger 



Ohne Tarifbindung 

Immer mehr Betriebe steigen aus 
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Nazis identifiziert 

AfD versucht Mord an Geflüchtetem zu instrumentalisieren • Antifaschisten in Fulda angegriffen 


UZ: Was ist am 30. April in Fulda ge¬ 
schehen? 

Andreas Goerke: Neonazis haben Jagd 
auf Jugendliche gemacht, sie angegrif¬ 
fen und geschlagen. Der Hintergrund 
ist folgender: In Fulda wurde vor 14 
Tagen ein Geflüchteter von der Polizei 
erschossen. Der Geflüchtete soll unter 
Drogen gestanden und randaliert ha¬ 
ben. Angeblich soll er auf einen Poli¬ 
zisten losgegangen sein, der dann Panik 
bekommen, seine Waffe gezogen und 
den Geflüchteten erschossen hat. Die¬ 
ser Vorfall hat eine ziemliche Unruhe 
in der Stadt ausgelöst und die AfD hat 
versucht, das für sich auszuschlachten. 
Sie hat zum 30. April zu einer Kund¬ 
gebung unter dem Motto „Solidarität 
mit der Polizei in Osthessen“ aufgeru¬ 
fen. Damit sind sie aber ziemlich auf 
die Backe gefallen. Es nahmen nur 70 
Leute aus ihrem rechten Spektrum an 
der Kundgebung teil, aber zirka 300 
Gegendemonstranten, die aus unserem 
Umfeld kommen, haben sich drunter¬ 
gemischt und die Veranstaltung zum Fi¬ 
asko gemacht. 

Parallel haben wir als Verein „Fulda 
stellt sich quer“ keine 500 Meter davon 
entfernt eine Großkundgebung unter 
dem Motto „Fulda weltoffen, bunt und 
tolerant - Für ein friedliches Miteinan¬ 
der“ mit knapp 700 Leuten veranstal¬ 
tet. Neben Redebeiträgen haben viele 
Bands bis 22 Uhr auf unserer Kund¬ 
gebung gespielt. Am Abend wollten 
dann einige Jugendliche sich noch was 
zu trinken holen. In einem Supermarkt 
sind sie dann von vier Neonazis ange¬ 
griffen und geschlagen worden. 

UZ: Wisst ihr, wer die Angreifer waren? 

Andreas Goerke: Wir hatten Glück im 
Unglück. Jemand hatte Fotos von den 
Teilnehmern der AfD-Kundgebung ge¬ 
macht und so konnten wir die Schläger 
identifizieren, obwohl sie nach ihrer Tat 
abgehauen sind. Es handelt sich dabei 
um stadtbekannte Neonazis, den Kreis¬ 
vorsitzenden der NPD, zwei von der 


„Jungen Alternative“ und einer vom 
„III. Weg“. Wir haben die Fotos und 
die Zeugenaussagen und jetzt ist ein 
Verfahren gegen sie eingeleitet worden. 

UZ: Warum kommt es in Fulda so oft 
zu Naziübergriffen? 

Andreas Goerke: Die AfD in Fulda ist 
fast identisch mit den Identitären und 
pflegt enge Kontakte zur NPD, zum 
„III. Weg“ und zu den Republikanern. 

Der Verein, bei dem ich aktiv bin, 
heißt „Fulda stellt sich quer“. Das ist ein 
eingetragener, gemeinnütziger Verein. 


Wir haben es im Februar letzten Jah¬ 
res geschafft, dass eine Veranstaltung 
mit Bernd Hoecke in Fulda nicht statt¬ 
gefunden hat. Die AfD musste sie im 
Vorfeld absagen. Seitdem werde ich 
zum Beispiel bedroht. Ich hatte schon 
einen SEK-Einsatz und mehrere Feu¬ 
erwehr-Einsätze in meinem Haus, etli¬ 
che Drohbriefe und eine Morddrohung 
selbst gegen meinen Sohn. 

UZ: Wie wehrst du dich dagegen? 

Andreas Goerke: Aktuell reiche ich 
gerade eine Unterlassungsklage gegen 


den AfD-Bundestagsabgeordneten 
Martin Hohmann und den AfD-Kreis- 
vorsitzenden Dietmar Vey ein. 

Sie haben mich auf ihrer Kund¬ 
gebung am 30. Mai als Steineschmei- 
ßer, linksradikalen Terroristen und 
Gewalttäter bezeichnet. Das ist jetzt 
schon die zweite Unterlassungsklage. 
Beim ersten Mal haben sie mich be¬ 
zichtigt, ich hätte Kotbeutel auf eine 
AfD-Veranstaltung geworfen. „Fulda 
stellt sich quer“ ist ein friedlicher Ver¬ 
ein, der antifaschistische Arbeit leis¬ 
tet, und sowas lassen wir nicht auf uns 
sitzen. 


UZ: Jetzt hat die Staatsanwaltschaft ge¬ 
gen einen Funktionär im Landesvor¬ 
stand der „Jungen Alternative“ und im 
Kreisvorstand der AfD-Fulda auf ge¬ 
nommen. Wie kam es dazu? 

Andreas Goerke: Der Hauptverdächtige 
soll für die Drohungen und Angriffe ge¬ 
gen mich verantwortlich sein. Die Staats¬ 
anwaltschaft hatte schon mal ermittelt, 
aber dann wieder eingestellt. Er ist an¬ 
scheinend aus den eigenen Reihen ver¬ 
pfiffen worden. Viel mehr kann man zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht dazu sagen. 
Das Gespräch führte Christoph Hentschel 



#noPAG 

Münchner Jugendliche demonstrierten gegen neues Polizeiaufgabengesetz 



DKP-Pressemitteilung 


Nein zum PAG! 

Ordnungszelle Bayern zum Unruheherd machen 


Die Proteste gegen das geplante Poli¬ 
zeiaufgabengesetz in Bayern nehmen 
Fahrt auf. Innerhalb des breiten Bünd¬ 
nisses „#noPAG - NEIN zum neu¬ 
en Polizeiaufgabengesetz Bayern“, in 
dem sich Gewerkschaften, Parteien von 
FDP bis DKP, zahlreiche Jugendorga¬ 
nisationen und Verbände versammelt 
haben und am 10. Mai eine zentrale 
Großdemonstration in München (nach 
Redaktionsschluss) durchführten, for¬ 
mierte sich auch ein Jugendblock, der 
am 4. Mai eine Mobi-Demo mit mehr 
als 350 Teilnehmern organisierte. 

Über die neuesten Pläne von Minis¬ 
terpräsident Markus Söder und seiner 
CSU lacht in Bayern niemand mehr. 
Am allerwenigsten die Jugend, ange¬ 
sichts der reaktionären Pläne mit de¬ 
nen die Landesregierung ihre Zukunft 
verbauen will. Während die Berliner 
Fraktion der CSU mit hetzerischen 
Sprüchen den öffentlichen Diskurs 
weiter nach rechts verschieben will, 
wird in Bayern der Rechtsruck schon in 
die Praxis umgesetzt. Strikte Abschie- 
bepraxis, reaktionärer Kreuzerlass, 
stigmatisierendes Psychisch-Kranke- 
„Hilfe“-Gesetz - doch Markus Söder 
und seine bayerische Law-and-Order- 
Fraktion setzen noch einen drauf: nach 
dem Beschluss des sogenannten „Ge- 
fährder-Gesetzes“ im Juli 2017 soll die 
Polizei nun mit der Novellierung des 
Polizeiaufgabengesetzes mit geheim¬ 
dienstlichen Befugnissen ausgestattet 
und eine umfassende Überwachung 
der Bürger legalisiert werden - ein 
drastischer Angriff auf die Freiheits¬ 
und Bürgerrechte! 

Die #noPAG-Jugend vereint ein eben¬ 
so breites Spektrum wie das Bündnis 


selbst. Neben einer Vielzahl an par¬ 
teinahen und gewerkschaftlichen Ju¬ 
gendorganisationen, wie die SDAJ, 
unterstützen beispielsweise auch der 
Kreisjugendring und die Afro-Jugend 
die Aktionen. In der vergangenen 
Woche fanden zahlreiche Infoveran¬ 
staltungen und ein Plenum vor der 
Münchner Uni statt, um über das PAG 
zu informieren. Höhepunkt war die 
erwähnte Mobi-Demo mit Schülern, 
Azubis und Studierenden. In kämpfe¬ 
rischen Reden wurde der Angriff auf 
Freiheits- und Bürgerrechte und spe¬ 
ziell die Auswirkungen auf die Jugend 
kritisiert. 

Der laute und friedliche Protestzug 
führte vom Siegestor durch das Uni- 
Viertel bis zum Königsplatz, wo bei 


der Schlusskundgebung lautstark „Wir 
sind alle keine Gefährder“ skandiert 
wurde. Der Slogan richtete sich auch 
an die Polizeibeamten vor Ort, die zwi¬ 
schenzeitlich die Demo - vor allem die 
kurdischen Teilnehmer - gefilmt hat¬ 
ten und dies erst nach Protesten ein¬ 
stellten. 

Über 10 000 Flyer und Sticker wurden 
im Vorfeld verteilt, die Stadt ist vol¬ 
ler Plakate und es wurden zahlreiche 
neue Demo-Sprüche erdacht, die am 
10. Mai in ganz München lautstark zu 
hören waren. Die Jugend hat so bereits 
ein erstes Zeichen gesetzt und die re¬ 
aktionären Pläne der bayerischen Re¬ 
gierung mit Solidarität und einer lau¬ 
ten, friedlichen Demo beantwortet. 

Robin Dörfler 


Am 15. Mai möchte die CSU im bay¬ 
erischen Landtag ein neues bayeri¬ 
sches Polizeiaufgabengesetz (PAG) 
verabschieden. Dieses sieht eine mas¬ 
sive Ausweitung der polizeilichen 
Befugnisse bis hin zu Geheimdienst- 
Methoden vor. Die strikte Trennung 
von Polizei und Geheimdiensten, die 
als Lehre aus dem Faschismus in das 
Grundgesetz geschrieben wurde, wird 
damit zurückgenommen. Durch die 
Einführung des Begriffs der „dro¬ 
henden Gefahr“ können Maßnahmen 
durchgeführt und Grundrechte einge¬ 
schränkt werden, ohne dass ein kon¬ 
kreter Anhaltspunkt vorliegen muss. 

Die Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) verurteilt diese massi¬ 
ve Gesetzesverschärfung und fordert 
die sofortige Rücknahme dieses Ge¬ 
setzentwurfes. Sie ruft zu Protesten am 
10. Mai 2018 in München auf, für die 
ein breites Bündnis unter Beteiligung 
von Gewerkschaften, Jugendorganisa¬ 
tionen und Parteien organisiert wurde. 
Zehntausende werden zu diesen Pro¬ 
testen erwartet. 

Die Gesetzesverschärfung soll Vor¬ 
bild für die gesamte Bundesrepublik 


werden. Auch in anderen Bundeslän¬ 
dern sind Neufassungen der Polizei¬ 
aufgabengesetze geplant - so auch in 
Baden-Württemberg unter dem grü¬ 
nen Ministerpräsidenten oder unter 
dem SPD-Grünen-Senat in Bremen. 
Bayern beweist damit seine Funktion 
als „Ordnungszelle“, die die gesamte 
Bundesrepublik nach rechts rücken 
soll. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, sagt dazu: „Während die Mili¬ 
tärausgaben in den kommenden Jah¬ 
ren verdoppelt werden sollen, jeder 
fünfte Euro künftig für die Bundes¬ 
wehr und für Kriegseinsätze ausgege¬ 
ben werden soll, soll auch an der Hei¬ 
matfront aufgerüstet werden. Man will 
sich wappnen für möglichen Wider¬ 
stand. Der Protest gegen das Polizei¬ 
aufgabengesetz steht damit in direk¬ 
tem Zusammenhang mit dem Aufruf 
„Abrüsten statt Aufrüsten“, der sich 
gegen die Verdoppelung des Militär¬ 
etats wendet. Die von der CSU her¬ 
aufbeschworene ,drohende Gefahr 4 
ist unser Widerstand gegen die herr¬ 
schende Politik. Lasst uns aus Bayern 
einen Unruheherd machen!“ 


Mit dem neuen PAG kann die Polizei: Post beschlagnahmen oder mitlesen, IT- 
Systeme durchsuchen, die dort gespeicherten Daten verändern oder löschen, 
V-Leute einsetzen und diese mit versteckten Kameras versehen, in unsere Woh¬ 
nungen einbrechen, diese verwanzen, abhören und filmen, Umfangreiche DNA- 
Analysen anfertigen, die Aufschluss über Alter, Augenfarbe und andere Körper¬ 
merkmale geben, Demonstrationen filmen (unter anderem durch ferngesteu¬ 
erte Drohnen) und per Gesichtserkennungssoftware die sich dort befindenden 
Personen identifizieren und vermeintliche „Gefährder“ mit einer Fußfessel ver¬ 
sehen oder sie bis zu drei Monate in „Vorbeugehaft“ stecken. 
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Länderkompetenz ade 

Bundesregierung erlässt Gesetze zur Sicherung von Monopolprofiten 


A m 2. Mai hat das Bundeskabi¬ 
nett vier Grundgesetzänderun¬ 
gen auf den Weg gebracht. Es 
geht um die Artikel 104 c, 104 d, 125 c 
und 143 e. 

Der neue Artikel 104c soll dem 
Bund gestatten, allen Kommunen, 
nicht nur den finanzschwachen, mit 
Finanzhilfen „für gesamtstaatlich be¬ 
deutsame Investitionen“ unter die 
Arme zu greifen. Just dazu hat die 
Bundesregierung schon mal ein kon¬ 
kretes, wenn auch sauteures Projekt 
vor Augen. Es handelt sich dabei um 
den „Digitalpakt Schule“. Dessen Kos¬ 
ten sind schon mal fürsorglich von der 
Bertelsmann-Stiftung im vergange¬ 
nen November beziffert worden. Statt 
der bisher genannten 1 Milliarde sei¬ 
en jährlich 2,8 Milliarden Euro an In¬ 
vestitionen nötig - ohne die Kosten 
für den Anschluss der Schulen an das 
Breitbandnetz. Allein für die Grund¬ 
schulen wären 46 000 Euro, 261 Euro 
pro Schüler, bei weiterführenden Schu¬ 
len rund 302 000 Euro (402 Euro pro 
Schüler) fällig. Macht zusammen 2,8 
Milliarden Euro im Jahr. Was kostet 
da so viel? 

Bertelsmann führt in 
seiner Rechnung auf: 

★ Endgeräte (mobil und stationär), 

★ Präsentationstechnik und Peripherie, 
★ Internetzugang (Bandbreite abhän¬ 
gig von der Zahl der Endgeräte), 

★ LAN (bei mobilen Endgeräten auch 
WLAN), 

★ zentrale Dienste (Identitätsmanage¬ 
mentsystem, Dateiablage, Kommunika¬ 
tionsmittel, Lernplattform), 

★ Software- und Medienlizenzen, 

★ Prozesse für (Bedarfs-)Planung, Um¬ 
setzung und Steuerung, 

★ technischer Betrieb und Support 
★ sowie pädagogische Unterstützung. 

Es gehört nicht viel Phantasie dazu, 
sich vorzustellen, dass genau diese Po¬ 
sitionen von Bertelsmann angeboten 
werden und von den Finanzministern 
zu bezahlen sind. Und Bertelsmann 
drängelt - schließlich könnten sich ja 
Bedenken einstellen. 

Der neue Artikel 104 d würde 
dem Bund die Möglichkeit eröffnen, 
den Ländern künftig Finanzhilfen 



Der Bund will die Kompetenzen beim „Digitalpakt Schule" nicht teilen. 


im Bereich des sozialen Wohnungs¬ 
baus zu gewähren. Das begrüßt nicht 
nur der Deutsche Mieterbund DMB. 
Bundesdirektor Lukas Siebenkotten 
ist begeistert: „Damit setzt die neue 
Bundesregierung ein erstes positi¬ 
ves Signal für den bezahlbaren Miet¬ 
wohnungsbau.“ Mindestens ebenso 
begeistert äußert sich der Spitzenver¬ 
band der Wohnungswirtschaft GDW. 
„Wir begrüßen dieses Vorhaben aus¬ 
drücklich. Damit würde eine zentrale 
Forderung der Wohnungswirtschaft 
umgesetzt“, erklärte Axel Gedaschko, 
ihr Präsident. Verständlich, denn die 
WohnungsWirtschaft, die gegenwärtig 
ohnehin boomt, kann weitere Mono¬ 
polprofite brauchen. Leider kommt 
der Bundesregierung das von Grünen 
und Linken, auch von der DKP-NRW 
geforderte Gesetz für eine Neue Woh¬ 


nungsgemeinnützigkeit, das gemein¬ 
nützige Wohnungsunternehmen von 
Steuern befreien würde, nicht in den 
Sinn. So ein Gesetz hatten wir schon, es 
ist aber 1990 abgeschafft worden. Ge¬ 
meinnützige Wohnungsgesellschaften 
könnten bei Verzicht auf Profit niedri¬ 
ge Mieten auf Dauer garantieren. 

Die neuen Artikel 125 c und 143 e 
sollen die Bauplanung von Fernstraßen 
vereinfachen. Die Bundesregierung 
sagt: „Damit wird eine im Rahmen der 
Neuordnung der Bund-Länder-Finan- 
zen eingeführte einfachgesetzliche Re¬ 
gelung für die Bundesautobahnen ver¬ 
fassungsrechtlich abgesichert.“ Davon 
hörten wir schon im Oktober 2016. Für 
9,7 zusätzliche Milliarden Euro haben 
sich die Länder Zuständigkeiten ab¬ 
kaufen lassen. Der Bundesfinanzmi¬ 
nister bekam „mehr Steuerungsrechte 


bei Finanzhilfen“ „Kontrollrechte bei 
der Mitfinanzierung von Länderaufga¬ 
ben“ und „im Bereich der Steuerver¬ 
waltung ein stärkeres allgemeines fach¬ 
liches Weisungsrecht“. 

Im Klartext: Zentralisierung, Ab¬ 
bau von Länderkompetenzen. Die 
Bundesregierung will eine zentrale 
Bundesfernstraßengesellschaft (BFG) 
und den Bundesländern die Auftrags¬ 
verwaltung der Bundesfernstraßen ent¬ 
ziehen. Das Verkehrsministerium bas¬ 
telt an einer privatrechtlichen GmbH. 
Ziel ist die Privatisierung der Autobah¬ 
nen. Das wurde im „Gesetz zur Neure¬ 
gelung des bundesstaatlichen Finanz¬ 
ausgleichssystems ab dem Jahr 2020 
und zur Änderung haushaltsrechtlicher 
Vorschriften (FANeuReG)“ versteckt. 
Es gilt seit dem 18. August 2017. 

Klaus Stein 


Tag ohne Zukunft 

Nazis wollen in Goslar 
marschieren 

Ein Jubiläum der etwas anderen Art 
findet zum zehnten Mal am 2. Juni 
statt. Der sogenannte „Tag der deut¬ 
schen Zukunft - Unser Signal gegen 
Überfremdung“ in Goslar wird von 
den maßgeblich militanten Neona¬ 
zis aus Norddeutschland getragen. 
Im Gegensatz zu anderen Veranstal¬ 
tungen des rechtsextremen Spekt¬ 
rums versucht der sogenannte „Tag 
der deutschen Zukunft“ keineswegs, 
bürgerlich zu wirken. Militantes Auf¬ 
treten der Teilnehmenden, schwarz¬ 
weiß-rote Reichsflaggen und einschlä¬ 
gige Redebeiträge zeigen den neona¬ 
zistischen Charakter der Veranstaltung 
sehr deutlich. Mit dem unverhohlen 
rassistischen Slogan „Tag der deut¬ 
schen Zukunft - Unser Signal gegen 
Überfremdung“ versucht die extreme 
Rechte einen vermeintlichen „Volks¬ 
tod“ herbeizuphantasieren und damit 
an gesellschaftlich vorhandenen Ras¬ 
sismus anzuknüpfen. 

Der „Tag der deutschen Zukunft“ 
wurde 2009 aus dem Kreis norddeut¬ 
scher Neonazis um Dieter Riefling ins 
Leben gerufen. Der 49-jährige Nie¬ 
dersachse, der schon mehrfach wegen 
gefährlicher Körperverletzung vorbe¬ 
straft ist und bereits wegen Volksver¬ 
hetzung im Gefängnis war, versteht 
sich als „freier Aktivist“, der ohne eine 
feste Bindung an eine Vereinigung oder 
Partei im rechten Spektrum agiert. In 
einem Interview mit dem rechtsextre¬ 
men Radiosender FSN begründete er 
seine Überparteilichkeit am 22. Mai 
2017 mit folgenden Worten: „Wie heißt 
es immer so schön: Meine Partei ist seit 
1945 verboten.“ Der Aufmarsch mili¬ 
tanter Neonazis erfährt in Goslar sei¬ 
ne zehnte Auflage, in den letzten Jahren 
in Karlsruhe und Dortmund haben 500 
bis 1000 Nazis teilgenommen. Mit ras¬ 
sistischer Stimmungsmache und neona¬ 
zistischer Propaganda wird gegen Mi- 
grantinnen und Migranten und gegen 
Andersdenkende gehetzt. 

Das Goslarer Bündnis gegen 
Rechtsextremismus stellt sich den Na¬ 
zis in den Weg! Auch die radikale Linke 
hat eine bundesweite Gegenkampagne 
gestartet. Gemeinsam und solidarisch 
wird versucht, dem Naziaufmarsch kei¬ 
nen Raum in Goslar oder anderswo zu 
gegeben. 

Oliver Turk 


Haushaltsdilemma Große Ausstrahlung 

Finanzminister Scholz gerät unter Druck Ein Nachruf auf Elmar Altvater 


Finanzminister Olaf Scholz (SPD) hat 
seinen ersten Haushaltsentwurf vorge¬ 
legt. Am Mittwoch der vorigen Woche 
wurde dieser durch das Kabinett gebil¬ 
ligt, muss allerdings noch den Bundes¬ 
tag passieren. Allerdings stimmten so¬ 
wohl die Verteidigungsministerin von 
der Leyen (CDU) als auch Entwick¬ 
lungsminister Gerd Müller (CSU) dem 
Entwurf nur unter Vorbehalt zu. Nicht 
nur aus dem Verteidigungsministerium, 
sondern auch aus dem Ministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit kom¬ 
men schon jetzt Forderungen nach noch 
mehr Geld, obgleich der Militärhaushalt 
bis 2022 ja schon auf fast 44 Milliarden 
ansteigen soll. 

Im Haushaltsentwurf von Scholz ist 
mehr Geld für Soziales, für Sozialtrans¬ 
fers, Ganztagsschulen, Hochschulen, 
aber auch für Wohnungsbau, für Länder 
und Gemeinden vorgesehen. Ein „ganz 
wichtiger Posten dabei ist die Renten¬ 
politik“, so Scholz in der vorigen Woche 
in Berlin bei der Vorstellung des Haus¬ 
haltsentwurfs. Außerdem solle die Qua¬ 
lität der Betreuung verbessert werden. 
„Junge Familien werden von der Haus¬ 
haltspolitik der kommenden Jahre profi¬ 
tieren“, meint der Finanzminister. Scholz 
wies zudem auf eine geplante Grundge¬ 
setzänderung hin, die dem Bund das Fi¬ 
nanzieren von sozialem Wohnungsbau 
ermöglichen soll. 

Damit sollen nicht nur Forderungen 
aus der SPD bedient werden. Bekannt¬ 
lich war es die CSU, die Mehrausgaben 
für die Mütterrente forderte. Dabei will 


die Regierung nicht mehr ausgeben als 
eingenommen wird. Die „Schwarze Null“ 
soll stehen. Und da Steuererhöhungen 
für Reiche, eine Vermögenssteuer usw. 
im Koalitionsvertrag nicht vorgesehen 
sind, darf man schon jetzt zweifeln, dass 
die Bundesregierung die gegebenen Ver¬ 
sprechungen für den sozialen Bereich 
einhalten wird. Das erneute Versprechen 
von Scholz, die Steuerzahler zu entlasten, 
wirkt wie ein schlechter Witz. 

Zudem wächst der Widerstand ge¬ 
gen höhere Sozialausgaben, speziell ge¬ 
gen „Sozialtransfers“. Der Chefvolkswirt 
des Bundesfinanzministeriums, Ludger 
Schuknecht, beklagte bereits im Febru¬ 
ar in einem Arbeitspapier, das nicht vom 
Finanzministerium in Auftrag gegeben 
wurde, wie stark Sozialtransfers ande¬ 
re Ausgaben verdrängen. Diese würden 
wegen der zunehmenden Alterung der 
Gesellschaft wachsen. 

Nicht nur Schuknecht und sein Ko- 
Autor aus dem Münchener IfO-Institut, 
Holger Zemanek, kritisieren, dass - an¬ 
geblich aufgrund der wachsenden Sozi¬ 
alausgaben - zu wenig öffentliche Gel¬ 
der für „Zukunftsinvestitionen“, die vor 
allem der Wirtschaft dienen, bereitge¬ 
stellt werden. Laut Haushaltsentwurf 
sollen die öffentlichen Investitionen für 
Infrastruktur, Digitalisierung, den Aus¬ 
bau von Bildungseinrichtungen usw. bis 
zum kommenden Jahr steigen, aber da¬ 
nach unter das Niveau von 2017 sinken. 
Politisch verständlich sei der Haushalts¬ 
entwurf, „ökonomisch“ aber zu kurz ge¬ 
dacht, meint „Die Zeit“. Nina Hager 


Dass Elmar Altvater, der am 1. Mai 
2018 starb, Sohn eines Bergarbeiters 
war, hat er nie vor sich hergetragen. 
1938 geboren, studierte er in München 
Volkswirtschaftslehre und promovier¬ 
te 1968 mit einer Arbeit über „Gesell¬ 
schaftliche Produktion und ökonomi¬ 
sche Rationalität: externe Effekte und 
zentrale Planung im Wirtschaftssystem 
des Sozialismus“. Da war er schon so¬ 
zusagen der Ökonom des SDS. Nach 
einer Assistentenzeit an der Univer¬ 
sität Erlangen wurde er 1971 Profes¬ 
sor für Politische Ökonomie am Otto- 
Suhr-Institut (OSI) der FU. 

Früh hat er Marx für sich entdeckt 
und bis in seine letzten Jahre hinein die 
Kenntnis des „Kapital“ immer neuen 
Generationen von Studierenden und 
politisch Aktiven nahegebracht. Aber 
das war nur ein Teil seiner Arbeit, 
Lehre in den verschiedensten For¬ 
men. Daneben und vor allem gab es 
seine weitgespannte Forschung. Die 
Währungskrise des November 1968 
mag ein Anstoß für ihn gewesen sein, 
dass die globalen Kapitalbewegungen 
fortan ein zentrales Gebiet seiner wis¬ 
senschaftlichen Arbeit wurden. Ihnen 
spürte er im Kapillarsystem der Welt¬ 
wirtschaftsordnung nach. Bahnbre¬ 
chend wurde sein Buch „Sachzwang 
Weltmarkt“ von 1987, in dem er am 
Beispiel Brasiliens zeigte, wie das Ka¬ 
pital ganze Regionen „in Wert“ und 
„außer Wert“ setzt: über sie herfällt 
und sie verwüstet zurücklässt. Dies 
führte ihn schließlich auch zur Unter¬ 


suchung der ökologischen Auswirkun¬ 
gen. Auch Natur kann in Wert und au¬ 
ßer Wert gesetzt werden. 2005 schrieb 
er über „Das Ende des Kapitalismus, 
wie wir ihn kennen“. Gemeint war die 
Erschöpfung der fossilen Grundlagen 
dieser Produktionsweise. Der Über¬ 
gang zu einer solaren Energiewirt¬ 
schaft müsse dezentral und solidarisch 
organisiert werden. Am Ende, schon 
schwer krank - gleichsam in einer Art 
Vermächtnis -, kehrte er noch einmal 
zur didaktischen und popularisieren¬ 
den Vermittlung der Grundlagen des 
Historischen Materialismus zurück: in 
zwei schmalen Bändchen, in denen er 
dazu anleitete, Marx und Engels neu zu 
entdecken, jetzt mit dem Schwerpunkt 
auf dem Mensch-Natur-Verhältnis. 

Es wird sich schwer klären lassen, 
ob die Wissenschaft Elmar Altvater 
zur Politik trieb oder umgekehrt sein 
politisches Engagement der Ausgang 
für seine ökonomischen Analysen war. 
Er war im SDS, in der Sozialistischen 
Assistentenzelle am OSI, im Sozialis¬ 
tischen Büro, dann Mitglied der Grü¬ 
nen. Die verließ er 2001: als die Schrö- 
der-Fischer-Regierung sich an Kriegen 
beteiligte und die letzten ökosozialis¬ 
tischen Spuren aus dieser Partei aus¬ 
gewaschen waren. Typisch für ihn war, 
dass er, wenn er ging, dies wohl zwar 
im Zorn getan haben mag, aber nie ag¬ 
gressiv. Seit 2007 war er in der Partei 
„Die Linke“, und er beteiligte sich am 
„Institut Solidarische Moderne“ sowie 
anATTAC. 


Dieser Marxist der ersten (bun¬ 
desrepublikanischen) Stunde war nie 
Kommunist. Er blieb der Linkssozia¬ 
list, der er schon im SDS war, und rei¬ 
cherte diese Position in einem langen 
Forscher- und Aktivistenleben immer 
weiter an. Die Intervention der War¬ 
schauer-Vertrags-Organisation in der 
Tschechoslowakei hat er verurteilt. 
Der Theorie des Staatsmonopolisti¬ 
schen Kapitalismus konnte er nichts 
abgewinnen. Er hat sich mit ihren Ver¬ 
tretern auseinandergesetzt, aber nie 
persönlich-polemisch, sondern in einer 
Form des wissenschaftlichen Streits, 
die in ihrer Kombination von sachli¬ 
cher Unnachgiebigkeit und Respekt, 
die kennzeichnend für ihn war und zur 
Nachahmung zu empfehlen ist. 

Ob dies immer auf Gegenseitigkeit 
beruhte, wäre irgendwann noch zu un¬ 
tersuchen. Anfang der siebziger Jahre 
wurde er aus der Zeitschrift „Sozialis¬ 
tische Politik“ hinausgedrängt, wohl 
kein Ruhmesblatt für übereifrige jun¬ 
ge Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten damals. Er hat danach die „Pro¬ 
bleme des Klassenkampfs“ (später: 
Prokla) mitgegründet und erfolgreich 
gemacht. 

Nach 1989 hat es viele Versuche 
gegeben, den Marxismus in Kata¬ 
komben zu treiben. Dass dies bis 
heute misslang, verdankt sich zu ei¬ 
nem großen Teil der intellektuellen 
und moralischen Ausstrahlung Elmar 
Altvaters. 

Georg Fülberth 
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Der Weg zu den Neuwahlen 

Parlamentswahlen im Libanon - Nähe zu Syrien erfordert Richtungsentscheidung 


Iran warnt vor Ausstieg 

Der iranische Präsident Hassan 
Ruhani hat die USA vor einem 
Ausstieg aus dem Atomabkommen 
gewarnt. Dies wäre ein historischer 
Fehler, den Washington bereuen 
würde, sagte Ruhani. Der Iran habe 
für alle Szenarien eine Option. Ffür 
den Iran sei es aber von größerer Be¬ 
deutung, ob die EU sich von Trumps 
Weg distanziere oder nicht, so Ruha¬ 
ni weiter. 

Das Atomabkommen mit dem 
Iran wurde im Juli 2015 von den 
USA, China, Russland, Frankreich, 
Britannien und Deutschland ausge¬ 
handelt. Mit dem Abkommen ver¬ 
pflichtet sich Teheran, für mindes¬ 
tens ein Jahrzehnt wesentliche Tei¬ 
le seines Atomprogramms drastisch 
zu beschränken. Das soll dem Iran 
die Möglichkeit nehmen, Atomwaf¬ 
fen bauen zu können. Im Gegenzug 
wurden die Sanktionen gegen den 
Iran aufgehoben und eine Normali¬ 
sierung der Wirtschaftsbeziehungen 
in Aussicht gestellt. 

Nach Abschluss des Abkommens 
hatten die USA unter Präsident Ba¬ 
rack Obama ihre Wirtschaftssankti¬ 
onen gegen den Iran lediglich aus¬ 
gesetzt und nicht beendet. Bis zum 
12. Mai muss US-Präsident Trump 
nun entscheiden, ob es vorerst dabei 
bleibt. Dies wird de facto auch als 
Entscheidung über den Verbleib der 
USA im Atomabkommen mit dem 
Iran angesehen. 

Der Iran wird nach Angaben 
Ruhanis aber keine Nuklearwaffen 
bauen, auch wenn das Wiener Atom¬ 
abkommen scheitern sollte. „Wir ha¬ 
ben es mehrmals gesagt und sagen 
es nochmal: Wir wollen keine Atom¬ 
waffen bauen“, sagte Ruhani. 

Konfrontation mit Iran 

Der israelische Regierungschef 
Benjamin Netanjahu will eine Kon¬ 
frontation mit dem Iran. Wegen des¬ 
sen Militärpräsenz in Syrien sollte 
diese „besser jetzt als später“ erfol¬ 
gen. Netanjahu sagte am vergange¬ 
nen Sonntag zu Beginn der Kabi¬ 
nettssitzung in Jerusalem: „Wir sind 
fest entschlossen, die iranische Ag¬ 
gression noch in den Anfängen zu 
stoppen, auch wenn dies mit einem 
Kampf verbunden ist.“ 

Netanjahu bekräftigte vor Jour¬ 
nalisten, das Atomabkommen mit 
dem Iran sei seiner Ansicht nach ein 
extrem schlechter Deal. Durch die 
Aufhebung der Sanktionen könne 
Teheran sich gleichzeitig bereichern 
und in großem Umfang Uran anrei¬ 
chern, sagte Netanjahu. 

Juncker und Oettinger 
weisen Kritik zurück 

EU-Kommissionspräsident Jean- 
Claude Juncker und Haushaltskom¬ 
missar Günther Oettinger halten 
ihren Vorschlag zum EU-Haushalt 
für ernst gemeint. Wer sich in die 
Materie einarbeite, werde merken, 
dass es „nicht nur ein ernst gemein¬ 
ter Vorschlag ist, sondern auch ein 
Vorschlag, den man verantworten 
kann“, sagte Juncker in der letzten 
Woche. Oettinger nannte die Pla¬ 
nungen „sehr maßvoll“. 

Der EU-Haushalt soll im nächs¬ 
ten Jahrzehnt trotz Brexit auf 1 279 
Milliarden Euro aufgestockt wer¬ 
den. Mehr Geld ist für Militär, For¬ 
schung, Jugend und Grenzschutz 
vorgesehen. Finanzhilfen für Land¬ 
wirte und strukturschwache Regio¬ 
nen sollen dagegen gekürzt werden. 

Puigdemont 

Die Partei von Carles Puigdemont 
will den 55-Jährigen noch einmal als 
Kandidaten für das Amt des Regie¬ 
rungschefs aufstellen. Man strebe 
eine Abstimmung im katalanischen 
Parlament bis zum 14. Mai an, sagte 
Eduard Pujol von JuntsXCat (Ge¬ 
meinsamen für Katalonien) nach 
einem Treffen mit Puigdemont in 
Berlin. 

Die bisherigen Versuche der Re¬ 
gierungsbildung scheiterten, weil 
die Kandidaten für das Amt des 
Regierungschefs entweder im Exil 
leben oder in Untersuchungshaft 
sitzen. 


A m Wochenende gab es Parla¬ 
mentswahlen im Libanon - sie 
wären regulär bereits 2013 fällig 
gewesen. Doch die beiden Blöcke im 
Parlament um das „Future Movement“ 
unter Saad Hariri auf der einen Seite 
und um Hisbollah und ihre Unterstüt- 
zer auf der anderen konnten sich da¬ 
mals nicht auf einen Kandidaten für das 
Präsidentenamt einigen. So beschloss 
das Parlament mit einer Zweidrittel¬ 
mehrheit die Wahlen zu verschieben. 

Erst der Deal vom Oktober 2016 
machte den Weg für die Parlaments¬ 
wahlen frei. Michel Aoun wurde als 
Verbündeter der Hisbollah zum Staats¬ 
präsidenten gewählt - und Saad Hari¬ 
ri im Gegenzug zum Ministerpräsiden¬ 
ten. Vordergründig scheinen die beiden 
Blöcke, die sich im Libanon gegenüber¬ 
stehen, religiös definiert: die Sunniten 
um das „Future Movement“ gegen die 
Schiiten um Hisbollah, mit den Vertre¬ 
tern der Christen als Zünglein an der 


Am 3. Mai 2018 hat die baskische Be¬ 
freiungsorganisation ETA (Euskadi Ta 
Askatasuna - Baskenland und Frei¬ 
heit) in einem Schreiben die „vollstän¬ 
dige Auflösung ihrer Strukturen“ be¬ 
kanntgegeben. Damit kommt die fast 
60-jährige Existenz der ETA, die sich 
im Juli 1959 in Bilbao gegründet hatte, 
zu ihrem Ende. 

Die bürgerlichen Medien in Spani¬ 
en, Frankreich und auch hier bejubeln 
die Auflösung der „letzten Terrorgruppe 
in Europa“. So einfach ist es allerdings 
nicht, die Bedeutung der ETA allein auf 
ihre Anschläge und bewaffneten Aktio¬ 
nen zu reduzieren. Ohne den Kontext zu 
betrachten, in dem diese stattgefunden 
haben, bleiben es rein polemische und 
unwissenschaftliche Betrachtungen, die 
der Organisation nicht gerecht werden. 

Die Gründung der ETA fällt Ende 
der 50er Jahre in eine Zeit, in der die fa¬ 
schistische Franco-Diktatur in Spanien 
den kompletten Staatsapparat und die 
ihm untergeordneten Strukturen mit 
eiserner Hand dominierte. Die PNV 
(Baskisch-Nationale Partei), die im 
Spanischen Bürgerkrieg auf der Seite 
der Republik gegen Franco gekämpft 
hatte, aber im Wesentlichen die baski¬ 
sche Bourgeoisie vertritt, war verboten, 
gelähmt und hatte ihre politische Füh¬ 
rung im Exil in Paris. Von ihr gingen zu 
dieser Zeit noch nicht einmal Impulse 
für den Kampf um die nationale Souve¬ 
ränität des Baskenlandes aus, geschwei¬ 
ge denn antifaschistische Aktivitäten. 
Aus der mit dieser Situation unzufrie¬ 
denen Jugendorganisation der PNV, 
EKIN (Los, handelt! - tut! - macht!), 
gründete sich die ETA mit der selbst¬ 
gestellten Aufgabe, die Untätigkeit 
zu durchbrechen und den Mythos der 
Unbesiegbarkeit des Franco-Regimes 
zu zerstören. Ziel war es, die baskische 
Bevölkerung aus der Lethargie zu rei¬ 
ßen und wieder zu aktivem politischen 
Handeln zu bewegen. 

Das war kein einfaches Unterfangen 
zu einer Zeit, in der alle politischen Par¬ 
teien bis auf die Falange verboten waren 
und proletarische Organisationen - wie 
freie Gewerkschaften - in den Indust¬ 
riebetrieben des Baskenlandes nur „il¬ 
legale“ Strukturen aufbauen konnten. 
Die ersten Aktionen waren rein sym¬ 
bolischer Natur. Das Hissen der verbo¬ 
tenen baskischen Flagge, der Ikurrina, 
auf Kirchtürmen und Berggipfeln sowie 
Flugschriften von hohen Gebäuden ab¬ 
zuwerfen oder nächtliches Anbringen 
von Wandgemälden, nehmen sich aus 
heutiger Sicht recht harmlos aus, fanden 
aber unter dem Einsatz von Leib und 
Leben statt. Die ersten bewaffneten Ak¬ 
tionen begannen Ende der 60er, wobei 
die spektakulärste wohl die am 20. De¬ 
zember 1973 war, als der designierte 
Franco-Nachfolger und Regierungschef 
der Diktatur, Luis Carrero Blanco, mit 


Waage. Doch das ist bestenfalls ein Teil 
der Wahrheit. Die Orientierung des „Fu¬ 
ture Movement“ und des größten Teils 
der libanesischen Eliten auf eine Zusam¬ 
menarbeit mit den USA steht der Ori¬ 
entierung der Hisbollah und ihrer Ver¬ 
bündeten mit ihrer Unterstützung der 
syrischen Regierung diametral entgegen. 

Die parlamentarische Zusammenar¬ 
beit zwischen den Blöcken seit 2016 - 
die Hariri den Unwillen Saudi-Arabi¬ 
ens eingetragen hatte - hat mehrere 
Ursachen. Von vielen Städten Syriens 
ist es nur ein kurzer Weg in den Liba¬ 
non und die Grenzen sind relativ of¬ 
fen. Viele Syrer haben schon vor dem 
Krieg im Libanon gearbeitet oder ha¬ 
ben dort Verwandte. So ist im Verlauf 
des Krieges die Zahl von Flüchtlingen 
auf ca. zwei Millionen gestiegen - bei 
einer Einwohnerzahl des Libanon von 
6 Millionen. Eine ungeheure Belastung 
für den Staat, für die es eine Lösung ge¬ 
ben muss. 


1 800 Kilo Sprengstoff in seinem gepan¬ 
zertes Fahrzeug haushoch in die Luft ge¬ 
sprengt und exekutiert wurde. 

Diese Aktion der ETA wurde nicht 
nur im Baskenland, sondern in ganz 
Spanien und bei den in Frankreich im 
Exil lebenden Basken und Spaniern 
mit knallenden Sektkorken gefeiert. 
Der Mythos war gebrochen. ETA, die 
sich als antikoloniale und sozialistische 
Organisation verstand, orientierte sich 
damals an den Befreiungsbewegungen 
Algeriens und Kubas. Als politisch-mi¬ 
litärische Organisation setzte sie keines¬ 
wegs in erster Linie auf Anschläge. Sie 
baute illegale Gewerkschaften, Sprach¬ 
schulen, Kulturvereine und politische 
Organisationen auf und definierte die 
Zugehörigkeit zum baskischen Volk im 
Unterschied zur PNV nicht über ethni¬ 
sche Abstammungsnachweise, sondern 
darüber, wer im Baskenland lebt und ar¬ 
beitet. So wurde sie in den 1960er und 
1970er Jahren zu einer anerkannten po¬ 
litischen Größe - sowohl im Baskenland 
als auch international. Jean-Paul Sartre 
schrieb anlässlich des Burgos-Prozesses, 
bei dem 1970 zahlreiche ETA-Mitglie- 
der angeklagt wurden, einen Solidari¬ 
tätsaufruf, in dem er die Organisation 


Und Korruption und Misswirtschaft 
haben ein episches Ausmaß. Deut¬ 
lich wurde dies in der „Müllkrise“ von 
2015. Der Grund für die Müllkrise war 
die Schließung der wichtigsten Müllde¬ 
ponie des Landes, die Ende der 1990er 
Jahre als Notlösung errichtet worden 
war. Sie musste von der Regierung ge¬ 
schlossen werden, weil die Anwohner¬ 
proteste gegen die Umweltbelastungen 
der Deponie zu groß geworden waren. 
Der Müll verrottete stinkend auf den 
Straßen, die Demonstranten wollten 
nicht nur eine Lösung für das Müll¬ 
problem, sie wollen auch ein Ende der 
Korruption und der Misswirtschaft so¬ 
wie Verbesserung bei der Infrastruktur. 
Zu den Forderungen der „Ihr stinkt“- 
Kampagne gehörten Neuwahlen des 
Parlaments. 

Der Deal zwischen Hisbollah und 
„Future Movement“ hatte den Weg für 
Neuwahlen freigemacht. Es gab auch 
eine Änderung des Wahlgesetzes und 


als antikoloniale Befreiungsbewegung 
in Europa bezeichnete. 

Nach dem Tode Francos wurde in 
Spanien eine parlamentarische Monar¬ 
chie eingerichtet. Franco hatte den Mo¬ 
narchen bereits im Vorfeld zu seinem 
Nachfolger bestimmt, die existierenden 
Strukturen des faschistischen Regimes 
wurden, abgesehen von einem neuen 
Parlament und der Zulassung von po¬ 
litischen Parteien und Gewerkschaf¬ 
ten, nicht angetastet. Nicht ein einziger 
Richter, Militärangehöriger, Polizist 
oder Folterknecht des spanischen Ge¬ 
waltregimes wurde vor Gericht gestellt 
oder auch nur angeklagt. Alle faschis¬ 
tischen Kriegsverbrecher blieben in 
„Amt und Würden“. 

Der spanische Staat wird seit einer 
Umbenennung in Demokratie 1976 in¬ 
ternational als „Rechtsstaat“ gehandelt. 
Doch das Baskenland konnte auch wei¬ 
terhin nicht frei über seine Zukunft ent¬ 
scheiden: Die in entsprechenden Refe¬ 
renden getroffene Ablehnung der spani¬ 
schen Verfassung oder des Beitritts zur 
NATO ignorierte Madrid, die Einberu¬ 
fung eines Referendums zur Unabhän¬ 
gigkeit des Baskenlandes wurde mehr¬ 
fach verboten. Angesichts dieser Situa- 


eine teilweise Umstrukturierung der 
Wahlkreise. Das kann dazu führen, 
dass Kandidaten, die nicht von vorn¬ 
herein einem der beiden Blöcke ange¬ 
hören, ins Parlament einziehen werden. 
Alle Kandidaten mussten sich auf Lis¬ 
ten für den jeweiligen Wahlkreis ein¬ 
tragen. So gibt es 77 Listen mit insge¬ 
samt 583 Kandidaten - 111 von ihnen 
sind Frauen. Ein erstaunlicher Anstieg, 
nachdem es bei den letzten Wahlen ge¬ 
rade mal 12 waren. Auf den Listen be¬ 
finden sich Geschäftsleute, Vertreter 
der Proteste von 2015, „Future Move¬ 
ment“ und Hisbollah und ihre jeweili¬ 
gen Verbündeten, darunter auch Kan¬ 
didaten der Partei des syrischen Minis¬ 
ters für Versöhnung, Ali Haidar. Die 
Listen sind mit Farben gekennzeich¬ 
net - eine „Farbenrevolution“ aber ist 
nicht zu erwarten. 

Die endgültigen Ergebnisse der 
Wahlen stehen noch aus. 

Manfred Ziegler 


tion entschied sich die ETA, auch nach 
einer Amnestie für viele Gefangene und 
im Exil lebende Mitglieder 1977, den be¬ 
waffneten Kampf weiter zu führen, da 
von demokratischen Voraussetzungen 
für ein selbstbestimmtes Baskenland 
keine Rede sein konnte. 

Die 1982 gewählte sozialdemokrati¬ 
sche Regierung unter dem Hoffnungs¬ 
träger Felipe Gonzales ging nicht den 
erwarteten Weg. Sie wagte nicht mehr 
Demokratie, zog nicht die Kriegs- und 
Justizverbrecher des Franco-Faschis- 
mus zur Verantwortung, sondern tat das 
Gegenteil: Sie stellte ihrerseits Todes¬ 
schwadronen auf (GAL), die mutmaßli¬ 
che ETA-Mitglieder im In- und Ausland 
niedermetzelten und politische Aktivis¬ 
tinnen und Aktivisten, die legaler politi¬ 
scher Arbeit im Baskenland nachgingen, 
mit brutaler Gewalt einschüchterten. 

Seitens Madrids hieß es in beabsich¬ 
tigter Verkennung von Ursache und 
Wirkung immer wieder: „Das Problem 
ist die Gewalt, wenn auf deren Nutzung 
verzichtet würde, könne man über Al¬ 
les reden.“ 

2011 erklärte die ETA ihren Gewalt¬ 
verzicht und ein Jahr später die Bereit¬ 
schaft zur Auflösung und Entwaffnung. 
Letztere war im vergangenen Jahr ab¬ 
geschlossen worden. Eine politische Lö¬ 
sung des Konflikts ist allerdings nicht zu 
sehen, auf ein Entgegenkommen in der 
Gefangenenfrage seitens der spanischen 
Zentralregierung wartet man vergebens. 
Ein Referendum über die politische und 
gesellschaftliche Zukunft wird den Bas¬ 
ken genauso wie den Katalanen weiter 
untersagt und die Repression gegen bas¬ 
kische Jugendliche nimmt in letzter Zeit 
sogar wieder zu. Die Jugendorganisati¬ 
on SEGI („Weitermachen“) ist weiter¬ 
hin verboten, und Jugendliche werden 
mit dem Argument, ihr anzugehören, 
verhaftet und misshandelt. 

Jetzt hat die ETA ihre Auflösung 
erklärt. In einer „letzten Erklärung an 
das baskische Volk“, die die Tageszei¬ 
tung „Gara“ am vergangenen Freitag 
veröffentlichte, teilten die Mitglieder 
mit, dass alle Organisationsstrukturen 
aufgelöst worden seien. Die ehemaligen 
Kämpfer würden ihren „Kampf für ein 
wiedervereinigtes, unabhängiges, sozia¬ 
listisches, baskisches und nicht patriar¬ 
chales Euskal Herria (Baskenland) in 
anderen Bereichen fortsetzen“. 

Am Tage nach der Erklärung waren 
in allen Teilen des Baskenlandes Trans¬ 
parente und Graffiti mit dem Anagramm 
der ETA und dem Schriftzug „Eskerrik 
asko“ („Danke für Alles“) und „Gora 
ETA („ETA lebe hoch“) zu sehen. In 
der Ausgabe der Tageszeitung „GARA 
vom 7.5. resümiert ETA in einem vor 
ihrer Auflösung gegebenen Interview: 
„Das Ziel, das wir erreichen wollten, 
haben wir nicht erreicht, aber der Weg 
dahin ist nicht versperrt.“ Stefan Natke 


Mythenbrecher 

Die baskische Befreiungsorganisation ETA gibt ihre Auflösung bekannt 



Das Zeichen der ETA in der Nähe von Mendaro, Baskenland 
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Dialog oder Zuspitzung? 

Nicaragua: Vorbedingungen der Opposition gefährden Gespräche 



Bilder, wie wir sie vom letzten Jahr aus Venezuela kennen: Eine Frau posiert mit Fahne vor brennenden Barrikaden. 


O ppositionelle Gruppen fordern 
gleichlautend mit der US-Re- 
gierung die Intervention der 
Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS), noch ehe der von der Regie¬ 
rung Ortega vorgeschlagene nationale 
Dialog unter Vermittlung der Bischofs¬ 
konferenz begonnen hat. Gewaltberei¬ 
te Gruppen an der privaten Polytech¬ 
nischen Universität UPOLI in Mana¬ 
gua schaffen gesetzlose Zustände und 
drangsalieren die Anwohner. Die bishe¬ 
rigen Unruhen haben negative Folgen 
für die Sozial- und Entwicklungspolitik 
der Regierung. 

Treibende Kräfte hinter den Unru¬ 
hen der letzten Wochen verlangen die 
Beteiligung der protestierenden „Ju¬ 
gend“ und „Studenten“ am nationalen 
Dialog, die allerdings keine konsensfä¬ 
hige Vertretung haben. Die in der UPO¬ 
LI verbarrikadierte Studentische Bewe¬ 
gung 19. April stellte jedoch der Regie¬ 
rung das Ultimatum, bis zum 9. Mai die 
Interamerikanische Menschenrechts¬ 
kommission CIDH und Vertreter der 
Vereinten Nationen zur Untersuchung 
der Ereignisse ins Land zu holen. An¬ 
dernfalls würde es zu neuen Unruhen 
kommen. Anwohnerinnen der Univer¬ 
sität UPOLI beklagen sich über Geld¬ 
erpressungen und Willkürakte gegen 
ihr Privatleben durch Personen, die mit 
handgefertigten Mörsern und Brand¬ 
sätzen die Barrikaden bewachen. 

US-Vizepräsident Mike Pence for¬ 
derte in Washington ebenfalls das Ein¬ 
greifen der dort ansässigen CIDH. Sie 
ist eine Kommission der OAS und die 
USA sind ihr größter Geldgeber. Aller¬ 
dings haben die USA nicht denVertrag 
von San Jose (1969) unterzeichnet, der 
die Zuständigkeiten der CIDH regelt. 
Damit verhindern die USA, selbst von 
der CIDH untersucht werden zu kön¬ 
nen. Pence bekräftigte die „feste Hal¬ 
tung von US-Präsident Trump gegen 


die Unterdrücker in Nicaragua, Kuba 
und Venezuela“. In diesen drei Ländern 
müssten die USA „noch Arbeit erledi¬ 
gen, um die Freiheit des Kontinents 
zu garantieren“. Die USA benutzen 
die OAS zur Durchsetzung ihrer Poli¬ 
tik in Lateinamerika und der Karibik. 
Von 1962 bis 2009 hatte die OAS Kuba 
ausgeschlossen, weshalb Kuba auf eine 
Mitarbeit verzichtet. 

Laut oppositionellen Angaben 
seien in den letzten elf Apriltagen 45 


Personen bei Unruhen ums Leben ge¬ 
kommen, darunter zwei Polizisten und 
ein Journalist. 400 Personen seien ver¬ 
letzt worden. Die Staatsanwaltschaft 
nimmt gegenwärtig Anzeigen zur 
Untersuchung der Tatumstände ent¬ 
gegen. Die oppositionellen Gruppen 
bezweifeln die Glaubwürdigkeit der 
staatlichen Untersuchungen. Tatsäch¬ 
lich ist die Klärung der Ereignisse eine 
schwierige Aufgabe für die Regierung. 
Die Zahl etlicher durch Kopf- oder 


Brustschüsse getöteten Jugendlichen 
nagt am politischen Selbstverständ¬ 
nis vieler LLSN-Mitglieder, deren äl¬ 
tere Generation als Studenten oder 
Schüler durch den Kampf gegen die 
Somoza-Diktatur politisiert worden 
waren. Waren Heckenschützen am 
Werk? Waren es Provokateure in den 
Reihen der Polizei oder von rechten 
Anti-Sandinisten? Oder hatte die Ge¬ 
walt seitens der Protestierer zur Eska¬ 
lation geführt? 


Die April-Unruhen haben zu ei¬ 
nem starken Rückgang des Tourismus 
geführt, eine der hoffnungsvollsten 
Wachstumsbranchen Nicaraguas. Es 
werden für die nächsten zwei Monate 
Einnahmeverluste von bis zu 100 Mil¬ 
lionen Dollar befürchtet. Seit Amts¬ 
antritt der Regierung Ortega im Jahr 
2007 hatte Nicaragua sich den Ruf als 
sicherstes Land in Zentralamerika für 
Tourismus und Auslandsinvestionen 
erworben. Durch eine starke Wirt¬ 
schaftsexpansion von bis zu 5 Prozent 
pro Jahr mit einer Verdoppelung der 
sozialversicherten Arbeitsplätze auf 
heute 913 700 wurden steuerfinanzier¬ 
te Sozial- und Infrastrukturprogramme 
durchgeführt. Unterstützt wurden sie 
durch die solidarischen Wirtschaftsbe¬ 
ziehungen der ALBA-Länder, darunter 
vor allem Venezuela und Kuba. Ohne 
Wirtschaftswachstum von über 4 Pro¬ 
zent würde die Jugendarbeitslosigkeit 
wachsen. Um die 7 Prozent wären not¬ 
wendig, um einen realen Rückgang zu 
erreichen. Auf dem Weg dorthin blieb 
in konzertierter Aktion mit dem Un¬ 
ternehmerverband COSEP und den 
Gewerkschaften der gesetzliche Min¬ 
destlohn einer der geringsten in Zen¬ 
tralamerika. Dafür gab es viel Kritik 
seitens der Oppositionellen, die jetzt 
gemeinsame Aktion mit dem COSEP 
gegen die Regierung machen. Ein Wi¬ 
dersinn, denn vor Kurzem hatte die 
Regierung den Mindestlohn über das 
Angebot des COSEP hinaus erhöht. 
Dieser hatte sich von den Mindestlohn¬ 
verhandlungen zurückgezogen, genau 
wie von denen zur Sozialversicherungs¬ 
reform, die er viel drastischer gestalten 
wollte. Während sich also Risse in der 
kritisierten konzertierten Aktion zeig¬ 
ten, umarmt die übrige Opposition die 
Unternehmerschaft als Kampfgefähr¬ 
tin gegen die Regierung. 

Enrique Herrera 


Zeit für Einheit 

160 ooo demonstrieren in Paris gegen Macron • Im Zeichen des Zusammenschlusses 



Nach Angaben von Teilnehmer waren 
es 160 000, die am 5. Mai in Paris an¬ 
lässlich einer nationalen Demonstrati¬ 
on Macron und seiner Regierung mit 
Musik und Gesang „den Marsch blie¬ 
sen“. Regierungsnahe Kreise rechneten 
mit „neuen Methoden“ die Zahl der 
Demonstranten auf knapp 40 000 he¬ 
runter, was selbst von anwesenden Re¬ 
portern bezweifelt wurde: „Wir sind seit 
einer halben Stunde hier (bei den Ei¬ 
senbahnern vom Gare Austerlitz)“, hieß 
es, „und kein Ende in Sicht.“ 

Gefordert wurde die Rücknahme 
der antisozialen Gesetze der Macron- 
Philippe-Regierung. Mit teilweise def¬ 
tigen Mitteln und satirischen Parolen 
wurde diese Forderung im Demonst¬ 
rationszug unterstützt. Aus ganz Frank¬ 
reich waren „Aufrechte Frankreichs“ 
(La France insoumise, LFI) gekom¬ 
men, Gewerkschafter der CGT und 
von Sud-Sante aus lokalen Einheiten, 
Mitglieder des PCF, linke Organisatio¬ 
nen, Kultur- und soziale Vereine, Femi- 
nistinnen, Umweltschützerinnen. 

„Macron ein Fest bereiten“ laute¬ 
te der hintergründige Aufruf anläss¬ 
lich der Veranstaltung am 4. April im 
Gewerkschaftshaus in Paris (Bourse 
de travail). Hier hatten der Redakteur 
und Abgeordnete der LFI, Frangois 
Ruffin, sowie der Redakteur von „Le 
monde diplomatique“, Frederic Lor- 
don, Gewerkschafter und aktive Lin¬ 
ke weitere Maßnahmen im Kampf ge¬ 
gen die antisozialen Maßnahmen der 
Regierung beschlossen, die frankreich¬ 
weit aufgegriffen wurden. Wir antwor¬ 
ten auf die „Generaloffensive“ (des 
Kapitals) mit einem Generalangriff, 
hieß es. Die Demo wurde auf einen 
Samstag gelegt, denn viele Menschen 
im Privatsektor wagen derzeit kei¬ 
nen Streik. „Angesichts eines gemein¬ 
samen Gegners, repräsentiert durch 
Macron, ist es Zeit für uns alle, Eisen¬ 


bahner, Elektro- und Gasarbeiter, Pa¬ 
pierlose, Postarbeiter, Studenten usw., 
uns zusammenzuschließen“ sagte Loic 
Caznitrot von der Theatercompagnie 
„Jolie möme“. 


Während am 5. Mai alle friedlich 
demonstrierten, versuchten Journalis¬ 
ten der Regierungspresse immer wie¬ 
der, Anhaltspunkte für anarchistisches 
Verhalten auszumachen. Damit folg¬ 


ten sie ihrem Staatschef, der bereits 
wie Marine Le Pen vom Front Nati¬ 
onal Jean-Luc Melenchon für die an¬ 
archistischen l.-Mai-Krawalle verant¬ 
wortlich machte. Nach Auffassung des 
bei der Jean-Jaures-Stiftung angesie¬ 
delten „Conspiracy Watch“ ist die LFI 
mit ihrer Kritik an der Regierungspo¬ 
litik ohnehin diejenige Kraft, die eine 
Verschwörung plant. 


Das Kapital fürchtet nichts so 
sehr wie die Einigkeit der arbeiten¬ 
den Klasse. Für den 26. Mai hat Jean- 
Luc Melenchon angekündigt, mit dem 
Generalsekretär der CGT, Philippe 
Martinez, an der Spitze eines Demons¬ 
trationszuges als Zeichen der kraftvol¬ 
len Übereinstimmung (Convergence) 
zu marschieren. 


Alexandra Liebig 
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Neu im UZshop 
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Im Bild 


unsere zeit m 


Unser Marx! 


Sauber getrennt: Welches Marx-Gedenken 
hätten Sie gerne? 



V or dem verhüllten Marx sitzen die Reihen der Ehrengäste. Während die Zu¬ 
hörer endlich das Denkmal sehen wollen, halten die unvermeidlichen Reden: 
Der Oberbürgermeister und die Ministerpräsidentin, ein chinesischer Vizemi¬ 
nister und der chinesische Botschafter, der Bildhauer und der Trierer Baudezernent. 
Die Redner der deutschen Seite machen Marx' Ideen zu einer furchtbar komplexen 
Angelegenheit, die man keinesfalls in Schwarz-Weiß malen dürfe. Von diesen Ideen 
selbst haben sie nichts zu sagen - außer dem, was bürgerlichen Politikern am wich¬ 
tigsten ist: Dass der Schritt von der theoretischen Kritik des Kapitalismus zu sei¬ 
ner praktischen Aufhebung immer eine schreckliche Menschenrechtsverletzung ist. 

Der offizielle Tenor ist der liberale Antikommunismus: Marx soll vom Kom¬ 
munismus getrennt werden. Vor dem Karl-Marx-Haus steht ein paar Stunden vor 
der Enthüllung hinter Polizeisperren und Menschenmenge Andrea Nahles. Sie 
darf dort reden, weil ihre Partei 1928 im Gegensatz zur KPD genug Geld hatte, 
um das Haus zu kaufen, heute eröffnet die Friedrich-Ebert-Stiftung dort eine neue 
Ausstellung. Und weil nun einmal Jubiläum ist, muss auch die SPD-Vorsitzende 
etwas zu Marx sagen: „Die Vereinnahmung von Marx und Engels für die Diktatur, 
nicht die Demokratie, lassen wir nicht unwidersprochen!“ 

Währenddessen demonstriert auch der aggressive Antikommunismus. „Marx 
vom Sockel holen!“ fordern die Plakate, die die AfD in der Stadt hat aufhängen 
lassen - mehr Plakate, als die AfD Demonstranten auf die Straße bringt. Ein lin¬ 
kes Bündnis, zu dem Falken und Grüne Jugend gehören, will gegen die AfD pro¬ 
testieren, mit Marx und den Kommunisten haben sie es nicht so - sie stellen sich 
getrennt von der vier mal so großen DKP-Demonstration auf. Ein Redner des 
Gegen-Rechts-Bündnisses verkündet: „In den marxistisch-leninistischen Staaten 
sind Marx' Vorstellungen oft verraten worden.“ Die Stadt Trier hätte das Marx- 
Denkmal nicht als Geschenk aus China annehmen, sondern selbst bezahlen sollen, 
„denn in China herrscht ein aggressiver Nationalismus“. 

So differenziert und abwägend geht es bei der roten Demonstration nicht zu. 
Hier wehen rote Fahnen mit Hammer und Sichel, weil diese Demonstration Marx 
nicht trotz, sondern wegen der revolutionären Praxis ehren will. Bei der anschlie¬ 
ßenden Konferenz „Marx hat Zukunft“ führen die Referenten eine andere Art 
der Differenzierung vor. Drei ganz unterschiedliche Redner zeigen auf ganz un¬ 
terschiedliche Weise, dass der Marxismus ein Instrument zum Interpretieren und 
Verändern der Welt ist. Der „junge Welt“-Journalist Daniel Bratanovic belegt in 
geschliffenen Sätzen, wie wenig das offizielle Gedenken mit Marx' Gedanken ge¬ 
meinsam hat und zeigt auf, dass nur das marxistische Verständnis unserer Welt als 
Welt der Klassenkämpfe uns die Konflikte von heute verstehen lässt. Jan von Hagen, 
der für ver.di arbeitet, erzählt von den Kämpfen an den Krankenhäusern. Er zeigt, 
wie der Marxismus in der Praxis die Richtschnur sein kann, um diesen Kämpfen 
Kraft und Perspektive zu geben. Der kubanische Botschafter schließlich gibt einen 
Eindruck davon, wie der Marxismus die erfolgreichen Revolutionen der unterdrück¬ 
ten Völker möglich gemacht hat. „Marx sah in allem das, was er selbst in sich trug: 
Rebellion, Weg nach oben, Kampf“, so zitiert er Jose Marti, von dessen Kampf für 
die Unabhängigkeit Kubas er die Linie bis zur kubanischen Revolution und zum 
Aufbau des Sozialismus zieht. 

Von Sperrgittern und Polizisten sorgfäl- 
er abgesondert laufen die Kommunisten 
Ihnen gegenüber, getrennt von der AfD, 

Safet Babic, sein Begleiter hält ein Schild: 
mal des Materialismus!“ Am Mega¬ 
sitzende Patrik Köbele, man kön 
das Schild schreiben: „Weg mit 
Wahrheit“. Oder gleich: „Weg 
Und weil er wahr ist, ist der di- 
alismus eine Richtschnur für 


tig von der offiziellen Fei- 
auf den Simeonstiftplatz, 
schimpft der NPD-Mann 
„Weg mit dem Schand- 
fon sagt der DKP-Vor¬ 
ne genau so gut auf 
dem Schandmal der 
mit der Wahrheit.“ 
alektische Materi- 
die Praxis. „Rot 
beste Gedenken 
trik Köbele. 


Gruppenbild mit Marx: Am Sonntag vor dem neuen Denkmal 


„Eine Welt zu gewinnen“ 

Lena Kreymann ( 28 , Studentin) ist seit März Vorsitzende der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ). Im Juni gibt sie gemeinsam mit dem ehema¬ 
ligen Bundesvorsitzenden Paul Rodermund das Buch „Eine Welt zu gewinnen. 
Marx, der Kapitalismus von heute und was wir tun können“ heraus. Der Band 
bietet Einsichten in das Leben und die Erkenntnisse von Karl Marx, eine mar¬ 
xistische Interpretation der Widersprüche unserer Zeit sowie einen Überblick 
über die Klassenkämpfe des 20 .Jahrhunderts.Zu den Autoren deri 6 Abschnitte 
gehören Hans-Peter Brenner, Beate Landefeld, Patrik Köbele und Lucas Zeise. Das 
Buch erscheint im Juni, kann aber schon jetzt bei den Gruppen der SDAJ und im 
UZ-Shop vorbestellt werden. 

Eine Welt zu gewinnen. Papyrossa-Verlag, 7 o Euro, ca. 220 Seiten, mit einem Vor¬ 
wort von Dietmar Dath. 



Das beste Marx-Gedenken: DKP und SDAJ bringen Rot auf die Straße. 


Ein praktisches Geschenk 

Vor 50 Jahren hat sich die SDAJ an Marx’ Geburtstag gegründet. 
Lena Kreymann sich zum Doppeljubiläum freuen konnte 


UZ: In Trier gibt es Marx jetzt auch als 
Ampelmännchen. Für euch als marxis¬ 
tischen Jugendverband ist das doch das 
beste Geburtstagsgeschenk, das man 
sich vorstellen kann, oder? 

Lena Kreymann: Den gibt es nicht nur 
als Ampelmännchen - es gibt kleine 
Marx-Porzellanfigürchen mit gehäkel¬ 
ten Hütchen und eine Werbeausstel¬ 
lung im Einkaufszentrum. Mein Ein¬ 
druck von dem, was um die Enthül¬ 
lung des Marx-Denkmals passiert ist, 
ist mindestens zwiespältig. 

Auf der einen Seite spielt uns dieser 
Marx-Hype in die Hände. Auf der an¬ 
deren Seite erleben wir dabei auch, wie 
Marx jeglicher Inhalte entleert wird. 
Für uns ist die marxistische Theorie ein 
System, mit dem wir uns die Welt er¬ 
schließen wollen - und damit aber auch 
ein Instrument, um diese Welt zu ver¬ 
ändern, also eine Kampfansage an den 
Kapitalismus. 

UZ: Was war das Zwiespältige an der 
offiziellen Feier zur Enthüllung? 

Lena Kreymann: Die Redner sind einen 
Schlingerkurs gefahren. Sie kommen an 
Marx nicht vorbei, sie haben die Ent¬ 
hüllung feierlich begangen - aber sie 
haben Marx dabei auf eine historische 
Figur reduziert, sie haben ihn als Kriti¬ 
ker der industriellen Revolution vorge¬ 
stellt und dabei unterschlagen, wie re¬ 
levant sein Denken für heute ist. Und 
natürlich haben die Ministerpräsiden¬ 
tin und der Oberbürgermeister betont, 
dass man sich ja kritisch mit Marx aus¬ 
einandersetzen müsse, der Verweis auf 
die angeblichen Verbrechen der DDR 
durfte da nicht fehlen. Daran konnte 
man sehen, dass dieser Jahrestag und 
der Revolutionär Marx den Herrschen¬ 
den auch heute unangenehm ist. 

UZ: Wenn das der falsche Marx ist- was 
ist der richtige? 

Lena Kreymann: Zuerst, Marx' Denken 
ist kein abstraktes Theoretisieren, son¬ 
dern eine Anleitung, um die Welt be¬ 
greifen - mit dem Ziel, sie zu verändern. 
Marx bietet uns die Einsicht in den 


Grundwiderspruch, der unsere Gesell¬ 
schaft vorantreibt: Den Klassengegen¬ 
satz. Marx lässt uns verstehen, dass un¬ 
sere Gesellschaft historisch entstanden 
ist und deshalb historisch überwindbar 
ist - und, dass wir es sind, die sie über¬ 
winden müssen und können. Uns geht 
es darum, den historischen Materialis¬ 
mus heute anzuwenden. Konkret: Der 
Syrienkrieg lässt sich nicht ohne Le¬ 
nins Imperialismustheorie verstehen, 
die Krise seit 2008 lässt sich nicht ohne 
Marx’ Krisentheorie verstehen. Und 
eine Bewegung, die dem etwas entge¬ 
gensetzen kann, fängt damit an, dass 
Jugendliche in Schule und Betrieb ak¬ 
tiv werden. 

UZ: Die SDAJ macht sich selbst ein Ge¬ 
burtstagsgeschenk. Mit dem Band „ Eine 
Welt zu gewinnen “ legt ihr eine Einfüh¬ 
rung in den Marxismus vor. Was unter¬ 
scheidet euren Ansatz von studentischen 
Marx-Lesekreisen ? 

Lena Kreymann: Das ist ja leider ein 
nachträgliches Geschenk, der Band 
erscheint erst im Juni. Dieses Buch 
geht anders an die Sache heran als die 
meisten Bücher über Marx. Wir ha¬ 
ben darauf geachtet, eine ernsthafte 
und umfassende Auseinandersetzung 
mit Marx' Theorie zu befördern - aber 
auch darauf, das Ganze für Jugendliche 
verständlich aufzubereiten. Unsere Au¬ 
toren sind Spezialisten auf ihren Ge¬ 
bieten und haben kenntnisreiche Texte 
vorgelegt. Wir haben dann Jugendliche 
in- und außerhalb der SDAJ gebeten, 
die Texte zu lesen und zu sagen, ob das 
für sie verständlich ist, die Texte sind 
mit diesen Anregungen überarbeitet 
worden. 

Außerdem setzt sich dieses Buch 
ausführlich mit der Geschichte der 
Arbeiterbewegung auseinander - aber 
nicht einfach als „Wirkungsgeschichte“ 
des Marxismus, sondern als unsere Ge¬ 
schichte, als Geschichte, aus der wir für 
unsere Kämpfe heute lernen können. 

UZ: In deiner Rede auf der Demonstra¬ 
tion in Trier hast du die täglichen Pro¬ 
bleme von Jugendlichen in der Schule 
und am Arbeitsplatz aufgezählt. Was 


Worüber die SDAJ-Vorsitzende 


ist wichtiger für euch: Diese konkreten 
Probleme deutlich zu machen oder die 
marxistische Theorie zu verbreiten? 

Lena Kreymann: Das eine geht nicht 
ohne das andere. Marx' Theorie ist ja 
kein Selbstzweck: „Die Philosophen 
haben die Welt nur verschieden inter¬ 
pretiert, es kommt aber darauf an, sie 
zu verändern.“ Der Zweck einer revolu¬ 
tionären Theorie ist, die Welt zu verän¬ 
dern. Aber dieses Bewusstsein, dass wir 
die Welt verändern können, entsteht 
nicht in Lesekreisen, sondern in der 
Praxis: Dann, wenn Jugendliche dort, 
wo sie lernen und arbeiten, für Verbes¬ 
serungen - und wenn sie noch so klein 
sind - kämpfen. Diese praktischen Er¬ 
fahrungen theoretisch zu unterfüttern, 
diesen kleinen Kämpfen eine Perspek¬ 
tive zu geben - das geht nur mit Marx. 

UZ: Die SDAJ ist bei ihrer Gründung 
aus einer Massenbewegung der Arbei¬ 
terjugend hervor gegangen. Heute ist sie 
ein kleiner Jugendverband ohne starke 
Verankerung in Schulen und Betrieb. 
Was hat die SDAJ von heute mit der 
SDAJ der Gründungsjahre gemeinsam? 

Lena Kreymann: Der Gegner ist der 
gleiche, das Ziel ist das gleiche. Wir 
kämpfen, um den Kapitalismus zu 
überwinden, für den Sozialismus. Für 
uns ist das entscheidende, die Arbeiter¬ 
jugend zu organisieren, in den Schulen 
und Betrieben aktiv zu sein - die Ent¬ 
wicklungen der letzten 50 Jahre ändern 
daran nichts. Ein großer Unterschied zu 
damals ist, dass die Jugendlichen heute 
wenige Kämpfe selbst erlebt haben - 
selbst, dass es Hartz IV noch gar nicht 
so lange gibt, wissen viele nicht. Seit der 
Gründung vor 50 Jahren ist die SDAJ 
die Organisation, die an Schulen und in 
Betrieben die täglichen Auseinander¬ 
setzungen für die Rechte der Jugend 
führt und sie mit einer Perspektive über 
den Kapitalismus hinaus verbindet. Die 
SDAJ zeigt auf, dass wir in diesem Sys¬ 
tem die Rechte der Jugend nicht ver¬ 
wirklichen werden - und, dass die Ju¬ 
gend ihre Rechte nur erkämpfen kann, 
wenn wir uns zusammenschließen. 

Das Interview führte Olaf Matthes 













m unsere zeit 


Positionen 


Freitag, 11. Mai 2018 9 


Klaus Wagener zur Aufrüstung gegen Russland 


D er Russe steht wieder vor der 
Tür. Nein, nicht nur vor der Tür. 
Er hockt auch in jedem Compu¬ 
ter, in jedem Smartphone. Es gibt prak¬ 
tisch keine Schurkerei, zu der der Russe 
nicht fähig ist. Von der Manipulation der 
US-Präsidentschaftswahl und der sozi¬ 
alen Medien über die Vergiftung eines 
Ex-Spions und einem Giftgasanschlag in 
Syrien bis hin zum Krieg in der Ukrai¬ 
ne und der Annexion der Krim ist alles 
dabei. Und diesmal hat der Russe auch 
einen Namen: Wladimir Putin. 

Unter Aufbietung aller Kräfte wird 
sich der freie Westen dieser furchtba¬ 
ren Bedrohung aus dem Osten entge¬ 
genwerfen. Es gilt, die Länder Osteuro¬ 
pas vor der „russischen Aggression“ zu 
schützen. Raketenabwehrschirme wer¬ 
den errichtet. Spezialeinsatzkräfte, Pan¬ 
zer, Haubitzen und Truppen werden an 
die Ostfront geworfen, Kommandostäbe 
errichtet, Straßen, Brücken, Unterfüh¬ 
rungen „kriegstauglich“ verstärkt und 
verbreitert, damit die Räder rollen kön¬ 
nen. Für den Sieg. Diesmal stehen „wir“ 


Ostfront 

schon zu Anfang kurz vor Leningrad und 
Stalingrad, diesmal könnte es klappen - 
mit dem „Ami“ im Rücken. 

Wir leben in postfaktischen Zeiten. 
Oder anders formuliert: Es wird gelogen, 
dass sich die Balken biegen. Es ist nicht 
mehr nötig, Beweise vorzulegen, nicht 
einmal mehr gefälschte. Es reicht die 
nackte Behauptung. Je weiter sich die im¬ 
periale Lebens Wirklichkeit von den Be¬ 
dürfnissen der Menschen entfernt, umso 
größer und häufiger die Lügen. Warum 
in aller Welt sollte die russische Führung 
ein Interesse an der Ermordung Sergej 
und Julia Skripals haben? Oder warum 
sollte der syrische Präsident Baschar al- 
Assad einen Giftgasangriff auf eine Re¬ 
gion durchführen lassen, die er binnen 
Tagen ohnehin zurückerobert hat? Egal, 


die Raketen fliegen, auch wenn nicht 
einmal feststeht, ob es überhaupt einen 
Giftgasangriff gegeben hat. Ironischer¬ 
weise auch auf ein Gebäude, in dem an¬ 
geblich Giftgas produziert wurde. Das 
hätte katastrophale Folgen gehabt, wenn 
die Propaganda gestimmt hätte. 

Von ähnlicher Qualität ist die Be¬ 
hauptung, Russland hätte Eroberungsge¬ 
lüste in Bezug auf Osteuropa. Nachdem 
der „Freie Westen“ mithilfe von Mördern 
und Faschisten die gewählte Regierung 
in Kiew aus dem Amt geputscht hatte, 
blieb der EU kaum eine andere Wahl, 
als die bankrotten Putschisten an den 
Finanztropf zu hängen. Fortan sah sich 
Osteuropa und das gesamte Baltikum 
unmittelbar durch den Einmarsch des 
Russen bedroht. Mit der Behauptung, 


vom Russen bedroht zu werden, ist seit 
der Truman-Doktrin von 1947 auf einfa¬ 
che Art viel Geld zu machen. 

Das gilt natürlich auch für die militä¬ 
risch-industriellen Komplexe des „Frei¬ 
en Westens“. Die gigantische Kriegs¬ 
maschine USA braucht Feinde wie die 
Luft zum Atmen. Ähnliches gilt für die 
deutsche und europäische Kriegsindus¬ 
trie. Das US-Imperium schwächelt. Da 
wittern die europäischen Militaristen 
Morgenluft. 

Es soll aufgerüstet werden. Die Gro- 
ko in Deutschland will nahezu eine Ver¬ 
doppelung der Rüstungsausgaben. Das 
ist ihre wichtigste Aufgabe. Auf dem 
Nato-Gipfel 2002 in Prag wurde das 
„2-Prozent-Ziel“ beschlossen. Ein will¬ 
kürlicher, bürokratischer Akt soll nun 


als Basis für eine europäische Hochrüs¬ 
tung herhalten. Und dazu erscheint der 
Russe als Feindbild immer noch geeig¬ 
neter als al-Kaida. Zumal letztere mo¬ 
mentan nicht gerade auf der Gewinner¬ 
straße sind. Allerdings ist Russland eine 
Atommacht. Eine sehr reale. 

Es geht um den Versuch, militäri¬ 
scher Kumpan des Imperiums zu wer¬ 
den, es irgendwann zu beerben. Dieser 
Versuch ist gleichermaßen gefährlich 
wie dumm. 2001 hat Wladimir Putin 
im Deutschen Bundestag eine Zusam¬ 
menarbeit Russlands mit Deutschland 
und Europa vorgeschlagen. Der deut¬ 
sche Imperialismus hat dieses Angebot 
eines der rohstoffreichsten Länder der 
Erde ausgeschlagen und sich für atlan¬ 
tische Nibelungentreue zum US-Impe- 
rium entschieden. Möglicherweise eine 
seiner großen Fehlentscheidungen. Das 
schicksalhafte Treuebekenntnis, auch 
im Untergang, ist den Deutschen schon 
mehrfach mächtig auf die Füße gefallen. 
Das tödlichste Mal, vor über 70 Jahren, 
ist noch in „guter“ Erinnerung. 



Markus Söder legt planmäßig einen Start als MP Bayerns hin, 
der die Empörung kalkuliert und die eigenen Reihen schließt. 
Die neue Verordnung, in den Eingangsbereichen aller öffent¬ 
lichen Gebäude soll ein Kreuz hängen, gut sichtbar für Jeder¬ 
mann und Jedefrau, verletzt die Neutralitätspflicht des Staa¬ 
tes. Die Beschwörung der „jüdisch-christlichen'' Geschichte des 
Landes, wodurch die „Aufklärung“ in eine dunkle Ecke gestellt 
werden soll, verleugnet Herkunft und Gebrauch des Kreuzes. 
Das Kreuz war ein antikes Folter- und Hinrichtungswerkzeug, 
blutig und schändlich, schon der kluge Cicero diktierte: „Was 
Kreuz heißt, soll nicht nur vom Leib der Bürger Roms fernblei- 
ben, sondern auch schon von ihrer Wahrnehmung, ihren Au¬ 
gen und Ohren.“ Wer das Kreuz nur als Symbol wahrnimmt, 
will vom Charakter dieser Qual nichts mehr wissen. Karl Marx 
verstand den Grund: „Religion ist der Seufzer der bedrängten 
Kreatur“. Der CSU passt der Satz, seufzen können die Leut’ gut 
und gerne und sich einenTrost daraus machen,dass es sie nicht 
so trifft wie die, die zu Tausenden an Kreuzen hingen. 

Markus Söder wird es damit nicht genug sein, nach den 
Kreuzhängungen kommt vielleicht sein Vorschlag, einen 
Betstuhl davor zu stellen und die Pflicht, nicht achtlos daran 
vorüber zu gehen. Erinnert sei auch an das Rechenzeichen 
„Plus“, dass mit dem Kreuzzeichen identisch ist. Erst im 15. 
Jahrhundert wurde dies anstelle eines Wortes in Zahlenwer¬ 
ken verwandt, die enge Verbindung des europäischen Mer¬ 
kantilismus mit dem Symbol christlicher Kirchen ist nicht von 
ungefähr. Für Markus Söder völlig verständlich, denn Kirche 
und Kapital bilden schon immer eine unheilige Allianz. HB 


Die Angst vor chinesischen Handys 

China rüttelt am westlichen Technologiemonopol • Kolumne von Beate Landefeld 


Manfred Ziegler zur Chemiewaffen-Suche in Syrien 

Inspektoren 
auf dem Prüfstand 


Der ägyptische Marxist Samir Amin 
nannte 1998 fünf Monopolstellungen, 
durch die die Vormachtstellung des 
US-geführten Westens geprägt sei: (1) 
das Monopol der neuen Technologien, 
(2) das der Kontrolle über die globa¬ 
len Finanzströme, (3) die Kontrolle des 
Zugangs zu den Bodenschätzen des 
Planeten, (4) die Kontrolle der Kom¬ 
munikationsmittel und Medien, (5) das 
Monopol der Massenvernichtungswaf¬ 
fen. (Marxistische Blätter 4-1998, S. 48) 
Damals befand sich die unipolare „neue 
Weltordnung“ vor ihrem Höhepunkt, 
der laut Egon Bahr in den Jahren 2001- 
2005 lag und mit dem Scheitern des Ir¬ 
akkriegs überschritten wurde. (Vgl. 
Marxistische Blätter 4-2007, S. 29) Heu¬ 
te sind mehrere der Monopolstellun¬ 
gen untergraben oder bedroht. Chinas 
Aufstieg und seine konstruktive welt¬ 
wirtschaftliche Rolle, die desaströsen 
Folgen der US-Regime-Change- und 
Kriegspolitik im Irak, in Libyen, der 
Ukraine, Afghanistan und Syrien zeig¬ 
ten die Überdehnung und die Grenzen 
des US-Imperiums auf. 

Im aktuellen US-chinesischen Han¬ 
delskonflikt schält sich mehr und mehr 
heraus, dass es den USA um die Vertei¬ 
digung ihrer Monopolstellung bei den 
neuen Technologien geht. Seit Jahren 
schüren US-Konkurrenten, FBI und 
Geheimdienste die Angst vor chinesi¬ 
schen Handys, vor Huawei und ZTE, 
mit denen vorgeblich chinesische Spio¬ 
nage möglich sei. Nun wurde US-Zulie- 
ferfirmen verboten, an ZTE zu liefern. 
Anfang Mai brachte Trumps Verhand¬ 
lungsdelegation eine Liste mit Forde¬ 
rungen nach Peking. Danach soll China 
seinen Handelsüberschuss gegenüber 


den USA - er betrug zuletzt 375 Milliar¬ 
den Dollar - bis 2020 um 200 Milliarden 
Dollar abbauen, Subventionen für High- 
Tech-Firmen beenden und Zölle auf das 
US-Niveau senken. Auf Beschränkun¬ 
gen der US-Regierung für chinesische 



Beate Landefeld 


Investitionen in sensible Technologien 
dürfe China nicht mit Gegenmaßnah¬ 
men antworten. Vor allem solle Peking 
sich nicht rächen, indem es amerikani¬ 
sche Landwirtschaftsprodukte angrei¬ 
fe. Bei Ungehorsam werde Washington 
noch mehr Strafzölle verhängen. 

China zeigt sich verhandlungsbe¬ 
reit, wenn es um einen realistischen 
Abbau des Exportüberschusses und 
um den Abbau von Zöllen für Autos 
geht. Auch dies erfordere Zeit, heißt 
es in der parteinahen Zeitung „Glo¬ 
bal Times“, da Ungleichgewichte, die 
in Jahrzehnten entstanden, nicht über 
Nacht verschwinden. Sha Hua und 
Norbert Häring verweisen im „Han¬ 


delsblatt“ darauf, China habe im Ge¬ 
gensatz zur Bundesrepublik seine Ex¬ 
portabhängigkeit im letzten Jahrzehnt 
schon stark verringert. Dies geschah 
durch Umsteuern auf die Stärkung der 
Binnennachfrage, massive Investitionen 
in die Infrastruktur und in die regionale 
eurasische Integration im Zuge des Sei¬ 
denstraßenprojekts. Die Absatzmärk¬ 
te wurden zugunsten von Asien, Afrika 
und Lateinamerika diversifiziert, der 
Anteil der US-Exporte auf 18 Prozent 
aller Exporte verringert. 

Nicht beschränken wird China sein 
Recht auf eigene Entwicklung. 2015 hat 
es die Qualitätsoffensive „Made in Chi¬ 
na 2025“ gestartet. Im Erfolgsfall wür¬ 
de sich China vom Produzenten von 
Billigware zum Markenhersteller mau¬ 
sern, wie dies mit der Marke Huawei 
schon gelang. Wenn der „Made in China 
2025“-Plan funktioniere, werde China 
in der IT-Industrie die führende Rolle 
erringen, sagt der Experte Xu Cheng- 
jin in der „Global Times“. Er verweist 
auf die offizielle Untersuchung des so¬ 
genannten „chinesischen Technologie- 
Transfer-Regimes“ durch den US-Han- 
delsbeauftragten, wonach China mit 27 
Prozent der globalen High-Tech-Ma- 
nufaktur nicht mehr weit hinter den 
29 Prozent der USA liege. Gegen die¬ 
ses schnelle Aufholen richten sich die 
jüngsten Hürden und Restriktionen auf 
allen Gebieten, sei es im Handel, sei es 
bei Firmenkäufen oder beim Geschrei 
über „Diebstahl“ von Technologie. Un¬ 
nötig, zu erwähnen, dass die EU bei 
der zähen Verteidigung des westlichen 
Technologiemonopols mit Trump an 
einem Strang ziehen wird - Freihandel 
hin oder her. 


Gerade haben die Vertreter der OPCW 
ihre Arbeit in Syrien beendet und das 
Land verlassen. Das Ergebnis ihrer Un¬ 
tersuchungen zum angeblichen Ein¬ 
satz von Chemiewaffen in Ghouta steht 
aus. Die USA hatten nach dem Motto 
gehandelt: erst schießen - und dann nicht 
fragen. Sie wollten eine Untersuchung 
nicht abwarten, bevor sie ihre Kriegs¬ 
maschine in Gang setzten. Doch der 
Vorwurf, die USA hätten vor dem An¬ 
griff die Untersuchungsergebnisse der 
OPCW abwarten müssen, greift zu kurz. 

Gibt es eine wirklich unabhängige 
Organisation, die eine Untersuchung 
durchführt, unbeeinflusst vom Druck 
der USA? Und was, wenn die OPCW- 
Inspektoren die Vorräte an Chemikalien 
der Dschihadisten auflisten - aber ohne 
die Verantwortlichen konkret beim Na¬ 
men zu nennen? Wir wissen schon, was 
die Medien daraus machen würden. Im 
Zweifel gilt: „Assad ist schuld.“ 

Die Russische Föderation war gut be¬ 
raten, als sie Zeugen aus Ghouta in einer 
Pressekonferenz auftreten ließ. Es wa¬ 
ren Zeugen, die in dem Video zu sehen 
waren, das die Behandlung der Opfer 
des angeblichen Chemiewaffeneinsat¬ 
zes zeigte. Der Tenor aller Aussagen: es 
gab keinen Einsatz von Chemiewaffen. 
Es gab lediglich Personen, die mit der 
Behauptung eines chemischen Angriffs 
Panik verbreiteten. Das stimmt mit dem 


Die Einstellungspraxis der Post ist 
in die öffentliche Kritik geraten. Wer 
häufiger krank ist oder angeblich nicht 
schnell genug arbeitet, erhält keinen 
festen Arbeitsvertrag. Er oder sie bleibt 
mit dem sachgrundlos befristeten Ar¬ 
beitsverhältnis in einem Schwebezu¬ 
stand. 

Diese Praxis ist nicht erstaunlich. Nur: 
Die Post ist das erste und einzige Un¬ 
ternehmen, das diese Praxis in der Öf¬ 
fentlichkeit verteidigt. Die anderen 
handeln nur so und schweigen. 

Im Jahr 2001 wurde die sachgrund- 
lose Befristung von Arbeitsverhält¬ 
nissen von der „rot“-grünen Schrö¬ 
der-Regierung im Rahmen ihrer 
Agendapolitik in Gesetzesform ge¬ 
gossen. Ziel war letztendlich die Ver¬ 
längerung der Probezeit ins Uferlose 
und vor allen Dingen die Aufhebung 
des Kündigungsschutzes für alle Be¬ 
troffenen. 

Die Unternehmen hat es zutiefst er¬ 
freut und sie haben diese Möglichkeiten 
überreichlich ausgeschöpft. Auch dieses 
Gesetz ist ein wesentlicher Bestandteil 
der heutigen prekären Arbeitsrealität, 
der Entrechtung der abhängig Beschäf- 


überein, was auf dem Video zu sehen ist: 
Menschen, die sich in Panik mit Wasser 
abwaschen - ohne dass sonst etwas ge¬ 
schieht. 

Einer der Zeugen wurde in der Pres¬ 
sekonferenz gefragt, wieviel Geld man 
ihm für seine Aussage geboten habe. 
Den „Weißhelmen“, die hinter den Vor¬ 
würfen stehen, stellt man solche Fragen 
nie. Ihr Jahresetat betrug 2015 ungefähr 
30 Millionen Dollar, später mehr. USA, 
Deutschland, Frankreich, Großbritan¬ 
nien - sie alle finanzieren die Weißhel¬ 
me - bisher. 

Der Höhepunkt des Einflusses der 
Weißhelme aber ist wohl überschritten. 
Ich möchte nur an die Erklärung von 
Roger Waters, einem Gründungsmitglied 
von Pink Floyd, auf einem großen Kon¬ 
zert in Barcelona erinnern, als er sagte: 
„Die Weißhelme existieren nur, um Pro¬ 
paganda für Dschihadisten zu machen.“ 

Das Drehbuch der Dschihadis¬ 
ten und ihrer Förderer funktionierte 
nicht. Die syrische Armee vertrieb die 
Dschihadisten überraschend schnell aus 
Ghouta. Innerhalb von Tagen fanden die 
ersten Untersuchungen vor Ort statt und 
Zeugen, die namentlich bekannt sind, 
konnten das Geschehen schildern. 

So wird in einigen Wochen, wenn die 
Ergebnisse der OPCW vorliegen, die 
Glaubwürdigkeit der OPCW selbst auf 
dem Prüfstand stehen. 


tigten und der Schwächung unserer Ge¬ 
werkschaften. 

Und so ist die SPD einmal mehr in der 
Bredouille. Hartz & Co haben sie hun¬ 
derttausende Mitglieder gekostet und 
ihre Stimmenergebnisse nach unten 
geschraubt. Nun sei eine Erneuerung 
der SPD angesagt, folgt man der neuen 
Vorsitzenden Nahles. 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
(SPD) blinkt schon mal links, will sich 
für arbeitnehmerfreundliche Arbeits¬ 
bedingungen bei der Deutschen Post 
einsetzen und diese Praxis ändern. 
Und nicht nur da: „Ich habe angewie¬ 
sen, dass wir für alle Behörden und 
Folgebehörden der Bundesrepublik 
Deutschland die Zahl der sachgrundlos 
befristeten Beschäftigungsverhältnisse 
zum Beispiel einmal durchschauen und 
dafür sorgen werden, dass die Befris¬ 
tungsquoten gesenkt werden“, äußerte 
er sich in der ARD. 

Einmal durchschauen wird nicht rei¬ 
chen. Da müsste schon der Wille und 
der Mut zur Veränderung her. Nicht nur 
bei der sachgrundlosen Befristung von 
Arbeitsverhältnissen, sondern für die 
gesamte Agendapolitik. 


Werner Sarbok zur Einstellungspraxis der Post 

Schauen reicht nicht 
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Das Komplott 

Vor 40 Jahren wurde in Italien Aldo Moro ermordet • Von Gerhard Feldbauer 


D er 16. März 1978 war an sich schon 
kein gewöhnlicher Arbeitstag für 
uns. 1 Im Montecitorio, dem Sitz 
der Abgeordnetenkammer, war die De¬ 
batte über die Amtseinführung der von 
IKP-Generalsekretär Enrico Berlinguer 
und dem Vorsitzenden der Democrazia 
Cristiana (DC), Aldo Moro, gebildeten 
Regierung angesetzt. Die IKP wollte 
das Kabinett zunächst nur parlamen¬ 
tarisch unterstützen, hatte aber bereits 
volles Mitspracherecht in allen Fragen 
der Regierungspolitik. Der direkte Ein¬ 
tritt war für einen späteren Zeitpunkt 
vorgesehen. Die USA sollten sich, wie 
mir auch Sergio Segre, der Leiter der 
Abteilung Internationale Beziehungen 
im Zentralkomitee, gesagt hatte, davon 
überzeugen, dass es seitens der IKP kei¬ 
ne Absichten einer „kommunistischen 
Machtübernahme“ gebe. 

Etwa gegen 9.30 Uhr brachte die 
Nachrichtenagentur ANSA die ersten 
Meldungen über die Entführung Mo¬ 
ros. Der Konvoi des DC-Führers war 
auf der Fahrt zum Montecitorio an der 
im Norden der Stadt liegenden Kreu¬ 
zung Via Fani-Stresa gestoppt und von 
einem Kommando der „Brigate Ros¬ 
se“ überfallen worden. Das fünfköpfige 
Begleitkommando Moros war nieder¬ 
geschossen worden. Vier der Polizisten 
waren sofort tot. Der fünfte starb im 
Krankenhaus. Der DC-Vorsitzende war 
in einen Pkw FIAT 130 gestoßen wor¬ 
den. Wie ANSA weiter berichtete, hat¬ 
ten um 10.05 Uhr mehrere Zeitungen 
eine mit „Brigate Rosse“ Unterzeichne¬ 
te Mitteilung erhalten: „Heute Morgen 
haben wir den Vorsitzenden der Demo¬ 
crazia Cristiana entführt und seine Es¬ 
korte, die ,Ledernacken’ Cossigas ( des 
Innenministers - der Autor), eliminiert. 
Ein Kommunique folgt.“ 

Seit Beginn unserer Arbeit waren 
wir Zeugen der erbitterten Auseinan¬ 
dersetzung zwischen Faschismus und 
Antifaschismus in Italien, die nun in 
der größten Tragödie der Nachkriegs¬ 
geschichte Italiens gipfelte. Im Januar 
1977 hatte ich in Rom im luxuriösen 
Midas-Hotel den Parteitag des Movi¬ 
mento Sociale Italiana (MSI) verfolgt, 
der eine „chilenische Lösung“ für Ita¬ 
lien forderte. Das MSI war mit Hilfe 
der USA bereits im Dezember 1946 als 
Nachfolgepartei Mussolinis wieder ge¬ 
gründet worden. An die gespenstischen 
Szenen erinnere ich mich noch heute. In 
dem düsteren Kongresssaal hatten sich 
rund 1 200 Faschisten versammelt. Vor 
dem MSI-Symbol, einem Sarg, aus dem 
eine Flamme in den Farben der italie¬ 
nischen Trikolore aufstieg, hatten die 
Führer des MSI mit Giorgio Almirante 
und Pino Rauti an der Spitze an einem 
mit schwarzem Tuch überzogenen lan¬ 
gen Tisch Platz genommen. Die Flam¬ 
me sollte Mussolinis emporsteigende 
Seele symbolisieren, die seine Nach¬ 
folger ermutige. Almirante hatte als 
Staatssekretär des „Duce“ noch kurz 
vor Kriegsschluss einen Genickschuss¬ 
erlass gegen Partisanen verhängt. Als 
er sich in wüsten antikommunistischen 
Ausfällen erging und Aldo Moro als 
Philokommunisten diffamierte, der das 
Land den Roten ausliefere, schien in der 
Tat der Geist Mussolinis über dem Saal 
zu schweben. Während Almirante Pino¬ 
chet feierte, brachen die Teilnehmer in 
frenetischen Beifall aus, sprangen von 
den Plätzen, rissen den rechten Arm 
zum Führergruß empor und skandier¬ 
ten „Pinochet, Pinochet“. Der Chef der 
faschistischen Terrorbanden Pino Rauti, 
der in der Salö-Republik 2 den Schwarz¬ 
hemden, der „SS“ Mussolinis, angehört 
hatte, verlangte, die politische und wirt¬ 
schaftliche Krise „zur Erhebung gegen 
das Regime“ zu nutzen. 

Bereits Ende 1973 und nochmals 
1974 hatten wir erlebt, wie Armee- und 
Geheimdienstkreise zusammen mit der 
CIA, der NATO und den MSI-Faschis- 
ten ein Regime nach „chilenischem Vor¬ 
bild“ an die Macht putschen wollten. 
Antifaschistische und demokratische 
Kräfte hatten die Pläne enthüllt, bevor 
sie in Gang gesetzt werden konnten. 

Gegen die faschistische Gefahr 
schlug Enrico Berlinguer, seit März 


1972 Generalsekretär, Moro einen 
„Compromesso storico“ vor, die Bil¬ 
dung „einer Regierung der demokra¬ 
tischen Wende“. Nach dem Sturz Sal¬ 
vador Allendes im September 1973 
schlussfolgerte er: „Selbst wenn die 
Linksparteien und Linkskräfte 51 Pro¬ 
zent der Stimmen im Parlament errin¬ 


gen könnten“, wäre es „völlig illusorisch 
anzunehmen, dass allein diese Tatsache 
den Fortbestand einer Regierung der 
Linksparteien und Linkskräfte garan¬ 
tieren würde“. Eine „demokratische 
Erneuerung“ müsse sich auf eine brei¬ 
te Mehrheit stützen, um das Land vor 
einem reaktionären Abenteuer, wie es 
in Chile stattfand, zu schützen. 

Die IKP hatte bei den Parlaments¬ 
wahlen im Juni 1976 34,4 Prozent er¬ 
reicht und war hinter der DC (38 Pro¬ 
zent) zweitstärkste Partei geworden. In 
der Abgeordnetenkammer stellte sie 
den Präsidenten, im Senat den Stell¬ 
vertreter. In der Hälfte der 21 Regio¬ 
nen (Länder) war sie an den Regierun¬ 
gen beteiligt. In der Partei hatte sich 
seit Ende der 60er Jahre jedoch auf der 
politisch-ideologischen Basis des soge¬ 
nannten Eurokommunismus eine sozi¬ 
aldemokratische Fraktion herausgebil¬ 
det. Durch den Wahlerfolg gewann sie 
zunehmenden Einfluss auf den „his¬ 
torischen Kompromiss“. So wurde der 
Integration der IKP in das bürgerliche 
Parteiensystem zugestimmt, ein eige¬ 
ner „Weg zum Sozialismus“ verkündet 
und die kapitalistische Marktwirtschaft 
anerkannt. Berlinguer erklärte, nicht 
nur die Bündnisverpflichtungen Itali¬ 
ens zu respektieren, sondern bekun¬ 
dete obendrein, die NATO eigne sich 
unter bestimmten Voraussetzungen als 
„Schutzschild“ eines italienischen We¬ 
ges zum Sozialismus. („ Corriere della 
Sera“ 15. Juni 1976) 

Der „Allende Italiens“ 

Der DC-Vorsitzende Moro war ein An¬ 
tifaschist und progressiver bürgerlicher 
Reformer, der mit einer Zusammenar¬ 
beit mit Sozialisten und Kommunisten 
den Antikommunismus zurückwies. In 
den USA war er erbitterten Angriffen, 
ja einer regelrechten Mordhetze aus¬ 
gesetzt. Als er 1974 als Außenminister 
Staatspräsident Giovanni Leone nach 
Washington begleitete, wurde ihm offen 
gedroht, „Italien in ein zweites Chile“ zu 
verwandeln. Ein hoher Beamter sagte, 
er werde es „teuer bezahlen“, wenn er 
seine Zusammenarbeit mit den Kommu¬ 
nisten nicht aufgebe. In Anspielung auf 
den ermordeten John F. Kennedy und 
dessen Witwe drohte er, dann werde es 
auch in Italien „eine Jacqueline“ geben. 
(„ Osservatore politico“ Rom, 13. Sep¬ 
tember 1975) 


Außenminister Henry Kissinger 
nannte Moro den „Allende Italiens“, der 
das Land „in kommunistische Abhängig¬ 
keit“ steuere, und äußerte, die CIA müs¬ 
se „Realitäten schaffen“. 

Als Moro und Berlinguer ihren 
„historischen Kompromiss“ verwirkli¬ 
chen wollten, wurden die angedrohten 


„Realitäten“ mit dem von der CIA und 
ihrer geheimen NATO-Truppe Gladio 
geplanten Komplott gegen den DC- 
Vorsitzenden in die Tat umgesetzt. Als 
Werkzeug wurden die von Geheim¬ 
dienstagenten unterwanderten und ma¬ 
nipulierten linksradikalen Brigate Rosse 
benutzt. Ihr Gründer und ursprünglicher 
Chef, Renato Curcio, der den „Tötungs¬ 
terror“ ablehnte, wurde 1976 durch CIA- 
Agenten ausgeschaltet. An die Spitze 
trat ein Mario Moretti, den Curcio später 
als Spion entlarvte. 3 Sergio Flamigni ent¬ 
hüllte in dem Buch „La tela del ragno. II 
delitto Moro“ ( Mailand 1993), dass der 
im Hintergrund agierende CIA-Agent 
Corrado Simioni der eigentliche Chef 
der BR war. 4 

Führungszentrale „P 2“ 

Als Zentrale des Mordkomplotts 
fungierte die von der CIA Ende der 
60er Jahre in Italien geschaffene Ge¬ 
heimloge „Propaganda due“ („P2“). 
An ihrer Spitze stand offiziell der Alt¬ 
faschist Licio Gelli, der an der Seite 
Francos gegen die Spanische Repu¬ 
blik gekämpft und für den Geheim¬ 


dienst Mussolinis in der Salö-Repub- 
lik gearbeitet hatte. 5 Der „P2“ gehör¬ 
ten 2 500 eingeschriebene Mitglieder 
aus allen Bereichen der Gesellschaft 
an. Darunter waren 47 Großindustri¬ 
elle und 119 Bankiers, 43 Generäle der 
Geheimdienste, der komplette Gene¬ 
ralstab des Heeres und sechs Mitglie¬ 
der der Regierung. Von der Mafia wa¬ 
ren zahlreiche Chefs vertreten, darun¬ 
ter die ganze Führungsspitze der Cosa 
Nostra. 

Die „P 2“ bremste mit 57 Mitglie¬ 
dern in den Sicherheitsstäben die Fahn¬ 
dung nach dem „Gefängnis“ der Gei¬ 
selnehmer. Wie die Experten Antonio 
und Gianni Cipriano in ihrem Buch 
„Sovranitä limitata. Storia dell’ ever- 
sione atlantica in Italia“ {Rom 1991) 
aufdeckten, beobachtete der Geheim¬ 
dienstoberst Camillo Gugliemi in der 
Via Fani die Entführung. Er war auf 
dem NATO-Stützpunkt Capo Marrar- 
giu auf Sardinien Leiter der Ausbildung 
verdeckter Agenten in den BR. Im Po¬ 
lizeipräsidium verzögerte der dienstha¬ 
bende Kommissar die Fahndung. Der 
Direktor des römischen Fernsprech¬ 
amtes unterbrach für eine Stunde die 
Telefonverbindungen, was das unent- 
deckte Entkommen der Entführer er¬ 
möglichte. 

Verfassungstreue Offiziere spielten 
„La Repubblica“ eine Nachricht zu, dass 
die Entführung Moros „eine militärische 
Aktion“ war, ein „Glanzstück an Perfek¬ 
tion“, die nur „von Militärs mit ausgetüf- 
telter Spezialausbildung oder von Zivi¬ 
listen, die in für Kommandounterneh¬ 
men spezialisierten Militärstützpunkten 
einem langen Training unterzogen wur¬ 
den, durchgeführt werden konnte“. Der 
Kommandeur der „Gladio“-Division, 
General Gerardo Serravalle, bestätigte 
nach der Aufdeckung der NATO-Trup¬ 
pe 1991 in seinem Buch „Gladio“ {Rom 
1991) die Angaben. Am Tatort gefunde¬ 
ne 39 Patronenhülsen waren mit Spezi¬ 
allack überzogen, mit dem die Munition 
für „Gladio“-Einheiten präpariert wur¬ 
de. Sie verschwanden aus dem Innen¬ 
ministerium. 

Am 9. Mai wurde Moro umge¬ 
bracht. Die Leiche wurde im Koffer¬ 
raum eines roten Renault 4 gefunden. 
Die Farbe sollte den Standpunkt der 
BR von Moros „Verrat“ symbolisieren. 
Der Wagen wurde in der Via Gaetano 
im Zentrum von Rom abgestellt, fast 
in gleicher Entfernung vom Sitz des 
Zentralkomitees des IKP und des Par¬ 
teivorstandes der DC. Auch das sollte 
verdeutlichen, dass Moro ein Opfer sei¬ 
ner Zusammenarbeit mit den Kommu¬ 
nisten geworden war. 

Laut Obduktionsbericht wurde 
Moro von neun Kugeln aus einer Ma¬ 
schinenpistole Scorpion und zwei aus 
einer Colt-Pistole 9 mm getroffen Die 
beiden Kugeln aus der Pistole waren 
laut Autopsie der Gnadenschuss. 


Nach dem Mord verdichteten sich 
die Beweise, dass die Geheimdienste 
mit Gladio das Komplott inszeniert 
hatten. In der Via Caetano hatte ein 
Motorradfahrer seit dem frühen Mor¬ 
gen einen Platz freigehalten, in den der 
Renault einparken konnte. Von der 
Straße waren die Abgeordnetenkam¬ 
mer, der Senat und der Quirinale, der 
Amtssitz des Staatspräsidenten, etwa 
einen Kilometer entfernt. Dieses Vier¬ 
tel wurde also schon für gewöhnlich gut 
bewacht und war seit dem 16. März von 
einem dichten Polizeikordon umgeben. 
Hier sollte der Motorradfahrer sich un¬ 
bemerkt zwei oder auch drei Stunden 
in der Nähe seiner Maschine aufgehal¬ 
ten und auf den R 4 gewartet haben? 
Unbehelligt sollte der als gestohlen ge¬ 
meldete Renault sein Ziel erreicht und 
dort noch drei Stunden gestanden ha¬ 
ben, ohne Aufsehen zu erregen? Das 
war unglaubhaft. In Moros Hosenauf¬ 
schlägen wurde Sand gefunden, der 
von den Tolfa-Hügeln nördlich von 
Rom stammte. Dort befand sich ein 
„Gladio“-Stützpunkt, in dem er sich 
zumindest zeitweise befand. 

Am 22. Oktober 2007 erklärte Gio¬ 
vanni Galloni, zur Zeit der Entführung 
Moros Vizesekretär der DC, dass „die 
Vereinigten Staaten wussten, wo Aldo 
Moro gefangen gehalten wurde“. Er 
bestätigte, dass fünf in die BR einge¬ 
schleuste Agenten „den Hintergrund 
der Geheimdienstoperation“ gebildet 
hatten. {„Liberazione“ 23. Oktober 
2007). 

(siehe auch: Gerhard Feldbauer: Agen¬ 
ten, Terror, Staatskomplott. Der Mord 
an Aldo Moro, die Roten Brigaden und 
die CIA. Papyrossa, Köln 2000.) 

Anmerkungen 

'Meine Frau Irene,die als Redakteurin 
und Fotoreporterin arbeitete, und ich 
waren vom Mai 1973 bis April 1979 für 
die Nachrichtenagentur „ADN“ und 
die Zeitung „Neues Deutschland“ in 
Italien. 

2 Von Mussolini unter der im Herbst 
1943 errichteten Besatzung der Hit¬ 
lerwehrmacht gebildetes Marionet¬ 
tenregime Repubblica Sociale Italia- 
no (RSI) mit Sitz in Salö am Gardasee. 

3 Renato Curcio: Mit offenem Blick. 
Ein Gespräch zur Geschichte der Ro¬ 
ten Brigaden. Berlin 1997. 

4 Der Autor war als Vertreter der IKP 
Mitglied der Moro-Kommission des 
Parlaments und hat über die Ergeb¬ 
nisse insgesamt sechs Bücher ver¬ 
fasst. 

5 Der römische „Europeo“ enthüllte 
am 15. Oktober 1983, dass der eigent¬ 
liche Chef der „P 2“ der mehrmalige 
Premier Giulio Andreotti war. Als die¬ 
ser 1993 der Komplizenschaft mit der 
Mafia angeklagt wurde, bestätigten 
das Aussagen führender Mafiachefs. 
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Aldo Moro während seiner Entführung durch die Brigate Rosse 
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Löblich 

Die Schwedische Akademie wird in 
diesem Jahr keinen Literaturnobelpreis 
vergeben. Der mediale Wirbel im Vor¬ 
feld dieser Entscheidung wurde durch 
einen Belästigungs- und Korruptions¬ 
skandal ausgelöst. Weniger das „unak¬ 
zeptable Verhalten durch unerwünsch¬ 
te Intimität“, so fein drückt man sich 
aus, sondern das Vermischen von Ak¬ 
tivitäten in und für die Akademie mit 
Geldern, die in einen privaten, exklusi¬ 
ven Kulturklub für allerlei Absprachen 
im Vorfeld der Beratungen verwendet 
wurden, war dann doch etwas zu viel 
von dem, was jahrelang bekannt und 
geduldet wurde. Dass eine große An¬ 
zahl Frauen öffentlich erklärten, vom 
Klubbesitzer sexuell belästigt worden 
zu sein, war der Teil der Aktivitäten, 
der die Feuilletons nicht nur in Schwe¬ 
den in helle Aufregung versetzte. 

Die Show wird aber weitergehen, 
im nächsten Jahr will man dann eben 
zwei Preise vergeben, die Zusammen¬ 
setzung der Jury, immerhin hat sie 18 
Mitglieder, soll verändert werden. Bis¬ 
her werden die Mitglieder auf Lebens¬ 
zeit gewählt, Rücktritte waren undenk¬ 
bar und Neuberufungen nach dem Tod 
eines Mitglieds wurden bisher im inne¬ 
ren Kreis ausgekungelt. 

68 im Kino 

Auch Filmemacher hatten eine große 
Zeit in diesem Jahr 1968. In Cannes bra¬ 
chen Regisseure die Festspiele ab, sie 
solidarisierten sich mit den Arbeitern 
und den Studierenden auf Frankreichs 
Straßen und Plätzen. In Deutschland 
wurde die erste deutsche Filmkoopera¬ 
tive gegründet und damit der Grund¬ 
stein für ein wütendes und progressives 
Filmemachen gelegt. Es machten Leute 
Filme, auch in den Nicht-Kino-Forma- 
ten 16 mm oder auch 8 mm, also neue 
Formate, die nicht für das normale Kino 
gedacht waren. Und sie suchten sich 
neue Präsentationsformen, und dazu 
gehörten neue Filmfestivals, wo jeder 
das zeigen konnte, was er mitbrachte, 
wie die Hamburger Filmschau, später 
auch die Hofer Filmtage, und sie such¬ 
ten neue Veranstaltungssäle jenseits des 
Kinos, also mit Projektoren, die jeder 
mitbringen konnte um damit die Filme 
außerhalb der Kinos zu zeigen. Und der 
bekannteste Film war der Film „Beson¬ 
ders wertvoll“ von Hellmuth Costard, 
der wurde ganz gezielt als Provokati¬ 
on für das Oberhausener Festival ge¬ 
dreht. Hellmuth Costard, der von der 
Hamburger Filmschau kam, wollte of¬ 
fenbar in Oberhausen auch vorführen, 
dass dieses Festival,doch nicht so frei 
war wie die selbst organisierten Festi¬ 
vals, und hat dann einen Film gegen das 
neue Filmförderungsgesetz hergestellt, 
indem er einen Penis den Filmförde¬ 
rungstext sprechen ließ. Heute kaum 
vorstellbar, weder dass ein solcher Film 
als Provokation empfunden noch dass 
Veranstalter deshalb systemkritische 
Filme nicht in irgendeiner Nebenreihe 
laufen lassen würden. 

Außenseiter 

Wenige Tage vor seinem 86. Geburts¬ 
tag ist Günter Herburger gestorben. In 
den 70er und 80er Jahren ein bekannter 
und viel gelesener Schriftsteller, erinnert 
sei an die wundervollen Kinderbücher 
rund um eine Glühbirne, denn „Birne 
kann alles“. Insgesamt fünf Titel schrieb 
er, sie waren sicherlich in vielen, nicht 
nur linken, Familien in den Kinderzim- 
mern als Freunde vorhanden. Herbur¬ 
ger war in diesen Zeiten Mitglied der 
DKP, die erste Autorenbuchhandlung 
in München gründete er gemeinsam 
mit Kollegen. Von seinen Romanen ist 
heute noch lesenswert das Buch „Jesus 
in Osaka“ (1970), keine Science-Fiction, 
sondern von ihm als „Zukunftsroman“ 
tituliert. Später verstieg er sich immer 
mehr in Buchprojekte, die zwar eine un¬ 
geheure Schreibwut, aber weniger eine 
Handlung, einen Verlauf oder auch eine 
nachvollziehbare Absicht zeigten. Die 
„Thuja-Trilogie“, mit der er 1977 be¬ 
gann und die erst 1991 einen vorläufi¬ 
gen Abschluss fand, brauchte ihm weder 
Aufmerksamkeit noch Erfolg. Herbur¬ 
ger zog sich immer mehr aus dem Lite¬ 
raturbetrieb zurück, der ihn auch kaum 
noch zur Kenntnis nahm. Herbert Becker 


Sich nicht entscheiden können 

Hans Pleschinskis Roman „Wiesenstein“ über Gerhart Hauptmann 



W er behauptet, dass es um dem 
Nobelpreisträger Gerhart 
Hauptmann still geworden 
sei - mit seinem Ansehen sei es „jah¬ 
relang ... nur bergab“ gegangen, so der 
Biograph Peter Sprengel -, bedenkt 
weder Hauptmanns ständige Gegen¬ 
wart auf den Spielplänen der Bühnen 
noch seine Präsenz in den Schulen fast 
aller deutschen Bundesländer. Seine 
„Weber“ die kein Stück über Proleta¬ 
rier sind, wie der Autor meint, sondern 
über ausgebeutete Handwerker, erle¬ 
ben durch die ruinöse Entwicklung in 
Handwerk und Kleinbetrieben erneu¬ 
te Bestätigung. Mit vielen seiner Wer¬ 
ke ist der sozialkritisch wirkende frü¬ 
he Hauptmann bis heute weitblickend 
wirksam geblieben. Hans Pleschinski 
legt nun den Roman „Wiesenstein“ vor 
und widmet sich Gerhart Hauptmanns 
Leben vom Bombenangriff auf Dres¬ 
den im Februar 1945 bis zum Tod im 
Juni 1946. Es ist ein gut geschriebenes 
und informatives Buch. Mehr noch: Es 
ist ein Buch gegen den Krieg, aus dem 
die Angst vor drohenden Wiederholun¬ 
gen spricht, es wirkt wie eine notwen¬ 
dige, nicht oft genug anzubringende 
Warnung. Die entsteht nicht aus dem 
Thema, obwohl der späte Hauptmann 
mit der „Atridentetralogie“ einiges zu 
nationalistischer Übersteigerung und 
nationaler Katastrophe beisteuert, son¬ 
dern aus dem zeitgenössischen Umfeld, 
wozu Augenzeugen mit ihren „Szenen 
des Grauens“ durch Pleschinski in ei¬ 
nem Interview herangezogen wurden. 

Es ist ein Buch über Gerhart 
Hauptmann und seine Werke - sie wer¬ 
den über Gebühr am Geschehen betei¬ 
ligt, auch die, die kaum wiederzubele¬ 
ben sind. Recherchen des Autors haben 
sich mit Einfallsreichtum verbunden. 
Es ist ein besonderes Buch über den 
Krieg in seiner Grausamkeit, mit sei¬ 
ner grenzenlosen Vernichtung, den to¬ 
ten Zivilisten, die Straßengräben füllen. 
Nicht zu Hauptmanns Leben wird bis¬ 
her Unbekanntes geboten, außer Tage¬ 
buchaufzeichnungen, sondern zur Ver¬ 
nichtung von Mensch und Landschaft 
im Osten. Der Autor schenkt dem Le¬ 
ser nichts; er warnt ihn und scheint ihn 
zum Widerstand gegen zunehmende 
Provokationen bringen zu wollen, wie 
sie seit einiger Zeit von Scharfmachern 
in der NATO ausgehen, die mit einem 
neuen großen Krieg drohen. 

Entstanden ist ein Roman über ei¬ 
nen Dichter, keine Biografie Gerhart 
Hauptmanns. Damit erklärt sich, dass 
die Recherche nicht immer neutral 
bzw. vollständig ist: Das Schicksal des 
sowjetischen Offiziers Grigori Weiss 
habe nicht „eruiert werden“ können. 
Eine Beschäftigung mit sowjetischen 
Kulturoffizieren, die für diese Lebens¬ 
phase Hauptmanns Bedeutung hatten, 
scheint ausgeblieben zu sein und die 
Unterstützung des Hauptmann-Bio¬ 
grafen Peter Sprengel konnte da nicht 
weiter helfen. Der Kunsthistoriker und 
Journalist Grigori Weiss, eigentlich 
Weisspapier, ist in Untersuchungen zu 
sowjetischen Kulturoffizieren zu finden; 
er hat sich bis 1977 - „Innostranaja Li- 
teratura“ 1977, Nr. 5 - zur Kulturarbeit 
nach 1945 geäußert. Genaueres Wissen 
über die sowjetischen Kulturoffiziere 
hätte der Passage über den Besuch Jo¬ 
hannes R. Bechers und Weiss 4 auf dem 
Wiesenstein (dem Wohnort von Haupt¬ 
mann im Riesengebirge) politisch ihr 
Gewicht gegeben. Es war kein zufälli¬ 
ger Einfall Bechers, den Weiss unter¬ 
stützte. Es ging darum, Hauptmann als 
Ehrenpräsidenten für den Kulturbund 
zu gewinnen, nicht als Akademiepräsi¬ 
denten, wie im Roman steht, und da¬ 
mit ging es um die deutschen Mitläu¬ 
fer im Dritten Reich, die Mehrzahl der 
Deutschen, die für den Antifaschismus 
gewonnen werden sollten. Eine solche 
Organisation konnte kein Kommunist 
aus dem Exil wie Becher repräsentie¬ 
ren, man benötigte eine Persönlichkeit 
an der Spitze, die nicht im Exil gewesen 
war, sondern die Zeit des Faschismus 
in Deutschland durchgestanden hatte. 
Hauptmann mit seinem Lebensprin¬ 
zip der Entscheidungslosigkeit, was 


nicht unbedingt gleichbedeutend mit 
Opportunismus war, eignete sich. Den 
orientierungslosen Deutschen musste 
ein vergleichbares Schicksal angeboten 
werden, mit dem sich, bei aller Kritik 
an der Persönlichkeit, eine Zukunft ge¬ 
stalten ließ. Hauptmann war nicht die 
erste Wahl: Zuvor hatten die sowjeti¬ 
schen Kulturoffiziere, sie waren die In¬ 
itiatoren, Thomas Mann angefragt, der 
ablehnte, und sich um Ricarda Huch 
und Bernhard Kellermann bemüht, die 
beide in Deutschland geblieben waren. 
Die eine wollte als Dichterin schwei¬ 
gen, der andere hielt sich als Unterhal¬ 
tungsschriftsteller für nicht repräsen¬ 
tativ genug und wurde Vizepräsident. 

So kam Hauptmann ins Spiel. Nicht 
als „Schirmherr meiner Akademie“ 
sollte er von Becher gewonnen werden, 
sondern die sowjetischen Kulturoffizie¬ 
re hatten Hauptmann als Ehrenpräsi¬ 
denten des Kulturbundes vorgesehen. 
Verglichen mit den anderen Besuchen 
und Begegnungen, die Pleschinski in 
großer Zahl und ausführlich beschreibt, 
war das ein politischer Vorgang ersten 
Ranges und von historischer Bedeu¬ 
tung, um die Konturen des zukünfti¬ 
gen Denkens zu bestimmen. Das fehlt 
in dem Roman und schränkt seine nati¬ 
onale, weil antifaschistische Bedeutung 
ein, die die sowjetischen Kultur Offiziere 
anstrebten. Es ist kein Wunder, dass der 
Dichter Johannes R. Becher, der zum 
ersten Kulturminister der DDR wurde, 
in dem sprachlich sorgfältig gestalteten 
Roman schlecht wegkommt: „.. .Becher 
war eine heikle Persönlichkeit mit heik¬ 
ler Vergangenheit.“ Die Wiederholung 
ist kein sprachlicher Lapsus, sondern 
beschreibende Absicht, die in anderen 
Fällen, wie bei dem Schriftstelle Ger¬ 
hard Pohl, bei dem sie angemessener 
gewesen wäre, nicht verwendet wird. 
Eitel erscheint Becher im Roman au¬ 
ßerdem: Während Land und Menschen 
unter der Nachkriegszeit leiden, reiste 
Becher unter schwierigsten Umständen 
als „Kulturkader“, dessen „Manschet¬ 
tenknöpfe ... wohl nicht bloß vergoldet 
waren“. Der Autor zeigt sein sprachli¬ 
ches Können, aber die Anwendung ver¬ 
stimmt in diesem Falle. 

Was aber macht das Buch so wich¬ 
tig, wie am Beginn gesagt wurde? Ein 
Blick auf andere Werke des Autors 
macht es deutlich: Er hat einen Sinn 
für die Gefahr des Krieges. Als er 2011 
das geheime Tagebuch des Herzogs 
von Croy unter dem Titel „Nie war es 
herrlicher zu leben“ herausgab, war 
es neben der Geschichte des Herzogs 
eine Geschichte der zeitgenössischen 


Kriege und ihrer Wirkung. Deutlicher 
wurde das im Thomas-Mann-Roman 
„Königsallee“, der in der Nachkriegs¬ 
zeit handelte - „Zerstörung, Schande 
waren nun das Erbe der Nation“ - und 
an den Zweiten Weltkrieges erinnerte 
(„zerfetzt ... begraben ... erstickt ... 
verschmort ... Kein Wort konnte die 
Geschehnisse erfassen und zur Ruhe 
bringen.“). 

Der Roman „Wiesenstein“ beginnt 
mit einer unbeschönigten Darstellung 
des zerstörten Dresden nach den Bom¬ 
benangriffen vom 13. und 14. Febru¬ 
ar 1945. Der erste Satz schlägt einen 
Grundton an: „Der Opel Blitz kroch 
über die Mordgrundbrücke.“ Die Mord¬ 
grundbrücke ist authentisch, hier aber 
wird sie zum Signal für ausführliche Be¬ 
schreibungen, wie der von Deutschen 
in die Welt getragene Mord in seine 
Heimat zurückkehrte. Aus der schein¬ 
baren Extremsituation, in der sich der 
todkranke Hauptmann befindet, wird 
die Normalität des Alltags über das 


Kriegsende hinaus, als 
marodierende Ban¬ 
den im recht- und ge¬ 
setzlosen Raum mor¬ 
deten und raubten. 
Neben der Biografie 
Hauptmanns wird das 
Kriegsgeschehen im 
Osten beschrieben, 
besonders in Schlesi¬ 
en. Die erschütternds¬ 
ten Passagen des Ro¬ 
mans beschreiben die 
Vernichtung, mit der 
die von den Deut¬ 
schen Angegriffenen, 
deren Heimat mit bru¬ 
talem Gemetzel über¬ 
zogen worden war, die 
Angriffe, Verbrechen 
und Vernichtungen 
in das Herkunftsland 
zurückbrachten. Al¬ 
len nationalistischen 
Schreihälsen, sofern 
sie denn lesen können 
und willens sind, Er¬ 
fahrungen zur Kennt¬ 
nis zu nehmen, muss 
dieser Teil des Ro¬ 
mans empfohlen wer¬ 
den, um den Hinter¬ 
grund des unsäglichen 
„Deutschland den 
Deutschen“ zu erken¬ 
nen. 

Pleschinski meint 
keinen Vorkrieg, er 
meint auch keinen kleinlichen Hass, 
wie er sich in manchen anderen ak¬ 
tuellen Büchern findet. Er beschreibt 
Krieg damals, mit seiner brutalen und 
vernichtenden Wirklichkeit. Man kann 
sich nicht ausmalen, was heute an Ver¬ 
nichtungspotential dazu käme. Ple¬ 
schinskis „Wiesenstein“ ist wie schon 
Kehlmanns „Tyll“ Seismograph einer 
drohenden Entwicklung, vor der er 
warnen will. Wie Hauptmanns Wer¬ 
ke mancherlei präzise Voraussagen 
enthielten, auch in seinem „Till Eulen¬ 
spiegel“, den Pleschinski schätzt, so ist 
das auch mit den Romanen „Wiesen¬ 
stein“ und Kehlmanns „Tyll“ der Fall. 
„Erzählenswerteres kann man nicht 
finden, als Bericht, als Mahnung, als 
Schrecknis“, so der Autor im genann¬ 
ten Interview. 

Rüdiger Bernhardt 

Hans Pleschinski: Wiesenstein. Roman. 
München: Verlag C.H.Beck 2018, 552 S., 
24.- Euro 
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Eine „Partei der Einheit“ auch im Westen 

1948: Delegiertenkonferenz der westdeutschen KPD in Herne • Von Walter Bauer 


D ie Position der Herrschenden im 
Westen Nachkriegsdeutschlands 
war: „Lieber das halbe Deutsch¬ 
land als keines!“ Dies war nicht die Po¬ 
sition der Kommunisten. Ihr Ziel, ein 
„anderes, besseres Deutschland“ zu 
schaffen begrenzten sie nicht auf die 
Sowjetische Besatzungszone, in der die 
Sozialistische Einheitspartei Deutsch¬ 
land (SED), die im April 1946 durch 
die Vereinigung von KPD und SPD 
entstanden war, den Aufbau leitete. 
Die von den Westmächten und den 
sich etablierenden alten politischen 
Kräfte unter dem zukünftigen Kanzler 
Adenauer in den Westzonen betriebe¬ 
ne Spaltung Deutschlands machte die 
Einheitsbemühungen der SED und 
KPD zur wichtigsten Frage. Denn nur 
daraus konnte eine einheitliche breite 
Kampffront entstehen. Dieser Kampf 
wurde verbunden mit dem gegen die 
Militarisierung Westdeutschlands und 
dessen Ausbau als „Aufmarschgebiet 
gegen die Sowjetunion“ Doch in den 
westlichen Besatzungszonen wurde 
die Vereinigung von KPD und SPD 
zur SED durch die westlichen Besat¬ 
zungsmächten praktisch verboten. Die 
Vereinigung der Arbeiterparteien, die 
Einbeziehung aller demokratischen 
und antifaschistischen Kräfte, blieb 
eine ungelöste Aufgabe. 

Manche Entscheidungen der SED 
und der West-KPD sind nur aus dieser 
Grundhaltung und Aufgabenstellung 
verständlich - auch die Delegierten¬ 
konferenz der KPD am 22. April 1948 
in Herne (britische Besatzungszone). 
Dort wurde beschlossen den Namen 
KPD aufzugeben und sich in Sozialis¬ 
tische Volkspartei Deutschlands (SVD) 
umzubenennen, um als Partei der Ein¬ 
heit aller demokratischen, sozialen und 
friedliebenden Kräfte der kapitalisti¬ 
schen Bundesrepublik Deutschland für 
die Einheit und ein zukünftiges sozia¬ 
listisches Deutschland zu wirken. 

Im Beschluss hieß es unter ande¬ 
rem: „Seit dem Zusammenbruch des 
Hitlerregimes kämpft unsere Partei für 
eine Neuordnung in Deutschland, um 
die Notwendigkeit wirtschaftlicher und 
sozialer Reformen durch die überwälti¬ 
gende Mehrheit unseres Volkes auf de¬ 
mokratischem Weg zu erreichen. Die 
Verwirklichung einer solchen Demo¬ 
kratie aber heißt Kampf für den Sozi¬ 
alismus. (...) 

Um den Namen unserer Partei in 
Einklang zu bringen mit dieser seit 
1945 entwickelten neuen Politik, die ih¬ 
ren Ausdruck fand in den auf den Lan¬ 
desparteitagen beschlossenen Program¬ 
men, Resolutionen und Statuten und in 
der Erkenntnis, dass unsere Partei heu¬ 
te den Kampf nicht nur für die Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse, sondern auch 
für die des ganzen deutschen Volkes 
führt, beschließt die Delegiertenkonfe¬ 
renz, den Namen der Partei abzuändern 
in Sozialistische Volkspartei (SVD). 

Die Sozialistische Volkspartei 
kämpft für die Einheit der deutschen 
Arbeiterbewegung und für die Zu¬ 
sammenarbeit aller demokratischen 
Kräfte. Die Sozialistische Volkspartei 
Deutschlands kämpft für die unteil¬ 
bare und unabhängige demokratische 
Republik. Die Sozialistische Volkspar¬ 
tei Deutschlands kämpft für eine de¬ 
mokratische Ordnung, in der nicht eine 
kleine Minderheit, sondern die große 
Mehrheit des Volkes ihren Willen auf 
allen Gebieten des Lebens verwirklicht. 

Die Sozialistische Volkspartei 
Deutschlands kämpft für eine neue 
Gesellschaftsordnung, in der der ar¬ 
beitende Mensch frei und ohne Furcht 
vor Arbeitslosigkeit, Krieg und Unter¬ 
drückung leben kann - für den Sozia¬ 
lismus.“ 

Der Kampf um die Einheit der 
Arbeiterklasse vor Herne 

Der Beschluss von Herne ist nur nach¬ 
zuvollziehen, wenn er als Schritt für 
die Verteidigung und Durchsetzung 
der im April 1946 im Berliner Admi¬ 
ralspalast durch die Delegierten aus 
allen Besatzungszonen beschlosse¬ 
nen Vereinigung von SPD und KPD 


zur Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands (SED) gesehen wird. 
Die West-KPD-Landesorganisatio- 
nen hatten in der SED Delegierte mit 
Sitz und Stimme. Sie mussten aber auf 
Beschluss der westlichen Besatzungs¬ 
mächte ihre Funktionen in der SED 
aufgeben. 

Die Bildung der SED durch die 
KPD und Teile der SPD war eine Kon¬ 
sequenz aus den Lehren der Geschich¬ 
te und den Beschlüssen des 7. Weltkon¬ 
gresses der Kommunistischen Interna¬ 
tionale 1935. Im Februar 1947 wurde 


eine Vereinbarung zwischen dem Par¬ 
teivorstand der Sozialistischen Ein¬ 
heitspartei Deutschlands, der SED 
und den Vertretern der Kommunis¬ 
tischen Partei Deutschlands in den 
westlichen Besatzungszonen zur Bil¬ 
dung einer „sozialistischen Arbeitsge¬ 
meinschaft“ beschlossen. 

In der Erklärung dazu hieß es: 
„Die Beratung würdigte den außer¬ 
ordentlichen Ernst der innen- und au¬ 
ßenpolitischen Situation Deutschlands 
und unterstrich angesichts der bevor¬ 
stehenden Moskauer Konferenz die 
Bedeutung des Kampfes um die Wie¬ 
derherstellung der politischen und 
wirtschaftlichen Einheit Deutschlands. 
Es wurde für unumgänglich notwen¬ 
dig gehalten, schnellstens eine enge 
Zusammenarbeit aller sozialistischen 
Parteien in ganz Deutschland herzu¬ 
stellen und die Einheit der deutschen 
Arbeiterbewegung über die Zonen¬ 
grenzen hinweg einzuleiten. 

Dies ist der einzige Weg, der aus 
der nationalen Katastrophe heraus¬ 
führt. Es ist auch der einzige Weg, der 
dem deutschen Volk die Aussicht auf 
Erhaltung seiner Existenz bietet und 
Deutschland den Frieden mit der Welt 
und eine bessere Zukunft sichert. Die 
Einheit der deutschen Arbeiterbewe¬ 
gung ist nicht möglich auf der Grund¬ 
lage der alten Politik der SPD als auch 
der KPD. Die geschichtlichen Erfah¬ 
rungen und die neuen Bedingungen 
in Deutschland erfordern eine neue 
Grundlage, wie sie in den Grundsätzen 
und Zielen und in der Politik der So¬ 
zialistischen Einheitspartei Deutsch¬ 
land geschaffen worden ist. Nur so 
kann auch die Einheit der Arbeiter¬ 
bewegung in West- und Süddeutsch¬ 
land verwirklicht werden.“ 

Orientierung auf die 
nationale Einheit 

Den Beschlüssen von Herne gingen 
Beschlüsse von Delegiertenkonfe¬ 
renzen und Landesparteitagen der 
KPD voraus. Zum Beispiel beschloss 


der 2. Landesparteitag der KPD in 
Bayern (5.-7. April 1947) „die Ver¬ 
schmelzung der KPD mit der SED 
und beauftragte den Landesvor¬ 
stand mit der Amerikanischen Mili¬ 
tärregierung zu verhandeln, um die 
gefassten Beschlüsse in Kraft zu set¬ 
zen. Wenn auch die Verwirklichung 
dieses Beschlusses durch den inzwi¬ 
schen bekanntgewordenen negativen 
Bescheid der Amerikanischen Mili¬ 
tärregierung momentan noch nicht 
möglich ist, so wird die ganze Arbeit, 
wie sie sich in den Beschlüssen des 


Parteitages zeigt, darauf gerichtet 
sein, alle Hindernisse zu überwin¬ 
den, damit es zur Einheit der gesam¬ 
ten Arbeiterbewegung kommt. Mit 
Recht wurde der 2. Landesparteitag 
der KPD Bayerns der Parteitag der 
Einheit genannt; einer Einheit, die 
die politisch bewussten Kräfte der 
KPD, wie der SPD umfassen will, die 
Sektierertum und reformistische Tra¬ 
dition überwindet und deren Stärke 
und Kraft zunehmend wachsen muss, 
weil sie auf gesamtdeutscher Grund¬ 
lage und auf einer einheitlichen Ar¬ 
beiterbewegung fußt“ 

Otto Grotewohl, der auf diesem 
Landesparteitag das Hauptreferat 
hielt, formulierte die gemeinsamen 
zu erstrebenden Ziele wie folgt: „Sie, 
die Sozialistische Einheit, geht den 
neuen Weg der demokratischen Ent¬ 
wicklung zum Sozialismus hin, aber 
sie ist bereit zu revolutionären Mit¬ 
teln zu greifen, wenn die kapitalisti¬ 
sche Klasse den Boden der Demo¬ 
kratie verlässt Sie verbündet sich mit 
allen, die gleiche Interessen haben, 
ob es Bauern, Geistesarbeiter, Hand¬ 
werker oder Arbeiter sind.“ ( Aus 
dem Vorwort des Protokolls des Par¬ 
teitages des KPD-Bayern, 4.-7 April 
1947) 

Der Kampf um die Einheit führte 
zu manchen Ergebnissen, die wir heu¬ 
te unter einem anderen Blickwinkel 
sehen. Dazu zählt neben den Umbe¬ 
nennungsbeschluss von Herne auch 
das 1952 beschlossene „Programm 
der nationalen Wiedervereinigung 
Deutschlands“ und der Aufruf zum 
„revolutionären Sturz des Adenau¬ 
er-Regimes“. Denn nach Herne ver¬ 
stärkte die KPD in Westdeutschland 
ihre Agitation für die Verteidigung 
bzw. Wiedererreichung der „Natio¬ 
nalen Einheit“, um in ganz Deutsch¬ 
land den Weg der Unabhängigkeit, 
der Demokratie und des Sozialis¬ 
mus zu gehen. Die Lösung der „so¬ 
zialen Frage“ für ganz Deutschland 
war nur mit der Lösung der nationa¬ 


len Frage (Einheit und Unabhängig¬ 
keit) möglich. Für diese Orientierung 
wurde auf der Delegiertenkonferenz 
im März 1949 in Solingen die Orien¬ 
tierung für die KPD „Unser Kampf 
um die nationale Unabhängigkeit“ 
als Voraussetzung für Frieden, De¬ 
mokratie und soziale Entwicklung 
beschlossen. In dieser Orientierung 
wurde nicht nur die Arbeiterklasse 
aufgerufen, sondern alle Demokra¬ 
ten, Antifaschisten, Sozialdemokra¬ 
ten, gemeinsam mit der KPD den 
Kampf zu führen. 


Eine gesamtdeutsche, verbinden¬ 
de Rolle in diesem Kampf spielt der 
„Deutsche Volkskongress für Einheit 
und gerechten Frieden“, der im De¬ 
zember 1947 unter Vorsitz von Wil¬ 
helm Pieck stattfand. Es stand am 
Beginn einer breiten Volkskongress¬ 
bewegung in West und Ost. Die da¬ 
malige Stimmung der Genossinnen 
und Genossen der KPD und SED 
schilderte Wilhelm Pieck (SED) 
1948 in einem Artikel im „Neuen 
Deutschland“ unter dem Titel „Das 
Vaterland ist in Gefahr“: „In London 
tagten sechs Mächte, um sich darü¬ 
ber einig zu werden, wie sie Deutsch¬ 
land regieren wollen. Die Vertreter 
der USA, Englands, Frankreichs, 
Belgiens, Hollands, und Luxem¬ 
burgs verhandelten über das Schick¬ 
sal des deutschen Volkes. Alle diese 
Länder betonen immer wieder ihren 
demokratischen Charakter und ver¬ 
kündigen bei jeder Gelegenheit das 
Recht der Völker auf Selbstbestim¬ 
mung. Bei der Beratung in London 
ging es um die Zukunft eines Sieb- 
zig-Millionen-Volkes, ohne dass die 
demokratischen’ Staatsmänner auf 
die Idee kamen, die Vertreter dieses 
Volkes anzuhören, geschweige denn 
ihre Wünsche zu berücksichtigen.“ 

Die Beschlüsse in Herne wurden 
1948 als ein „Provisorium“ angese¬ 
hen. Denn erst nach der „nationalen 
Wiedervereinigung“ war eine tat¬ 
sächliche Einheit der Arbeiterklas¬ 
se und ihre Organisationen möglich. 
Deshalb stand der Kampf um die 
Wiedervereinigung immer noch an 
erster Stelle der politischen Forde¬ 
rungen der KPD und der SED. 

Die Bildung eines eigenen Par¬ 
teivorstandes für die KPD in West¬ 
deutschland war aber schon als ers¬ 
ter Schritt in die durch die Spaltung 
Deutschlands erzwungene Notwen¬ 
digkeit zweier Arbeiterparteien zu 
sehen. Die Entwicklungen im Osten 
(Sozialismus) und im Westen (Impe¬ 
rialismus) setzten die Fakten. 


Die Herner Konferenz 

Am 22. April 1948 kamen 289 Dele¬ 
gierte der KPD aus allen elf Ländern 
der westlichen Besatzungszonen in 
Herne zusammen. Ein von allen Dele¬ 
gierten begrüßter Schritt war die Wahl 
eines für diese Besatzungszonen ver¬ 
antwortlichen Parteivorstandes. Zum 
Parteivorsitzenden wurde Max Rei- 
mann gewählt. 

Der überraschende Antrag der „Ar¬ 
beitsgemeinschaft SED-KPD“ auf Um¬ 
benennung der West-KPD zur „Sozi¬ 
alistischen Volkspartei Deutschlands. 
SVD“, eine „Partei der nationalen Ein¬ 
heit“ zu bilden, wurde heftig und kon¬ 
trovers diskutiert. 

Günter Judick berichtete in der UZ 
vom 25. April 2008 über die Herner 
Konferenz: „Angesichts der unüber¬ 
sehbaren Maßnahmen der westlichen 
Besatzungsmächte zur Bildung eines 
kapitalistisch geprägten westdeut¬ 
schen Staates unter Ausschluss der 
sowjetischen Zone, der sich daraus 
entwickelnden grundlegend unter¬ 
schiedlichen Entwicklungen für das 
Wirken der SED und KPD fand der 
Beschluss zur Bildung des Parteivor¬ 
stands die Zustimmung der Delegier¬ 
ten. (...) Mit wenigen Zustimmungen 
konnte dagegen die gleichzeitig vorge¬ 
schlagene Namensänderung der Partei, 
ihre Umbenennung in Sozialistische 
Volkspartei Deutschlands’ rechnen, 
die von Max Reimann begründet wur¬ 
de, doch auf offenen Widerstand der 
Delegierten aus Württemberg-Baden, 
aber auch aus anderen Delegationen 
stieß. Viele Delegierte schwankten, 
hätten zumindest eine vorhergehen¬ 
de offene Parteidiskussion gewünscht. 
Es war wohl mehr die Parteidisziplin 
und die Erkenntnis, dass die Namens¬ 
änderung vom SED-Vorstand vorge¬ 
schlagen wurde, die schließlich dazu 
führten, dass in Vorbesprechungen der 
Landesdelegationen - außer Württem¬ 
berg - eine Mehrheit für den Beschluss 
erreicht wurde. Immerhin stimmten 18 
Delegierte dagegen, und 19 enthielten 
sich der Stimme.“ 

Da diese Umbenennung noch nicht 
durch die westlichen Besatzungsmäch¬ 
te gebilligt war, musste man bis da¬ 
hin mit den Parteinamen KPD in die 
Öffentlichkeit gehen. Die Namens¬ 
änderung wurde von den westlichen 
Besatzungsmächten ebenso wie die 
Beschlüsse der KPD-Landesorganisa¬ 
tionen über die offizielle Verschmel¬ 
zung der KPD mit der SED verbo¬ 
ten. Der Parteiname SED blieb in den 
Westzonen tabu. 

Solidarität und 
Eigenverantwortlichkeit 

Nach Herne war der nächste Schritt 
1949 die Auflösung der „Arbeitsge¬ 
meinschaft KPD/SED“. Konsequenz 
für die KPD war die eigenständigere 
Entwicklung von Programmatik, Po¬ 
litik und Organisation für die Arbei¬ 
terklasse des kapitalistischen West¬ 
deutschlands. Die „gesamtdeutsche 
Orientierung“ wurde durch die Kon¬ 
frontationspolitik der Westmächte 
zur Illusion. 1952 wurde dann auf der 
II. Parteikonferenz der SED über¬ 
raschend verkündet: Die vorrangige 
Aufgabe der SED in der DDR ist der 
Aufbau des Sozialismus in der DDR. 
Somit mussten nun SED und KPD in 
ihren jeweiligen staatlichen Rahmen 
selbstständig und eigenverantwortlich 
kämpfen. 

Auch unter diesen Bedingungen 
arbeiteten beide Parteien solidarisch 
zusammen. Der Kampf für eine sozi¬ 
alistische Zukunft des kapitalistischen 
Westdeutschlands, der Bundesrepub¬ 
lik Deutschlands, und die Verteidigung 
der einen sozialistischen Weg gehen¬ 
den Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik verband KPD und SED wei¬ 
terhin. 

(Für das Verständnis dieser Zeit siehe 
auch den UZ-Artikel von Reiner Zilke- 
nat: „ Das Jahr 1947 Eine wichtige Zäsur 
auf dem Weg in den Kalten Krieg.“ vom 
10.11.2017) 



„KPD: Die Partei der Deutschen Einheit und Unabhängigkeit“: Wahlkampfveranstaltung der KPD 1950 (Bildausschnitt) 
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Vom Terror zur Luxusmeile 


Das Stadthaus in Hamburg tut sich schwer mit seiner Vergangenheit 


D as Stadthaus wurde an die Im¬ 
mobilienfirma Quantum ver¬ 
äußert, welche einen umfas¬ 
senden Umbau vornahm. So wurde 
das gesamte Gebäude entkernt und 
neu aufgebaut und der im Krieg zer¬ 
störte Eckturm wieder hergestellt. 
Nach dem Vorbild der Berliner „Ha¬ 
ckeschen Höfe“ möchte man dort 
eine Reihe von Luxusgeschäften 
etablieren. Die im Kaufvertrag ein¬ 
gegangene Verpflichtung, eine 750 
Quadratmeter große Gedenkstätte 
einzurichten, versucht man bestmög¬ 
lich zu umschiffen. 

Das Stadthaus entstand 1814 als 
Sitz der Stadtverwaltung und der 
Polizei in Hamburg, zwischen dem 
Neuen Wall und dem Bleichenfleet, 
durch Umbau und Erweiterung des 
1710 errichteten Görtz-Palais, das 
bereits von 1811 bis 1814 während 
der französischen Besetzung als Rat¬ 
haus gedient hatte. 

In der Nacht nach der Reichs¬ 
tagswahl am 5. März 1933 wurden 
die Beamten der im Gebäude ansäs¬ 
sigen Staatspolizei durch NSDAP- 


Mitglieder sowie SA- 
und SS-Angehörige 
ersetzt. Im Dezember 
1935 wurde das Stadt¬ 
haus offiziell zum Ge¬ 
stapo-Hauptquartier 
erklärt. Im Keller 
wurden Räume ei¬ 
gens für die Verhöre 
und Folterungen ein¬ 
gerichtet. 1943 wurde 
es bei der „Operation 
Gomorrha“ der Roy¬ 
al Air Force zerstört. 
Bei den Luftangrif¬ 
fen wurden die dort 
lagernden Aktenbe¬ 
stände vernichtet, so 
dass man bis heute 
keine genauen Zahlen 
der im Stadthaus Ge¬ 
quälten nennen kann. 

Aber nicht nur die 
im Stadthaus ansäs¬ 
sige Gestapo war an 
den Verbrechen der 
Nazis beteiligt. Auch 
die Kriminal- und 



Das Hamburger Stadthaus 


die Ordnungspolizei 
waren an Einsätzen 
gegen Regimegeg¬ 
ner, Homosexuelle, 
Sinti und Roma und 
Juden beteiligt. Die¬ 
se erstreckten sich 
nicht nur über Nord¬ 
deutschland, sondern 
auch über Österreich 
und die Tschecho¬ 
slowakei und nach 
Kriegsbeginn bis in 
die „Ostgebiete“. 

Nach dem Krieg 
wurde das Stadthaus 
wieder aufgebaut und 
die Hamburger Bau¬ 
behörde bezog das 
Gebäude-Ensemble. 
Seit 2009 steht es un¬ 
ter Denkmalschutz. 
Bis Sommer 2013 
hatte die Behörde für 
Stadtentwicklung und 
Umwelt im Stadthaus 
ihren Sitz. 

Christoph Hentschel 


Zwei Kämpfer im 
Stadthaus 


Konsum statt Gedenken? 

Die UZ sprach mit Ilse Jacob, warum das Gedenken an die Opfer des Naziterrors 
nicht dem Konsum weichen darf 


Ilse Jacob erinnert sich an ihre Eltern Katharina 
(1907-1989) und Franz Jacob (1906-1944) 


Mein Vater Franz Jacob war Ham- 
burgischer Bürgerschaftsabgeord¬ 
neter für die KPD, war schon 1933 
nach der Machtübergabe an die Na¬ 
zis in eine andere Gegend Deutsch¬ 
lands umgesiedelt und wurde im Au¬ 
gust 1933 verhaftet. Er ist dann nach 
Hamburg überführt und allen Aussa¬ 
gen nach dort schwer gefoltert wor¬ 
den. Er wurde zu drei Jahren Zucht¬ 
haus verurteilt, die er in Bremen ab¬ 
gesessen hat. Danach wurde er aber 
nicht entlassen, sondern kam für vier 
weitere Jahre in das 
Konzentrationslager 
Sachsenhausen. Nach¬ 
dem er von dortl940 
entlassen worden ist, 
ging er nach Hamburg 
zurück und beteiligte 
sich am Aufbau einer 
Widerstandsorganisa¬ 
tion, die in der Litera¬ 
tur unter dem Namen 
„Bästlein-Jacob-Ab- 
shagen-Gruppe“ be¬ 
kannt ist. Diese Grup¬ 
pe wurde 1942 weitge¬ 
hend von der Gestapo 
aufgerollt. Meinem Va¬ 
ter gelang die Flucht 
nach Berlin. Dort hat 
er weiter im Rahmen 
des Widerstandes ge¬ 
arbeitet und ist im Juli 
1944 zusammen mit 
Anton Saefkow ver¬ 
haftet worden. Davor 
war Bernhard Bästlein 
dazu gestoßen und die 
drei sind gemeinsam 
zum Tode verurteilt 
und am 18. September 
1944 hingerichtet wor¬ 
den. 

Meine Mutter wurde kurz nach 
der Machtübergabe das erste Mal 
verhaftet, weil sie einer Bekannten 
erzählt hatte, dass sie den KPD-Bür- 
gerschaftsabgeordneten Fiete Dett- 
mann gesehen hätte. Sie wurde noch 
am selben Tag festgenommen und ge¬ 
fragt, wo sie Fiete Dettmann gesehen 
hätte. Da wusste meine Mutter, wer 
der Spitzel war. Sie wurde dann die 
Nacht über verhört. Die Gestapo hat¬ 
te immer nur die eine Frage: Wo ist 
Fiete Dettmann. Sie musste mit zwei 
dicken Adressbüchern unter den Ar¬ 
men bis in den Morgen stehen. Dann 
wurde das Verhör abgebrochen und 
sie wurde in einen anderen Raum ge¬ 


führt, wo sie Genossen aus Hamburg- 
Barmbek erkannte, die mit blutver¬ 
schmierter Kleidung und Gesichtern 
dort saßen. Sie konnte einem zuflüs¬ 
tern, wer der Spitzel war. Das war für 
sie eine große Erleichterung, dass sie 
das weitergeben konnte, und auch, 
dass sie durchgehalten hatte. 

Meine Mutter ist dann Silvester 
1938 noch einmal verhaftet worden 
und wahrscheinlich im Stadthaus ver¬ 
hört worden. Sicher kann man das 
aber nicht mehr sagen. 


Meine Mutter hat dann in der 
Widerstandsorganisation in Ham¬ 
burg mitgearbeitet. Als mein Vater 
im Oktober 1942 flüchten musste - 
das war kurz vor meiner Geburt - ist 
meine Mutter nicht verhaftet worden. 
Ich bin im November 1942 geboren 
und meine Mutter konnte meinen 
Vater noch zweimal in Berlin besu¬ 
chen. Als er verhaftet wurde, wurde 
sie auch verhaftet. In ihrem Prozess 
vor dem Volksgerichtshof wurde sie 
wegen Mangels an Beweisen freige¬ 
sprochen. Sie wurde aber nicht freige¬ 
lassen, sondern kam ins Frauenkon¬ 
zentrationslager Ravensbrück, wo sie 
am 1. Mai 1945 von der Roten Armee 
befreit wurde. 


UZ: 2009 hat der CDU-geführte Senat 
das Stadthaus, die ehemalige Polizeizen¬ 
trale für Norddeutschland, an die Quan¬ 
tum verkauft. Quantum verpflichtete 
sich, dort eine 750 Quadratmeter große 
Gedenkstätte einzurichten. Was ist dar¬ 
aus geworden? 

Ilse Jacob: Aus diesen vielen Quadrat¬ 
metern sind inzwischen 70 Quadratme¬ 
ter geworden. Auf denen soll nun einer¬ 
seits an diejenigen erinnert werden, die 
die Polizei in Hamburg geführt haben, 
und an diejenigen, die hier in diesem 
Haus als Gefangene der Gestapo miss¬ 
handelt worden sind. Neben der Ge¬ 


stapo gab es auch andere Abteilungen 
der Polizei, die in die Verbrechen des 
Naziregimes verwickelt waren. Die 
Geschichte der Polizei muss dargestellt 
werden, denn die war mit allen ihren 
Abteilungen wichtig für das Funkti¬ 
onieren der Naziherrschaft gewesen. 
Dafür sind jetzt noch 70 Quadratmeter 
vorgesehen, ein „Dreiklang“ aus Buch¬ 
handlung, Cafe und Ausstellung soll 
hier entstehen. Das heißt, für die wirk¬ 
liche Ausstellung bleiben jetzt 13 Meter 
Wandfläche. Unter diesen Umständen 
kann keine würdige Gedenkstätte ent¬ 
stehen, wie es mal im Kaufvertrag hieß. 

UZ: Die WN-BdA Hamburg kritisiert 
das. Was ist euer Gegenvorschlag? 


Ilse Jacob: Im Stadthaus gibt es große 
Flächen, die noch nicht vermietet oder 
verpachtet sind, und die würden sich 
für eine würdige Gedenkstätte eignen. 
Aber wir werden immer nur vertröstet 
mit dem Satz: Da verhandeln wir noch. 

UZ: Der Senat hat sich ja mit dem Ver¬ 
kauf alle Einflussmöglichkeiten selber 
genommen und schweigt dazu. Mit die¬ 
ser Mini-Gedenkstätte würde ja auch 
die erste privatisierte Gedenkstätte ent¬ 
stehen. 

Ilse Jacob: Ja, das stimmt, aber man darf 
das Gedenken an die Opfer der Nazi¬ 
barbarei nicht einem privaten Investor 
überlassen, der das dann in ein feudales 
Einkaufszentrum mit lauter Luxusge¬ 
schäften eingliedert. Ich finde, die Stadt 
ist verpflichtet, selber solche Gedenk¬ 
stätten einzurichten. Das ist ja in an¬ 
deren Städten auch getan worden, wie 
zum Beispiel Köln, München, Müns¬ 
ter oder Berlin. Der Hamburger Senat 
hat eine Verpflichtung, dafür zu sorgen, 
dass an diesen Teil der Hamburgischen 
Geschichte in angemessener Weise er¬ 
innert wird. 

UZ: Wie steht Quantum dazu? Gibt es 
dort Reaktionen auf euren Protest? 

Ilse Jacob: Ich habe nur mal in der 
„Hamburger Morgenpost“ gelesen, 
dass Quantum versucht hätte, diese 
Verpflichtung an jemand anderes wei¬ 
terzuverkaufen und dass es ihnen nicht 
gelungen sei. Aber inzwischen ist eine 
ärztliche Vereinigung Mitbesitzer des 
Stadthauses geworden. 

Der Senat hat immerhin einen Bei¬ 
rat einberufen, der beraten soll, wie 
man mit diesem kleinen Raum gut um¬ 
gehen soll und nicht, wie denn wirklich 
eine geeignete Ausstellung aussehen 
müsste. 

UZ: Das Stadthaus ist 1943 zerstört und 
nach dem Krieg wieder aufgebaut wor¬ 
den. Seit wann wird versucht, die Rolle 
dieses Gebäudes und die der Polizei auf¬ 
zuarbeiten und dort eine Gedenkstätte 
einzurichten? 

Ilse Jacob: Das Stadthaus war nach dem 
Krieg der Sitz der Baubehörde. Inner¬ 
halb der Behörde gab es von Seiten der 
Gewerkschaft ÖTV Bestrebungen eine 
Gedenkstätte einzurichten. Das ist aber 
auf keine Gegenliebe gestoßen. Das Ein¬ 
zige, was erreicht werden konnte, war, 
dass die ÖTV auf eigene Kosten Ende 
1981 eine Gedenktafel anbringen konn¬ 
te. Daneben gibt es seit Jahrzehnten im¬ 


mer wieder Veranstaltungen der WN- 
BdA und auch der DKP zum Stadthaus. 

Die Diskussion, was jetzt mit die¬ 
sem Haus wird, setzte 2009 ein, als der 
Verkauf an Quantum anstand. 

UZ: Am 2. Mai war die offizielle Eröff¬ 
nung der Luxusmeile im Stadthaus. Ihr 
habt es euch nicht nehmen lassen, dem 
Spektakel beizuwohnen und an die Ver¬ 
gangenheit des neuen Konsumtempels 
zu erinnern. Wie war es? 

Ilse Jacob: Das war eine richtig gute 
Veranstaltung. Die Initiative „Gedenk¬ 
ort Stadthaus“ hatte zu dieser Kundge¬ 
bung aufgerufen. Esther Bejarano be¬ 
grüßte die Anwesenden und erklärte, 
es müsse eigentlich selbstverständlich 
sein, dass die Stadt Hamburg selbst 
eine würdige Gedenkstätte an diesem 
zentralen Ort des Naziterrors schafft. 

Das „Hamburger Abendblatt“ hat 
heute morgen berichtet, weil die Stadt 
einen runden Tisch zur Gestaltung der 
Gedenkstätte gebildet hätte, sei der 
Protest leiser geworden. Das stimmt 
natürlich nicht. Mehr als 350 Menschen 
unterstützten z.B. Wolfgang Kopitzsch, 
den Vorsitzenden des „Arbeitskreises 
ehemals verfolgter und inhaftierter So¬ 
zialdemokraten“, und Cornelia Kerth, 
Bundessprecherin der WN-BdA, als 
sie erklärten, sie würden den Kampf 
um ein würdiges Gedenken weiterfüh¬ 
ren. Dann wurden Texte aus den Erin¬ 
nerungen von Lucie Suhling vorgele¬ 
sen. Sie erzählt, was ihr Mann Cuddl 
und sie selbst im Stadthaus Furchtba¬ 
res erlebt haben. Rednerinnen aus Eng¬ 
land, den Niederlanden und Polen un¬ 
terstützten unsere Forderung „Konsum 
statt Gedenken? Niemals!“ 

UZ: Gab es bis jetzt Reaktionen von der 
Stadt Hamburg oder von Quantum? 

Ilse Jacob: Von der Stadt Hamburg 
insofern, dass sie versucht haben das 
Ganze umzuinterpretieren. Was jetzt 
da aufgestellt worden ist, sei ja nur was 
Vorläufiges und der Beirat soll ent¬ 
scheiden, was noch zu machen ist, als 
ob noch alles offen wäre. Es wurde jetzt 
als Geschichtsort bezeichnet und nicht 
mehr als Gedenkstätte. Das klingt ja 
schon mal viel kleiner. 

Von Quantum kam nichts, keine 
Stellungnahme, kein Garnichts. Aber 
wir werden nicht aufgeben. 

Wir veranstalten auch weiterhin 
jeden Freitag von 17 bis 18 Uhr am 
Stadthaus unsere Mahnwache „Kon¬ 
sum statt Gedenken? Niemals!“ 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 



Kundgebung während der Eröffnungsfeierlichkeiten am 2. Mai 
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Lena Kreymann / Paul Rodermund (Hg.) 

Eine Welt 
zu gewinnen 

Marx, der Kapitalismus 
von heute und was wir 
tun können 

Mit einem Vorwort von Dietmar Dath 


Der Sammelband bietet Einsichten in das Leben und die Er¬ 
kenntnisse von Karl Marx, eine marxistische Interpretation 
der Widersprüche unserer Zeit sowie einen Überblick über 
Klassenkämpfe des 20. Jahrhunderts. 


Lena Kreymann, * 1989, Studium der Philosophie und Neuro- 
wissenschaften in Berlin, Bundesvorsitzende der SDAJ; 

Paul Rodermund, * 1989, Studium der Neurowissenschaften 
und Doktorand in Tübingen. Ehemaliger Bundesvorsitzender 
der SDAJ. 


Mit Beiträgen von Hans-Peter Brenner, Dietmar Dath, Heiko 
Humburg, Georg Fülberth, Patrik Köbele, Philipp Krämer, Lena 
Kreymann, Beate Landefeld, Jürgen Lloyd, Seta Radin, Paul Ro¬ 
dermund, Björn Schmidt, Arnold Schölzel, Werner Seppmann, 
Jürgen Wagner, Lucas Zeise. 


Hiermit bestelle ich_Exemplar(e) „Eine Welt 

zu gewinnen" ä 10,00 Euro (zzgl. Versandkosten) 

Name, Vorname 


Straße, Hausnr. 


PLZ, Ort 


Datum, Unterschrift 


Einsenden an: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . Tel.: 0201 - 17 78 89 23 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Wir trauern um unsere Genossin 

Ruth Malkomes 

*18. NOV. 1930-fl7. April 2018 

Ruth kam aus einer antifaschistischen Familie und en¬ 
gagierte sich bereits direkt nach dem Kriegsende in der 
Antifaschistischen Jugendgruppe Westhausen des Antifa- 
Komitees. Sie trat bereits in den 40er Jahren der FDJ und 
KPD bei. ln den 50er Jahren engagierte sie sich auch im 
Sing- und Tanzkreis der Falken und Naturfreunde und lei¬ 
tete dort die Tanzgruppe. Für Ruth gehörten Politik und 
Kultur immer eng zusammen. Es gab keinen Ostermarsch, 
kein Sommerfest, keine Reise, keine Frauenaktionen ohne 
Ruth mit Klampfe. Viele Aktionen in Frankfurt - in der ille¬ 
galen als auch legalen Zeit der Partei - sind eng verbunden 
mit Ruth. 

Viele junge Menschen lernten von ihr die Lieder der Ar¬ 
beiter- und Friedensbewegung. So führte ihr Weg sie nach 
1990 in den neugegründeten DGB-Chor, mit dem sie auch 
auf „Tournee" ging. 

1949 lernte sie ihren Willi kennen, sie heirateten 1950. 
1964 wurde ihr Sohn geboren. Viele Jahre arbeitete sie in 
der Redaktion der Jugendzeitschrift Impuls, später Elan, 
und danach im Nachrichtenverlag. 

Glücklich war sie, dass sie ein Leben lang an der Seite ih¬ 
res Ehemannes und Genossen Willi wirken konnte. Willis 
Tod hat ihr viel Kraft genommen. Wie glücklich war sie, 
dass sie 2016 nochmal die Kraft fand am UZ-Pressefest 
teilzunehmen. Bereits vorher tief betroffen von den in¬ 
nerparteilichen Auseinandersetzungen, kam sie von dort 
sehr nachdenklich zurück. Die Kraft, sich inhaltlich ein¬ 
zumischen, hatte sie nicht mehr, im Juli 2016 erkrankte 
sie schwer und konnte ab Oktober nicht mehr am aktiven 
Leben teilnehmen. 

Sie ist friedlich eingeschlafen. 

DKP Gruppe Nordweststadt-Eschersheim 
DKP Kreisvorstand Frankfurt am Main 


Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet 
statt am 17. Mai 2018 um 12:00 Uhr in Frankfurt am Main, 
Friedhof Westhausen (Kollwitzstraße 27, Haltestelle U6) 


Die Professorin Hegel kennt mit Stolz 
Der Deutsche, und die Professorin Holz. 

Peter Hacks (zum 11. 5. 1998) 

Am 11. Mai 2018 feiert unsere Freundin und Weggefährtin 

Silvia Holz-Markun 

ihren 80. Geburtstag 

Hierzu gratulieren wir von Herzen und wünschen noch viele 
Jahre bei besserer Gesundheit und mit viel mehr Gründen zu 
Heiterkeit und Optimismus. 

Gazi Ates * Friedrich-Martin Balzer * Gottlieb Gudopp von 
Behm * Michaela von Behm * Bruni Büdler * Hannes A. Fell¬ 
ner * Frank, Gabi und Aaron Hermenau * Andreas Hüllinghorst 
* Stefan Huth * Hermann Klenner * Tom Klingenberg * Patrik 
Köbele * Constance und Dieter Kraft * Tobias Kriele * Vincent 
Malmede * Clara, Erich, Erika und Jutta Markowski * Wolfgang 
Metzger * Mathias Meyers * Isabel Monal * Alfred J. Noll * Ar¬ 
nold Schölzel * Richard Sorg * Bruni Steiniger * Jörg Zimmer * 
Vorstand der Gesellschaft für Dialektische Philosophie 


Einladung zur außerordentlichen Bezirks¬ 
delegiertenkonferenz der DKP Niedersachsen 

am 26. Mai 2018 im Freizeitheim Ricklingen, 

Ricklinger Stadtweg 1, 30459 Hannover. Einlass ab 10.30 Uhr. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1 Eröffnung und Begrüßung 

2 Konstituierung 

3 Beratung folgender Themen 

- Grundlagen politischer Zusammenarbeit in der DKP 
Niedersachsen vor dem Hintergrund sich wider¬ 
sprechender Beschlüsse der BDK Niedersachsen vom 
Dezember 2017 und des Parteitages der DKP vom März 
2018 zum Thema „Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft 
im Netzwerk Kommunistische Politik mit der Mitglied¬ 
schaft in der DKP" 

- Unterschriftensammlung „Abrüsten statt Aufrüsten" 

- UZ-Pressefest 

- Ausbau betrieblicher Verankerung der DKP 

- Bildungsarbeit auf Grundlage der Beschlüsse des 
21. Parteitages 

4 Bericht der Mandatsprüfungskommission 

5 Antragsdiskussion und Beschlussfassung 

6 Schlusswort 

DKP Bezirksvorstand Niedersachsen 


Die Schwachen kämpfen nicht. 
Die Stärkeren kämpfen vielleicht eine Stunde. 
Die noch stärker sind kämpfen Jahre. 
Aber die Stärksten kämpfen ein Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich. 

Bertolt Brecht 

Eine dieser Unentbehrlichen hat ihren letzten Kampf verloren. 

Ingrid Schuster 

geb. Reineke 

*19. 7.1932 in Velgast (Vorpommern) - fl8. 4. 2018 in Frankfurt am Main 

ln Rostock zur Schule gegangen, konnte sie als Älteste von vier Kindern einer Arbeiterfamilie 
die Möglichkeiten des ersten Arbeiter-und-Bauern-Staates nutzen, sie machte 1952 in Rostock 
Abitur und studierte an der Karl-Marx-Universität in Leipzig Journalistik und Zeitungswissen¬ 
schaft. Dort lernte sie den Genossen Rudi Schuster aus Frankfurt kennen. Die beiden wurden 
ein Paar und heirateten 1953 in Frankfurt. 1954 kam ihr Sohn Guido in Leipzig zur Welt. 1955 
schloss Ingrid ihr Studium mit „Sehr gut" ab. Nach einem Praktikum bei ADN in Berlin und mit 
einem Arbeitsvertrag als Auslandskorrespondentin in der Tasche übersiedelte sie dann zu ih¬ 
rem Mann nach Frankfurt am Main. 1949 in die FDJ eingetreten, wurde sie 1955 Mitglied der 
KPD und 1957 Mitglied in der HBV. 

Ab 1959 arbeitete sie als Redakteurin für die antifaschistische Wochenzeitung „die Tat", wurde 
1974 stellvertretende Chefredakteurin und 1978 bis zur Fusionierung mit der Deutschen Volks¬ 
zeitung im Oktober 1983 Chefredakteurin. 

Aktiv in ihrer Gewerkschaft HBV wurde sie immer wieder in Funktionen gewählt. So war sie 
von 1971 bis 1992 Stellvertretende Vorsitzende im Ortsverwaltungsvorstand Frankfurt und von 
1972 bis 1992 Mitglied im Hauptvorstand der HBV. Sie begleitete beratend den Übergang der 
HBV zur Gewerkschaft Ver.di. 

Sie war Mitglied der WN - BdA und dort Mitglied des Präsidiums und des Sekretariats. 

Neben all dem arbeitete sie in den 60er, 70er und 80er Jahren in vielen demokratischen Aktio¬ 
nen und Bewegungen aktiv mit, insbesondere im bundesweiten „Arbeitsausschuss Demokrati¬ 
sche Aktion" gegen Neofaschismus und im Zentralausschuss gegen die Berufsverbote. 

1969 in die DKP eingetreten, wird sie 1972 erstmals in den Parteivorstand der DKP gewählt. Bis 
1990 war sie auch Mitglied des Präsidiums des Parteivorstandes. 

Ingrid fühlte sich Zeit ihres Lebens dem Schwur von Buchenwald verpflichtet. Der Kampf gegen 
Neofaschismus und gegen Krieg war, trotz jahrelanger Krankheit und nachlassender Kraft, ihr 
Schwerpunkt. So hat sie noch am letzten Antikriegstag an der Kundgebung in Frankfurt teilge¬ 
nommen und hat den Aufruf „Abrüsten statt Aufrüsten" sehr begrüßt und unterzeichnet. 

Sie wird uns sehr fehlen. 

Wir trauern mit unserem Genossen Rudi Schuster, ihrem Sohn Guido mit seiner Familie 
und allen Verwandten. Wir werden ihr Andenken bewahren. 

DKP Gruppe Nordweststadt-Eschersheim 
DKP Kreisvorstand Frankfurt am Main 
DKP Bezirksvorstand Hessen 
DKP Parteivorstand 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet statt am 18. Mai 2018 um 10:30 
Uhr in Frankfurt am Main, Friedhof Westhausen (Kollwitzstraße 27, Haltestelle U6) 

Anstelle evtl, vorgesehener Kranz- und Blumenspenden bittet die Familie im Sinne Ingrids 
um Spenden für die Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V., Spendenkonto: IBAN DE2050 
0201 0200 81390, Stichwort: Abrüsten 



Wir nehmen Abschied von unserer Kameradin 

Ingrid Schuster 

19. Juli 1932-18. April 2018 

Geboren in Velgast und aufgewachsen in Rostock, erlebte sie als Kind und Jugendliche die 
Schrecken des Krieges und der faschistischen Herrschaft. 

Nach dem Studium der Journalistik begann sie 1956 ihre Arbeit in der Redaktion der an¬ 
tifaschistischen Wochenzeitung „Die Tat" in Frankfurt, ab 1977 übernahm sie die Chefre¬ 
daktion von Emil Carlebach. Sie hat so dafür gesorgt, dass Antifaschismus, die Opfer des 
Nazi-Regimes, die Widerstandskämpfer und Gegner des Faschismus in unserem Land und 
im Exil eine publizistische Stimme in der Bundesrepublik Deutschland hatten. 

Sie vertrat konsequent den Weg der Öffnung der WN für die nachgeborenen Generationen 
zum Bund der Antifaschisten. Dafür setzte sie sich als Mitglied des Präsidiums der WN- 
BdA ein. 

Ingrid Schuster war ehrenamtlich Mitglied im Hauptvorstand der Gewerkschaft Handel, 
Banken und Versicherungen (HBV). Sie war über viele Jahre Mitglied des Parteivorstands 
der DKP. 

Sie war eine Kämpferin für Frieden und eine Verteidigerin der demokratischen Rechte. Also 
fand man sie stets an der Seite der Friedensbewegung. Über mehrere Jahre war sie Mitglied 
im Arbeitsausschuss der bundesweiten Initiative „Weg mit den Berufsverboten". 

Wir verlieren eine verdienstvolle antifaschistische Kameradin. Wir behalten Sie in guter 
Erinnerung. 

Vereinigung der verfolgten des Naziregimes 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 

Landesvereinigung Hessen und Kreisvereinigungen Darmstadt, Frankfurt, Fulda, Gießen, 
Kassel, Marburg, Main-Kinzig-Kreis, Offenbach 

Die Trauerfeier findet am 18. Mai 2018 um 10:30 Uhr in Frankfurt am Main, Friedhof West¬ 
hausen, Kollwitzstraße 27, statt. Statt Blumen wird um Spenden für die Friedens- und 
Zukunftswerkstatt e.V., IBAN: DE20 5005 0201 0200 0813 90 gebeten. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



zum 200. Geburtstag von 

Karl Marx 

laden wir herzlich ein. 

Donnerstag, den 17. Mai um 20 Uhr, Kultursaal der Arbeit¬ 
nehmerkammer Bremen, Bürgerstr. 1 / Ecke Violenstraße 

Es liest: Jürgen Neffe, 

promovierter Naturwissenschaftler, aus seiner Biografie 
zu Karl Marx. Als Journalist wurde er mehrfach ausge¬ 
zeichnet, u.a. mit dem Egon-Erwin-Kisch-Preis. Sein Fazit: 
Marx ist nicht tot, er ist aktueller denn je. 


Elasdi 





Die uz auch online lesen! 
Infos: unsere-zeit.de > Abo 
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Gedenken an Albert Funk 

Recklinghausen bereitet sich auf Nazi-Provokation vor 



Ortwin Swiderski informierte in der jüdischen Synagoge über das Leben und Sterben von Albert Funk. 


A m 26. Mai erinnerten Reckling- 
häuser Antifaschisten an die 
Ermordung des Reichstagsab¬ 
geordneten und Bergarbeiters Albert 
Funk vor 85 Jahren. Vor dem Polizeiprä¬ 
sidium legten sie an den Stolpersteinen 
für die Kommunisten Albert Funk und 
Heinrich Vörding rote Nelken nieder. 
Das Recklinghäuser Polizeipräsidium 
war von 1933 bis 1945 Sitz der Gesta- 
po-Leitstelle Nord, hunderte Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten waren 
dort inhaftiert und grausam misshan¬ 
delt worden. Albert Funk und Heinrich 
Vörding kamen dort ums Leben. 

Im Anschluss präsentierte der Dül- 
mener DGB-Vorsitzende Ortwin Swi¬ 
derski auf einer gemeinsamen Veran¬ 
staltung der VVN-BdA und der jüdi¬ 
schen Gemeinde Recklinghausen in 
der Recklinghäuser Synagoge seine 
Forschungen und sein Buch zum Le¬ 
bensweg von Albert Funk. Intensiv 
hat der Gewerkschafter auch bisher 
unbekanntes Material über Albert 
Funk zusammengestellt. Vertreter 
der VVN-BdA und der Vorbeter der 
jüdischen Gemeinde bedankten sich 
im Namen der Veranstalter bei dem 
Referenten. 

Die Veranstaltungen standen auch 
im Zeichen der Vorbereitung von an¬ 
tifaschistischen Protestaktionen. Für 
Pfingstsonntag, den 20. Mai, hat die 
AfD-Kreiskassiererin Ilona Labsch 
eine Demonstration vom Rathaus zum 
Alten Markt in Recklinghausen ange¬ 


Blockiert 


Ein Ableger der rechten „Bremer 
Frauenmärsche“ wollte am 5. Mai 
durch Delmenhorst maschieren. Die 
aus dem AfD-Umfeld organisierte 
Demonstration „Gegen die Öffnung 
der Grenzen und die Zuwanderung 
von illegalen Flüchtlingen“ zog am 
Samstag rund 70 meist männliche 
Teilnehmer in die Stadt, darunter die 
Delmenhorster AfD-Politiker Lothar 
Mandalka, Holger Lüders und Stefan 
Kappe. 

Ein Bündnis, initiert vom Delmen¬ 
horster Friedensforum und unter Be¬ 
teiligung der DKP Delmenhorst, der 
SDAJ Bremen-Oldenburg, Linksju¬ 
gend und DIDF hatte zu Gegenakti¬ 
onen aufgerufen. Organisiert wurden 
mehrere Kundgebungen mit mehreren 
hundert Beteiligten sowie eine Demo 
von SPD und Grünen, die allerdings 
drei Stunden vor dem „Frauenmarsch“ 
begann und von der Demoroute der 
Rassisten wegführte. 

Aus den Erfahrungen der G20-Pro- 
teste in Hamburg und des AfD-Bun- 


meldet, die auf die Beteiligung der ex¬ 
tremen Rechten ausgelegt ist. 

Am 19. Mai veranstalten Antifa¬ 
schisten einen Kreativmarkt auf dem 
Alten Markt in Recklinghausen (vor 


desparteitags in Hannover setzte man 
besonders auf eine regionale Mobi¬ 
lisierung. Für die DKP Delmenhorst 
mit ihrem Transparent „Gemeinsam 
Kämpfen: gegen Rassismus und Nato“ 
stand im Vordergrund die Sicherheit 
der Genossinnen und Genossen sowie 
ein auf verbindlichem Konsens basie¬ 
render Aktionsplan. Dadurch war es 
möglich, nach dem Ende der Kundge¬ 
bungen zügig auf die Demoroute der 
Rassisten zu gelangen und im Bereich 
Bremer Straße eine Sitzblockade anzu¬ 
führen. Durch das entschlossene und 
ruhige Auftreten der Kommunistinnen 
und Kommunisten konnten viele wei¬ 
tere Demonstranten zur Teilnahme an 
der Blockade bewegt werden, so dass 
der Verkehr für eine Stunde völlig zum 
Erliegen kam. 

Versuche der Polizei, die Blocka¬ 
de zu räumen, scheiterten, so dass die 
Blockade als Versammlung eingestuft 
wurde und der „Frauenmarsch“ an ihr 
vorbeigeführt werden musste. 

Klaus Weber 


dem ehemaligen Karstadtkaufhaus) mit 
Infoständen, Musik und kreativen Ak¬ 
tionen. Am 20 Mai um 11 Uhr lädt die 
VVN-BdA zu einer Gedenkveranstal- 
tung an Pfarrer Althoff am Polizeiprä¬ 


Hilfe! 


Für das 20. UZ-Pressefest vom 7. bis 
9. September in Dortmund-Wischlin¬ 
gen lädt die Pressefestkommission wie¬ 
der ein - vor allem auch zur tatkräfti¬ 
gen Hilfe. 

Der Aufbau beginnt am 3. Sep¬ 
tember. Dazu wird noch Unterstüt¬ 
zung benötigt, besonders Elektriker, 
Wasserleute, Tontechniker, Stapler¬ 
fahrer, diejenigen, die mit einem gro¬ 
ßen Geländestapler umgehen kön¬ 
nen, und natürlich viele, die mit an¬ 
packen. Nicht nur die „alten Hasen“ 
werden gebraucht, auch „neue“ Hel¬ 
ferinnen und Helfer sind sehr will¬ 
kommen. 

Die Aufgaben beschreibt Uli Ab- 
czynski: „Wir müssen viele tausende 
Meter Wasserleitungen und Stromka¬ 
bel verlegen, 3 000 bunte Lampen zum 
Leuchten kriegen, etwa 6 000 Sitzge¬ 
legenheiten aufbauen, 300 Helferin¬ 
nen und Helfer mit gutem Essen und 
Trinken versorgen, fünf zentrale Büh¬ 
nen bestücken und vieles mehr. Ja, das 
klingt nach viel Arbeit, aber es macht 


sidium Recklinghausen ein, ab 13 Uhr 
beteiligt sie sich der Veranstaltung der 
Stadt Recklinghausen auf dem Kirch- 
platz vor der Kirche St. Peter. 

Werner Sarbok 


auch eine Menge Spaß, beim Aufbau, 
der Durchführung und beim Abbau des 
Festes mitzuhelfen.“ 

Deshalb der Aufruf der Pressefest¬ 
kommission: „Unterstützt auch in die¬ 
sem Jahr das Fest, nehmt Urlaub und 
meldet euch jetzt schon an! Euer Ein¬ 
satz ist vor allen Dingen auch beim 
Abbau erforderlich, da dieser diesmal 
etwas länger dauern wird. Wir wollen 
am Sonntag, den 9. September bis 18 
Uhr Programm machen. Der zentrale 
Aufbau beginnt am Montag, 3. Septem¬ 
ber, und endet - wenn alles klappt - am 
Dienstag, 11. September 2018, gegen 18 
Uhr.“ 

Die Kommission bittet die Helfer, 
sich über die zentrale Mail-Adresse: 
uz-pressefest@dkp.de anzumelden und 
dabei anzugeben, an welchen Tagen sie 
unterstützen können. Wichtig sind die 
Abbautage. 

Wera Richter, Leiterin der Pressefest-Kommission 
Ulrich Abczynski,Technischer Leiter 
des UZ-Pressefestes 
Klaus Leger, Bundeskassierer 


Termine@unsere-zeit.de 

FR ★ 11. MaHH 


Lübeck: Auswertung Kommunalwahl¬ 
kampf, DKP Lübeck/Südost-Holstein, In¬ 
terkulturelle Begegnungsstätte e.V. (IKB) 
„Haus der Kulturen“, Parade 12, 18.30 
Uhr 


MO ★ 14. MAI 


München: Unsere Klinik wird kaputtge¬ 
spart - Privatisierung und Ausgliederun¬ 
gen am Stadt. Klinikum München“ mit 
Stephan M. (Ökonom, DKP) und Betty R. 
(Gesundheits- und Krankenpflegerin am 
Städtischen Klinikum München), Komm¬ 
treff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


Dl ★IS.MAI 


Marburg: Konservative Weltfriedens¬ 
macht - geht das?, ein marxistischer 
Blick auf Putins Russland mit Reinhard 
Lauterbach, DGB Mittelhessen, DKP 
Marburg-Biedenkopf, SDAJ Marburg- 
Biedenkopf, DGB-Haus Marburg, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6, 20 Uhr 


Ml ★ 16. MAI 


Dortmund: Treff der DKP-Senioren, Z, 
Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr _ 

Röthenbach: Mitgliederversammlung 
der DKP Nürnberger Land, Floraheim, 
Siedlerstraße 10,19 Uhr 


DO ★ 17. MAI 


Nürnberg: Armut in Nürnberg, Marion 
Padua, DKP-Stadträtin in der Linken Liste, 
berichtet vom Armutsbericht des Sozial¬ 
referats und vergleicht ihn mit den Fak¬ 
ten, Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Dl ★ 22. MAI 


Potsdam: Manifest-Zirkel, Bürgertreff 
Waldstadt, Saarmunder Straße 44,18.30 
Uhr 


Ml ★ 23. MAI 


Solingen: Veranstaltung im Theater zum 
25. Jahrestag des Brandanschlages, 
Theater- und Konzerthaus, Konrad-Ade- 
nauer-Straße 71,19 Uhr 


DO ★ 24. MAI 


Nürnberg: Das Programm der Partei „Die 
Linke“ zur Landtagswahl in Bayern, Dis¬ 
kussion der DKP, Rotes Zentrum, Reich¬ 
straße 8,19 Uhr 


SA ★ 26. MAI 


Essen: Branchentreffen Gesundheit, 
Haus der DKP, Hoffnungstraße 18,11.15 
Uhr_ 

Marburg: China - die neue Weltmacht? 
Tagung der Marx-Engels-Stiftung sowie 
der DKP Marburg-Biedenkopf und der 
SDAJ Marburg. Marburg-Ockershausen, 
Alte Schule, Stiftstraße 28,10 bis 17 Uhr. 


Dl ★ 28. MAI 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Dort¬ 
mund-Süd, Gildenstraße 20 bei Werner, 
19 Uhr 


Ml ★ 29. MAI 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Dort¬ 
mund-Ost, Haus Gobbrecht, Körner Hell¬ 
weg 42,19 Uhr 


Protestaktion gegen „Frauenmarsch“ in Delmenhorst 


Das UZ-Pressefest braucht tatkräftige Helfer 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* nvierleSjähriieb* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsannächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 


Name, Yamimr 
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Die letzte Seite 
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Der rote Kanal 


Die Odyssee 

Eine Irrfahrt nach Homer nennt Antü 
Romero Nunes sein Zweipersonen¬ 
stück, das er am Hamburger Thalia- 
Theater inszenierte. Die beiden Söh¬ 
ne des Osysseus stehen am Sarg des 
Vaters und müssen damit klarkom¬ 
men, dass sie sich bisher nicht kann¬ 
ten und dass der Heros der griechi¬ 
schen Sagenwelt so ganz anders war, 
als es ihnen erzählt wurde. Thomas 
Niehaus und Paul Schröder können 
tragisch und komisch, ein herrlicher 
Theaterabend. 

Sa., 12.5., 20.15 Uhr, 3sat 


Dengler - Fremde Wasser 

Die dritte Verfilmung eines Kriminal¬ 
romans von Wolfgang Schorlau, dies¬ 
mal wird seine Hauptfigur bis nach 
Griechenland müssen, um zum Tod 
eines EU-Kommissars zu ermitteln. 
Es geht um Wasserrechte, um Priva¬ 
tisierung, um Korruption und Durch¬ 
stechereien. Warum der Schauplatz, 
im Roman „Fremde Wasser“ die 
BRD, von den Filmemachern nach 
Griechenland verlegt wurde, ist nicht 
unbedingt einsichtig. 

Mo., 14.5., 20.15 Uhr, ZDF 


Nicht druckreif 

Der BVB und DortBUNT 


Das Wetter war der Knaller, ich war 
nur mit U., dem Mann ohne Zähne, und 
der schönen M. am Tisch und Letzte¬ 
re wollte nach dem Spiel noch alleine 
mit mir zum „DortBUNT“-Festival in 
die Stadt zum „Abfeiern“. Wow! Selbst 
mein Knie machte keine Mucken. Bes¬ 
te Voraussetzungen also, dass der BVB 
es komplett verkackt. Und genauso 
kam es. Die wenigen Dinge, die mir 
zum Spiel einfallen, sind definitiv nicht 
druckreif, selbst nicht mit einem „FSK 
18“-Button über dem Text. Wenn ich 
mich extrem bremse und alle Schimpf¬ 
wörter streiche, käme maximal heraus: 
„Schämt euch in Grund und Boden.“ 
Und kein Wort mehr. 

Und sonst? Mainz ist dank uns ge¬ 
rettet (trotzdem Glückwunsch), Schal¬ 
ke (auch dank uns, ohne Glückwunsch) 
Vizemeister, Köln weg vom Fenster 
und der HSV, trotz Niederlage, immer 
noch nicht in der 2. Liga. Oder sagen 
wir zumindest nur mit einem Bein, das 
andere wollen sie den Wolfsburgern 
noch stellen, damit jene nach unten 
gehen. Ich glaube, beide verlieren am 


nächsten Wochenende, womit Wolfs¬ 
burg noch die Chance der Relegati¬ 
on hätte. Unverdient, aber es kann ja 
schlecht die halbe Liga absteigen. 

Dortmund steht immer noch auf 
dem 3. Platz, was niemals an den ge¬ 
zeigten Leistungen liegen kann, son¬ 
dern daran, dass auch Hoffenheim 
(0:2) und Leverkusen (0:0) nicht vor¬ 
an kommen. Wenn am letzten Spieltag 
Frankfurt noch an Leipzig vorbeizieht 
und ihnen den internationalen Platz sti¬ 
bitzt, sieht trotzdem alles ganz ok aus. 
Also für mich. 

Das bürgerliche „DortBUNT“-Fes- 
tival soll eigentlich gegen Rechts eintre- 
ten, begeistert aber 100 000 Menschen 
mit schlechtester Musik, Überfüllung 
und einem Meer aus Glasscherben. Po¬ 
litische Aussagen? Nicht hier. Wir las¬ 
sen es uns nicht vermiesen, aber auch 
nach acht Stunden an der Seite der 
schönen M. komme ich keinen Millime¬ 
ter weiter bei ihr. Wörtlich. Oder um es 
mit Andreas Möller zu sagen: „Das ist 
eine Deprimierung.“ Wohl wahr. 

Karl Rehnagel 



„ Unsere Zeit braucht dieses Fest, 
weil Linke nicht nur nächtelang 
debattieren sondern auch fröhlich 
feiern sollten, um neue Energie für 
die kommenden Kämpfe zu tan¬ 
ken.“ 

Ulla Jelpke, Bundestagsabgeordnete der Linksfraktion 


Viel Geld, kaum Nutzen 

Die WM in Russland als Wirtschaftsfaktor 



Adidas will wie immer mitverdienen. Dafür darf es dann auch mal ein Hammer und eine Sichel auf dem Shirt sein. 


A m 14. Juni beginnt in Russland 
die Fußballweltmeisterschaft 
2018 mit dem Spiel der russi¬ 
schen Mannschaft gegen die Saudi- 
Arabiens im Moskauer Luschniki-Sta- 
dion. Hier wird auch das Endspiel der 
WM stattfinden. Alles ist dafür heraus¬ 
geputzt. Neue Stadien wurden in den 
Austragungsorten errichtet bzw. alte 
modernisiert. Die Infrastruktur wurde 
ausgebaut. 

Die weit mehr als eine Million 
Fußballfans aus aller Welt, die erwar¬ 
tet werden, sollen nicht nur durch den 
Sport und die Gastfreundschaft über¬ 
zeugt werden, sondern auch durch 
schöne Unterkünfte und gute Ver¬ 
kehrsanbindungen. Nicht wenige Men¬ 
schen in Russland sind stolz, dass ihr 
Land ein solches Sportereignis ausrich¬ 
tet. Auch wenn sie selbst die Ticketprei¬ 
se nicht bezahlen können. Sie hoffen, 
dass die WM dem Land Ansehen und 
Anerkennung bringen wird und wollen 
gute Gastgeber sein. 

Andere bleiben skeptisch, weil viel 
Geld für das Großereignis ausgegeben 
wird, das für sie aber keinerlei Verbes¬ 
serung ihrer Lebenssituation bringt. 
Eindeutige Ablehnung kam von An¬ 
fang aus Kreisen der „demokratischen 
Opposition“: Die WM nutze nur Putin. 

Noch nie gab es um eine Fußball¬ 
weltmeisterschaft im Vorfeld zudem 
eine solche heftige politische Ausei¬ 
nandersetzung. Auch nicht 1978, vor 
und während der WM in Argentini¬ 
en, in dem damals eine Militärdiktatur 
herrschte, während der viele Tausende 
verschwanden und ermordet wurden. 
Die hatte aber den „Segen“ der USA. 


Die WM in Russland sollte - ginge es 
nach dem britischen Außenminister 
Boris Johnson, einigen US-Senatoren 
und anderen Hardlinern - gar nicht 
stattfinden: Wegen des Ukrainekon¬ 
flikts, der Krimbesetzung, Skripal, Syri¬ 
en und so weiter. Den Boykott der Fuß¬ 
ball-WM in Russland forderten jüngst 
in einem Offenen Brief 60 überwiegend 
aus der EVP- sowie der Grünen-Frakti- 
on stammende EU-Parlamentarier. Im 
Falle Russlands könne man „nicht so 
tun, als sei diese Weltmeisterschaft ein 
Sportereignis wie jedes andere“, heißt 
es in dem von Rebecca Harms (Grüne) 
initiierten Brief. 

Für den ukrainischen Präsidenten 
Poroschenko ist die WM 2018 „ein rei¬ 
nes Propagandainstrument, um den 
angeschlagenen Ruf Russlands zu tün¬ 
chen. Das hat nichts mit Sport zu tun. 
Dies ist eine Frage der Geopolitik“. Je¬ 
der solle aber selbst entscheiden, „ob 
man dorthin geht oder nicht“. 

Dagegen freuen sich Fußballfans in 
aller Welt auf die Spiele ihrer Mann¬ 
schaften. Andere Politiker, so der Russ¬ 
landbeauftragte der Bundesregierung, 
Dirk Wiese (SPD), lehnen einen Boy¬ 
kott ab. Mitte April, 72 Tage vor dem 
Start der WM, hatte die FIFA bereits 
fast 1,7 Millionen Tickets verkauft, da¬ 
von 53 Prozent an Fans in Westeuro¬ 
pa, Nord- und Südamerika, Afrika und 
Asien. 

Insgesamt hat Russland bis Ende 
2017 für die WM-Vorbereitung 634 Mil¬ 
liarden Rubel ausgeben. Dabei hatte 
und hat man mit massiver Korruption 
und Baupfusch zu kämpfen. Das Sta¬ 
dion in St. Petersburg gilt mittlerweile 


als das teuerste der Welt. Um es fertig¬ 
zustellen, wurde in anderen - vor allem 
sozialen - Bereichen gekürzt. Die Ge¬ 
samtkosten für die Weltmeisterschaft 
in Russland werden auf bis zu 13,2 Mil¬ 
liarden Dollar geschätzt. Wie viele neue 
dauerhafte Arbeitsplätze das gebracht 
hat, steht in keiner Statistik. 

Und es kann passieren, dass nicht 
wenige „normale“ Touristen, die kein 
Interesse an der WM haben, ihre Rei¬ 
se absagen oder verschieben, um unnö¬ 
tigen Stress zu vermeiden. Auch, weil 
während des Turniers mit höheren Prei¬ 
sen gerechnet wird. Das könnte die 
Einnahmen mindern. Zudem werden 
nach der WM einige Städte, so Sama¬ 
ra, die neuerbauten Stadien nicht mehr 
bewirtschaften können. Wahrscheinlich 
ist, dass die Stadien - wie nach vielen 
sportlichen Großereignissen in ande¬ 
ren Ländern - verrotten oder an priva¬ 
te Investoren verkauft werden. 

Es handelt sich hierbei, wie auch 
bei der Korruption, nicht um „russische 
Markenzeichen“, wie es der russische 
Oppositionelle Ilja Jaschin in einem 
Interview mit „Sport Inside“ (WDR, 
17.11.2017) glauben machen wollte. 
Der wirtschaftliche Nutzen der WM für 
die russische Wirtschaft insgesamt, die 
immer noch in der Krise ist, wird von 
Ökonomen jedoch als nur kurzfristig 
und sehr gering eingeschätzt. 

Am 3. Mai konnte der alte und neue 
russische Präsident Putin auf einem 
Treffen in Sotschi erklären, alle Stadi¬ 
en seien einsatzbereit. Die Stimmung 
im Land wird jetzt auch davon abhän- 
gen, wie weit die russische Mannschaft 
im Turnier kommt. Nina Hager 
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